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Mit Blick auf die Ergebnisse 

der Videoschalte von Bundes-

kanzlerin Angela Merkel (CDU) 

mit den Ministerpräsidentinnen 
und -präsidenten der Länder 

sagen wir deutlich, dass es für 

Schulen und Kitas angesichts 

der steigenden Corona-Infekti-

onszahlen ein „Weiter so!“ nicht 

geben darf. Wenn offene Schulen 
und Kitas höchste Priorität aus 

sozialen Gründen haben sollen, 

müssen Lehrkräfte und Erzieher-
innen besonders geschützt wer-

den. Die Beschäftigten setzen 
ihre Gesundheit ein, um dieses 

Ziel zu erreichen. Wir schlagen 

vor, dem Rat des Robert Koch-In-

stituts (RKI) zu folgen und in der 
Schule in kleineren Gruppen zu 

unterrichten. Ab dem 5. Schul-

jahr sollte Wechselunterricht 

zwischen Präsenz- und Fernlern-

phasen ab einem Inzidenzwert 

von 50 angeboten werden. So 

können die Gruppen verkleinert 

und Abstände eingehalten wer-

den. Präsenzunterricht sollte in 

Hinblick auf die Bildungsgerech-

tigkeit insbesondere bildungsfer-
neren Schülerinnen und Schü-

lern zu Gute kommen. Zusätzlich 

muss gesichert sein, dass in den 

Klassenzimmern regelmäßig 

und konsequent gelüftet wird. 
Räume, in denen Lüften nur 
eingeschränkt möglich ist, müs-

sen umgehend mit wirksamen 

Luftfiltern ausgestattet werden. 
Wir brauchen Gefährdungsbe-

urteilungen, bessere Hygiene-

maßnahmen und einen besseren 

Gesundheitsschutz. Nur so kann 

die Schließung von Schulen ver-

hindert werden. 

Zudem müssen alle Lehrkräfte 

und Lernenden endlich digitale 

Endgeräte erhalten, die Ausstat-

tung kommt zu langsam voran. 

Für Schülerinnen und Schüler, 

denen die technischen Mittel 
zum Lernen zu Hause fehlen, 

muss dringend nachgesteuert 

werden. Auch die Frage der di-

gitalen Infrastruktur für Schulen 

und der Systemadministratoren 

ist längst nicht flächendeckend 
gelöst. Um den Gesundheits-

schutz, das Recht auf Bildung 

und die Vereinbarkeit von Er-

werbstätigkeit und Familie unter 
einen Hut zu bringen, sollten die 

Grundschulen so lange wie mög-

lich geöffnet bleiben. Dafür ist 
es notwendig, für Grundschul-

klassen alle Möglichkeiten aus-

zuloten, in größeren Räumen zu 

unterrichten. Eine Aufstockung 

des Personals ist dringend not-

wendig.

Für die Kitas verlangen wir, die 

individuellen Gefährdungsbeur-

teilungen nach Arbeitsschutzge-

setz umzusetzen. Deren Ergeb-

nisse und Empfehlungen sind 

einzuhalten, um die Beschäf-

tigten zu schützen. Jede Kita 
braucht passgenaue und wirksa-

me Hygienepläne. Die Regelun-

gen der Deutschen Gesetzlichen 

Unfallversicherung (DGUV) für 

Kitas zum Infektionsschutz sind 
zu beachten und umzusetzen. 

Weiter müssen alle Kitaträger 

Betriebsmediziner einsetzen. 

Diese sollten die Risikogruppen 

bei den Beschäftigten beraten 

und im Einzelfall von der Arbeit 

in der Kita freistellen. In Einrich-

tungen, die diese Voraussetzun-

gen nicht erfüllen, ist ein Betrieb 

der Kita nicht zu verantworten. 

Kitaschließungen dürfen nicht 

ausgeschlossen werden, wenn 

neue wissenschaftliche Erkennt-
nisse nahelegen, dass Kitas eine 

Rolle bei der Verbreitung des 

Coronavirus spielen oder es ein 

erheblich erhöhtes Risiko für die 

Beschäftigten gibt.
Wir ermahnen den Senat, die 

Bürgerschaft im Kampf gegen 
die Corona-Pandemie stärker zu 

beteiligen, um die Akzeptanz der 

einschneidenden und notwendi-

gen Maßnahmen bei der Bevöl-

kerung auf eine breitere Legi-

timationsgrundlage zu stellen. 
Das Rechtsstaatsprinzip mit den 

Grundsätzen der Gewaltentei-

lung, das in der Verfassung ver-

ankert ist, ist ein hohes Gut. Die 

Stunde der Exekutive war am An-

fang der Pandemie im Frühjahr 

angemessen, geboten und er-

forderlich. Jetzt muss wieder die 
Stunde der Parlamente schlagen. 

Die aktuelle Entwicklung ist für 

die Demokratie, den Zusammen-

halt der Gesellschaft und den 
allgemeinen Gesundheitsschutz 

problematisch. Beratungen der 
Kanzlerin mit den Ministerprä-

sidentinnen und -präsidenten 
und die daraus resultierenden 
Rechtsverordnungen auf Bun-

des- und Landesebene können 

einen breiten parlamentari-

schen Prozess nicht ersetzen. 

Die Möglichkeiten gesellschaftli-
cher Gruppen, einschließlich der 

Gewerkschaften, ihre Expertise 
etwa in einem Gesetzgebungs-

verfahren über Anhörungen und 

Stellungnahmen einzubringen, 

ist besser als auf die Kabinetts-

beschlüsse zu Verordnungen ein-

zuwirken. „Mehr Legislative statt 
Exekutive!“
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Anja Bensinger-Stolze, Fredrik Dehnerdt, Sven Quiring

Kein ,Weiter so!‘
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alles digital Seite 9
Der erstmalig online durchgeführte Gewerk-

schaftstag unseres Landesverbandes zeigte, dass 
diese Form der Kommunikation zwar Möglichkei-
ten des Austausches bietet, bewies aber in Hinblick 
auf demokratische Ansprüche, dass dies immer nur 
eine Notlösung sein kann.

quälend langsam Seite 26
Eine internationale Vergleichsstudie über die 

Schnelligkeit des Internets verweist Deutschland 
auf die hinteren Ränge.

gestartet Seite 32
Kolleg_innen, die in der Weiterbildung beschäf-

tigt sind und seit Jahren gegen ihre skandalöse Be-
zahlung ankämpfen, haben eine Kampagne initiiert 
– den Hamburger Appell.

virenfrei Seite 24
Dass gerade in Corona-Zeiten lüften wichtig ist, 

steht außer Frage. Wie aber sieht’s mit Geräten aus, 
die die Covid19-Viren aus den Aerosolen fischen?
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geschafft Seite 17
Der Abschluss des TVöD ist erfolgt. Wir zeigen, 

wie sich die Erzieher_innen innerhalb der GEW für 
ein gutes Ergebnis eingesetzt haben, eingebettet in 
eine Betrachtung, die erklärt, was dies für die Wirt-
schaft insgesamt bedeutet.

auffällig Seite 41
Das Thema ‚Jungen in Not‘ hat in der Vergan-

genheit für Aufregung gesorgt. Die Befunde in 
Hinblick auf autoaggressives Verhalten sollten die 
Alarmglocken schrillen lassen.

gesiegt Seite 52
Jahrzehntelang haben wir über den Widerstand 

der Menschen im Wendland gegen die Lagerung 
des Atommülls berichtet. Nicht zuletzt deshalb, 
weil auch viele unserer Mitglieder in diesen Kampf 
involviert waren. Ein Interview mit einem Kolle-
gen, der die ganze Zeit in vorderster Front dabei 
war.

vernichtend Seite 36
Der Finanzdienstleister ist längst zu einem 

Machtfaktor geworden, der national und global das 
Primat der Politik unterläuft. Er setzt damit neue 
Maßstäbe, wie die Rolle des Staates innerhalb ka-
pitalistischer Wirtschaftsordnungen einzuschätzen 
ist. – Die Richter sprechen ein eindeutiges Urteil.
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Das „W“ bei GEW 
steht für 
Wissenschaft
hlz 9-10/2020, S. 23

Hallo Joachim,
zuvor Dank für eure Arbeit an 

und in der hlz – und dass du dir 
treu bleibst, wie immer und be-
sonders auf der letzten Seite der 
September/Oktober-Ausgabe.

Was mich in dieser Ausgabe 
aber ärgert, ist der auf Seite 23 
abgedruckte Aufruf zur Strei-
chung der Beihilfefähigkeit für 
heilpraktische Leistungen.

Wie steht es in diesem 
Zusammenhang mit dem von 
Dir angemahnten "W" in der 
GEW? Wenn im Aufruf von 
Heilmethoden, „...für die die 
Schulmedizin(!) keine adäqua-
ten Behandlungsansätze hat" die 
Rede ist, sind doch vor allem 
solche gemeint, für die es nach 
wissenschaftlicher Prüfung auch 
keinen Wirkungsnachweis gibt. 
Und wer solche Behandlungsan-
sätze für sich wünscht, soll sie 
doch bitte auch selbst bezahlen. 
Schade nur, dass man das in 
Schleswig-Holstein noch nicht 
so sieht.

Den laut Aufruf „besonders 
stark betroffenen älteren Kol-
leg_innen" ist übrigens zu raten, 

bei ernsten Beschwerden doch 
lieber auf die Schulmedizin(!) 
zu vertrauen...

Mit vielen Grüßen aus dem 
Ruhestand

MICHAEL BARTSCH
(ehem. Vorsitzender PR-Gym

und Fachgruppe Gym.)

sehr gefreut
Hallo liebe HLZler,
ich habe mich sehr über die 

Protest-Initiative bzgl. der Bei-
hilfekürzungen gefreut. Mit der 
Behördenankündigung wird ein 
ganzer Berufsstand diskreditiert.

Meine Familie und ich haben 
bislang von dem breiten Spek-
trum alternativer Diagnose- und 
Behandlungsmethoden von 
Heilpraktiker_innen profitie-
ren können, die im Übrigen 
oft auch dafür gesorgt haben, 
dass wesentlich teurere (u.a. 
auch operative) Behandlungen 
vermieden oder aufgeschoben 
werden konnten. Auch die 
gesetzlichen Krankenkassen 
erkennen inzwischen viele 
alternative Heilmethoden an und 
es besteht die Möglichkeit, diese 
mitversichern zu lassen.

Wenn jetzt die kompletten 
Leistungen der Heilprakti-
ker_innen im Beihlilfesystem 
gestrichen werden, bedeutet 

das NICHT – wie im Schreiben 
bzgl. Beihilfeveränderungen 
beschrieben  –  eine Anglei-
chung an die gesetzlichen 
Krankenkassen, sondern eine 
BENACHTEILIGUNG und 
VERSCHLECHTERUNG !

Das ist überhaupt nicht zu 
akzeptieren und muss sofort 
wieder geändert werden!

Ich bitte daher die GEW, mit 
allen verfügbaren Kräfte sich 
dafür einzusetzen, dass diese 
Streichungen zurückgenommen 
werden.

Mit sehr besorgten Grüßen
PETRA HAMANN

ReBBZ/Wilhlemsburg

angespannt
Gemäß der Ergebnisse einer 

jüngst durchgeführten Studie-
rendenbefragung von HUL, 
Servicestelle Evaluation und 
AG Soziale Lage des Grund-
kurses “Methoden der Sozial-
wissenschaften” der Universität 
Hamburg, gaben 21,9 Prozent 
der befragten Studierenden 
(N=4528) an, in ihrer Wohnung 
nicht über einen eigenen Ar-
beitsplatz zu verfügen. Was die 
Stabilität der Internetverbindung 
anbelangt, gaben insgesamt 20,5 
Prozent an, dass diese teils/teils 
(16,2 Prozent), meist nicht sta-
bil (3,8 Prozent) bzw. nie oder 
fast nie stabil (0,5 Prozent) sei 
(N=4527). Außerdem hatten 44 
Prozent der Befragten (N=4576) 
angegeben, Vereinsamung zu 
befürchten. Diese Ergebnisse 
waren im Ausschuss für Lehre 
und Studium der Uni vorgestellt 
worden.

62,1 Prozent der Befragten be-
werteten den Wegfall von Lern-
orten auf dem Campus als eher 
negativ bzw. negativ für ihre Ar-
beits- und Leistungsfähigkeit im 
Studium.
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Leser_innenbriefe an: hlz@gew-hamburg.de
(wir belassen ggf. alte Schreibung)

Die Redaktion behält sich das Recht auf Kürzungen vor
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Anspruch auf Testung

Lehrkräfte und andere an Schule Beschäftigte gehören zu den 
Berufsgruppen, die für längere Zeit in Kontakt mit einer Vielzahl 
von anderen Menschen stehen. Deshalb ermöglicht die Schul-
behörde ihren Beschäftigten, sich bis zu dreimal kostenlos auf 
eine Corona-Infektion testen zu lassen. Das Angebot gilt für alle 
Beschäftigen, die als Angestellte, Beamte oder Lehrkräfte im 
Vorbereitungsdienst an einer staatlichen Schule oder einer Er-
satzschule in Hamburg durch die Schulbehörde oder einen freien 
Schulträger beschäftigt sind. Die kostenlosen Tests sind bis zum 
Beginn der Weihnachtsferien möglich. Newsletter BSB vom 22. 
Oktober. Mehr Information» (Link: https://www.hamburg.de/
bsb/13679646/corona-faqs/#anker_0 )
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Während der Anteil der Beschäftigten mit Migrationshintergrund an allen Berufen etwa ein Viertel beträgt, liegt 

dieser bei Niedriglohn-Beschäftigten in systemrelevanten Berufen besonders hoch

V.i.S.d.P.: VER.DI BUNDESVORSTAND – RESSORT 1 – FRANK WERNEKE – PAULA-THIEDE-UFER 10 – 10179 BERLIN
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ver.di INFO GRAFIK www.wipo.verdi.de | Quelle: DeZIM-Institut, Datenbasis: SOEP. 

splendabel
Die Corona-Pandemie hat 

Hamburger Schulen auf neue 
Ideen gebracht, um die Sicher-
heit in den Unterrichtsräumen zu 
erhöhen. So haben einige Schu-
len auf eigene Kosten in beson-
ders beengten Klassenräumen 
große transparente Plexiglas-
scheiben vor den Lehrerpulten 
befestigen lassen, um ihre Leh-
rerinnen und Lehrer zu schüt-
zen. Andere Schulen haben aus 
ihrem Schulbudget sogenannte 
CO2-Ampeln angeschafft, um 
die Lüftungsintervalle in einzel-
nen Klassenräumen besser ab-
schätzen zu können. Diese guten 
Ideen möchte die Schulbehörde 
jetzt aufgreifen und stellt jeder 
staatlichen Hamburger Schule 
ein zusätzliches Budget von rund 
400 Euro pro Klassenraum zur 
Verfügung, um das Infektions-
risiko in den Klassenzimmern 
noch weiter zu reduzieren.

entspannt
Nach der Schulschließung 

im Frühjahr sind bei Hamburgs 
Schülerinnen und Schülern die 
Lernrückstände in einzelnen 
Kernfächern weniger drama-
tisch als befürchtet. Das gilt 
nach Aussage der Schulbehörde 
zumindest für die Jahrgangs-
stufen 4 und 5 und die Fächer 
Mathematik und Deutsch (Lese-
verstehen), in denen nach den 
Sommerferien der Lernstand 
verpflichtend geprüft wurde. Es 
seien »keine signifikanten Lern-
rückstände feststellbar«, sagte 
Martina Diedrich, die Direktorin 
des Instituts für Bildungsmoni-
toring und Qualitätsentwicklung 
(IfBQ). Die Ergebnisse seien 
»auffällig unauffällig«. Daten zu 
anderen Fächern und Jahrgangs-
stufen gebe es nicht. Auch Ver-
gleichszahlen aus anderen Bun-
desländern lägen nicht vor, da 
nur Hamburg seine Schülerinnen 
und Schüler aufwendig teste.

verschieben
Wegen der unabsehbaren Dau-

er der Corona-Pandemie hält 
Hamburgs Bürgerschaftspräsi-
dentin Carola Veit (SPD) eine 
Verlagerung von Entscheidun-
gen vom Senat zum Parlament 
für geboten. »Jetzt, wo wir si-
cher wissen, dass das viel länger 
dauern wird als erhofft, glaube 
ich schon, dass wir uns als Par-
lament die Frage stellen müssen, 
wie wir ein Verfahren schaffen 
können, das bei grundlegenden 
Entscheidungen eine Abstim-
mung im Parlament sicherstellt«, 
sagte Veit der Deutschen Presse-
Agentur. Schließlich werde die 
Lage immer komplizierter, das 
zu verteilende Geld knapper und 
die Konflikte würden etwa bei 
harten Corona-Einschränkungen 
größer. Niedersachsen fahre be-
reits eine ähnliche Debatte, de-
ren Ergebnis sie sich genau an-
sehen werde.
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Mit folgender Erklärung nimmt die GEW Hamburg Anteil an der Trauer 
um den ermordeten Kollegen Samuel Paty und spricht ihre Solidarität aus

GEDENKEN 
AN

SAMUEL PATY
Mit der grausamen Ermordung des Geschichts- und Geographielehrers Samuel Paty 

am 16. Oktober hat der islamistische Terrorismus in Frankreich einen neuen Höhe-
punkt erreicht. Opfer des Terrorakts ist zum ersten Mal ein Pädagoge. Der achtzehn-
jährige Täter rechtfertigte seine Tat mit dem Hinweis auf dessen Unterricht. Er kannte 
weder sein Opfer noch dessen Schule und war nach bisherigem Kenntnisstand durch 
eine Verleumdungskampagne gegen Samuel Paty in den Social Media auf diesen auf-
merksam geworden.

Das Zusammentreffen mehrerer Faktoren gibt Anlass nicht nur zur Empörung, son-
dern auch zur Sorge. Bestürzt und betroffen sind wir, weil der Lehrer wegen der Er-
füllung seines fachlichen und pädagogischen Auftrags getötet wurde. Dass er seine 
Schulklasse mit verschiedenen Grafiken zum Themenfeld künstlerischer und politi-
scher Polemik konfrontierte und somit im Sinne des kontroversen Denkens unterrich-
tete, wurde ihm zum Verhängnis, weil zu den Bildern die von der Zeitschrift Charlie 
Hebdo erneut publizierten Mohammed-Karikaturen gehörten. Allein dieses Detail ge-
nügte, um den Lehrer zur Zielscheibe eines Shitstorms zu machen, bei dem böswillige 
und offenkundig unwahre Unterstellungen mit Appellen verbunden wurden, gegen den 
Lehrer vorzugehen. 

Sorge macht uns dieser Hergang, weil er eine Wechselwirkung aufzeigt, die sich sehr 
leicht wiederholen kann: Ein auf Urteilsbildung und Mündigkeit zielender Unterricht 
wird durch Denunziation zum Gegenstand digitaler Erregungswellen, in deren Folge 
Name und Arbeitsort des späteren Opfers genannt werden; und offensichtlich nur hier-
durch kann sich bei dem späteren Täter eine Mordabsicht herausbilden, da er weder 
den Lehrer noch dessen Unterricht persönlich kannte. Wir machen zugleich darauf 
aufmerksam, wie verletzlich und wenig geschützt Lehrpersonen sind. 

Sorge macht uns aber auch, dass der Lehrermord von Conflans-Sainte-Honorine sein 
terroristisches Ziel, nämlich Angst und Schrecken zu verbreiten und Lehrkräfte einzu-
schüchtern, erreichen könnte. Deshalb gilt die Solidarität der GEW Hamburg all jenen 
französischen Kolleginnen und Kollegen, die in den Kundgebungen nach dem An-
schlag mutig ihren Willen bekundeten, die Freiheitswerte ihrer Republik durch einen 
Unterricht zu verteidigen, der kein Blatt vor den Mund nimmt, sondern sich mit allen 
Versuchen geistiger oder religiöser Unterwerfung auseinandersetzt. 
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GEWERKSCHAFTSTAG

Auf Sendung
Vor dem Hintergrund dramatisch zunehmender Infektionen mit Covid19 
erwies sich die Entscheidung, unser oberstes Entscheidungsorgan online 
tagen zu lassen, als konsequent und richtig

Merkwürdig war es schon, als 
um neun Uhr auf dem Bildschirm 
immer mehr kleine Kacheln auf-
tauchten, die die online-Präsenz 
der Delegierten anzeigten. Die 
Begrenztheit der Technik ließ 
leider nicht zu, dass sich alle auf 
einmal auch visuell gegenüber-
treten konnten. Immerhin aber 
blitzte hier und da für kurze Zeit 
das Konterfei der Zugeschalteten 
auf, was die Möglichkeit zur in-
dividuellen Begrüßung bot.

Die insgesamt etwas blutleere 
Atmosphäre – so mein Empfin-
den – wurde durch die Modera-
torin Yvonne Heimbüchel, of-
fiziell Mitglied des Präsidiums, 
mit ihrer kompetenten und vor 
allem freundlich zugewandten 
Art dennoch angenehm mit Le-
ben gefüllt. 

Was war zu erledigen?
Unser Geschäftsführer Dirk 

Mescher führte als Webmaster, 
vielleicht sagt man es heute so, 
souverän durch das Programm. 
Alle Anträge, bis auf die des Frie-
densausschusses, seien zurück-
gezogen worden, berichtete er. 
Sie gehen nun zur Entscheidung 
in den Landesvorstand, werden 
dort verabschiedet oder auf den 
im Frühjahr 2021 geplanten Ge-
werkschaftstag verschoben. Dies 
entspricht dem sonst üblichen 
Verfahren mit Anträgen, die 
mangels Zeit auf einem ‚normal‘ 
abgehaltenen Gewerkschaftstag 
nicht zur Abstimmung kommen 
konnten. Dirk begründete dies 
damit, dass die notwendigen 
inhaltlichen Auseinandersetzun-
gen über diese Anträge online 
nicht in der gebotenen Differen-
ziertheit möglich seien.

Anders – und damit begann 

dann auch unser erster Kassen-
verwalter Jens Kastner – sei 
es mit der Verabschiedung des 
Haushalts. Man erwarte eher 
Rückfragen als inhaltliche Aus-
einandersetzungen. Diese kön-
ne man durchaus online beant-
worten. Mit einer Art Protokoll 
darüber werde man dann den 
Haushalt allen Delegierten zu-
kommen lassen, die dann schrift-
lich darüber abstimmen müssten. 
Ein etwas aufwändiges Prozede-
re, das sich aber nicht vermeiden 
lasse, weil sich alle bisherigen 
online Abstimmungsverfahren 
als nicht sicher erwiesen hätten, 
so die Erklärung unseres „Web-
masters“ Dirk.

Jens Kastner konnte, wie man 
zu sagen pflegt, „gute Zahlen“ 
präsentieren. Unsere Organi-
sation stehe finanziell gut da, 
was vor allem den seit Jahren 
steigenden Mitgliederzahlen ge-
schuldet sei (s. weiter unten). Als 
Vorsitzender des Bereichs Kin-

der und Jugend nutzte Jens zu-
gleich an dieser Stelle die Mög-
lichkeit, über den wenige Tage 
zuvor durchgeführten Streik im 
Kitabereich zu berichten (s. auch 
S. 17), in dessen Folge es zwei-
hundert (!) Neueintritte gegeben 
habe. Das erfreue ihn nicht nur 
als politisch Agierender, sondern 
auch als Finanzverantwortlicher. 

Die wenigen Nachfragen 
konnten schlüssig beantwortet 
werden und als der Kassenprü-
fer Holger Radke sich online 
zuschaltete und das Testat ‚unbe-
denklich‘ vergab, war inhaltlich 
wie formal dem Rechnung ge-
tragen worden, was die Satzung 
vorsieht.

Erste Prüfung online bestan-
den!

Das Hauptreferat
Der als Jurist am Zentrum für 

Sozialforschung in Halle leh-
rende Referent Wolfhard Kohte, 
der als Kenner auf dem Gebiet 

Fo
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MAZ ab! Delegierte zugeschaltet
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des Arbeits- und Gesundheits-
schutzes anerkannt ist, konnte 
die Delegierten in einem an-
derthalbstündigen Referat nicht 
nur davon überzeugen, dass er 
nicht zu Unrecht als einer der 
kompetentesten Arbeitsrechtler 
auf diesem Gebiet angesehen 
wird, sondern zugleich zeigen, 
wie komplex sich das Recht auf 
diesem Gebiet darstellt. Durch-
weg könne man feststellen, so 
Kohte, dass die Arbeitgeberseite 
– und dies gelte auch und gerade 
für den öffentlichen Dienst – bis 
heute nicht begriffen habe, dass 
es gesetzliche Ansprüche seitens 
der Arbeitnehmer_innen auf dem 
Gebiet des Arbeits- und Gesund-
heitsschutzes gebe. Noch immer 
begegne er Vertretern auf Arbeit-
geberseite, die meinten, dass es 
in ihrem eigenen Ermessen läge, 
was den Mitarbeiter_innen an 
Risiken zugemutet werden kann. 
Das sei ein Zeichen nicht nur 
von Ignoranz, sondern auch von 
großer Unkenntnis. 

Die Betroffenen seien natur-
gemäß mit der Situation überfor-
dert, da es wirklich der Kenntnis 
eines komplizierten rechtlichen 
Regelwerks bedürfe, was dem/
der juristisch nicht Vorgebilde-
ten zunächst einmal verschlos-
sen bleiben müsse. Die Betriebs- 
und Personalräte dagegen hätten 
diese Chance und diese würde 

ja auch zunehmend wahrge-
nommen, um Forderungen nach 
mehr Gesundheitsschutz auch 
juristisch zu untermauern. Vie-
lerorts stehe man aber erst am 
Anfang. Nur ein permanentes 
Dringen auf Durchsetzung der 
gesetzlichen Ansprüche könne 
hier die Sensibilisierung aller 
Beteiligten steigern. Hier bezog 
er selbst die Gerichte mit ein, 
deren Entscheidungen auch da-
von abhingen, wie die Themen 
in der Öffentlichkeit diskutiert 
und wahrgenommen würden. So 
seien durchaus unterschiedliche 
Einschätzungen feststellbar, je 
nachdem, ob strittige Fälle vor 
Verwaltungsgerichten – zustän-
dig für Betriebs- und Personal-
räte – oder vor Arbeitsgerichten 
– zuständig für Klagen von Ar-
beitnehmer_innen – ausgefoch-
ten würden.

Wenn von Überforderung die 
Rede ist, dann gilt dies an dieser 
Stelle auch für den Chronisten, 
der sich außerstande sieht, detail-
gerecht das Referat wiederzuge-
ben. Professor Kohte versprach 
aber auf Anfrage der Redaktion, 
die von ihm dargestellten Sach-
verhalte und Zusammenhänge in 
einem Beitrag für die hlz zusam-
menzufassen. Wir werden also in 
unserer Dezemberausgabe mit 
einer differenzierten Darstellung 
aufwarten können.

Dass der Inhalt des Referats 
auf großes Interesse stieß, konn-
te man anhand der zahlreichen 
Nachfragen erkennen, die trotz 
der weit überzogenen Zeit ka-
men.

Zweite Prüfung online bestan-
den!

Rechenschaftsberichte
Sozusagen am Vorabend des 

Auslaufens ihrer Amtszeit im 
Frühjahr nächsten Jahres zog 
unsere Vorsitzende Anja Ben-
singer-Stolze Bilanz ihrer dann 
achtjährigen Tätigkeit. Licht 
und Schatten gehörten naturge-
mäß dazu. Letzterer sei nicht 
zu leugnen in Hinblick auf alle 
Versuche, die Arbeitsbelastung 
der Kolleg_innen zu verringern. 
Die Forderung, die Zahl der 
Stunden vor der Klasse auf ma-
ximal 20 zu reduzieren, sei eine 
klare Zielmarke, der man durch 
zahlreiche Versuche im Rahmen 
des Arbeitszeitmodells versucht 
habe näher zu kommen. Aber 
egal, welcher Art die Forderung 
gewesen sei: bei diesem Senator 
und den politisch Verantwort-
lichen habe man immer nur auf 
Granit gebissen. Deshalb bleibe 
dieses dicke Brett weiter zu boh-
ren!

Anders dagegen verhalte es 
sich mit der Kampagne JA13, 
also der Kampagne, die eine 
einheitliche Lehrer_innenbesol-
dung fordert. Allen Unkenrufen 
zum Trotz sei man kurz vor dem 
Ziel! Die Beharrlichkeit, mit der 
es uns gelungen sei, die Kolleg_
innen auf die Straße bzw. vor das 
Rathaus zu bringen – Anja erin-
nerte u.a. an die Fahrraddemo 
durch die Stadt – , um unserer 
Forderung Nachdruck zu ver-
leihen, habe dazu beigetragen, 
den Druck auf die politischen 
Entscheidungsträger zu erhö-
hen. Dass wir nun kurz vor dem 
Abschluss stünden, sei also kein 
Selbstgänger gewesen, sondern 
zeige, dass gewerkschaftliches 
Engagement sich auch auszah-
len könne, so Anja resümierend. 
Sie versprach – auch wenn dies Yvonne Heimbüchel führte souverän durchs ‚Programm‘
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vielleicht erst nach der Pande-
mie möglich sei – , dass man 
die Möglichkeit schaffen werde, 
dies gebührend mit dann hoffent-
lich vielen ‚Gewinner_innen‘ 
gemeinsam feiern zu können!

Außerhalb des Tagesgeschäfts 
sei es in den Jahren ihres Man-
dats als Vorsitzende vor allem 
um die Auswirkungen der sozia-
len Spaltung in der Stadt gegan-
gen, die durch die Schulstruktur 
an Dynamik dazugewonnen 
habe. Die Forderungen nach 
mehr Ressourcen zur schuli-
schen Inklusion gehören genau-
so zu den Vorschlägen der GEW 
wie bspw. die Forderung nach ei-
ner flexiblen Oberstufe, um das 
Ziel „Eine Schule für alle“ nicht 
aus den Augen zu verlieren und 
in der gesellschaftlichen Diskus-
sion zu halten. Auch hier geht es 
nicht ohne Beharrlichkeit, denn 
man sei nicht blauäugig in dem 
Sinn, dass wir hoffen, dass dies 
sich unter den gegenwärtigen 
politischen Machtverhältnissen 
durchsetzen lasse. An der Dis-
kussion um die Campusschulen, 
etwa als Transformationsmodell 
für ‚Eine Schule für alle‘, sei 
man beteiligt, was gleichzeitig 
heiße, dass diese nicht abge-
schlossen sei. An der Grundidee 
des möglichst langen gemeinsa-
men Lernens, beteuerte Anja, sei 
weiterhin festzuhalten. 

Ebenfalls wies die Vorsitzen-
de darauf hin, dass es an vielen 
Stellen gut und sinnvoll sei, 
Bündnisse zu schließen. Bünd-
nisarbeit sei ein zeitaufwändiges 
Geschäft, zahle sich aber auf 
Dauer aus. Dabei nannte sie ne-
ben dem Bündnis für schulische 
Inklusion, das Bündnis zur Neu-
strukturierung der Lehrer_in-
nenbildung, das dabei geholfen 
habe, ein gemeinsames Lehramt 
für Stadtteilschulen und Gymna-
sien durchzusetzen. Dies sei wie-
derum ein richtiges Zeichen für 
eine andere Schulstruktur.

In Hinblick auf ihre eigene 
Zukunft nach ihrer Amtszeit 
nannte Anja ihren Plan, auf dem 
im Juni nächsten Jahres in Leip-

zig stattfindenden Bundesge-
werkschaftstag für den Bundes-
vorstand, Bereich ‚Schule‘, zu 
kandidieren. Die Erfahrung, die 
sie in den Jahren als Vorsitzende 
habe sammeln können, sei nicht 
nur Voraussetzung dafür, solch 
ein Amt ausfüllen zu können, 
sondern biete auch die Mög-
lichkeit, neue Akzente setzen zu 
können.

Unser stellvertretender Erster 
Vorsitzende Fredrik Dehnerdt 
verwies zunächst auf die unter 
seiner Einflussnahme zustande 
gekommene Expertise über die 
Berufsverbote politisch misslie-
biger Kolleg_innen, denen man 
in den 1970er Jahren vorwarf, 
nicht jederzeit für die freiheitlich 
demokratische Grundordnung 
einzutreten. Im Rahmen dieses 
Engagements wurden auf von 
ihm zusammen mit ehemaligen 
Berufsverbotsopfern initiierten 
Veranstaltungen im Curio-Haus 
Forderungen an die GEW und 
den Hamburger Senat gerichtet, 
die den Betroffenen eine Kom-
pensation für das ihnen wider-
fahrene Unrecht zusprechen 
sollten. Nicht ohne Erfolg: Die 
GEW entschuldigte sich und bot 
eine lebenslange beitragsfreie 
Mitgliedschaft an; die konkreten 
Ausgleichsangebote des Senats 
sind noch in der Diskussion. 

Im unmittelbaren Zusam-
menhang mit der Geschichte 

der Berufsverbote stehen die so 
genannten Unvereinbarkeits-
beschlüsse der GEW. Unsere 
Gewerkschaft schloss nämlich 
viele der von Berufsverbot be-
troffenen Kolleg_innen aus! Um 
dieses dunkle Kapitel unseres 
Verbandes aufzuarbeiten, setz-
te Fredrik sich dafür ein, hierzu 
eine wissenschaftliche Expertise 
in Auftrag zu geben. Diese, so 
konnte er vermelden, sei nun fer-
tig. Man wolle allerdings mit der 
Vorstellung des Buches* warten, 
bis es wieder möglich sei, grö-
ßere Veranstaltungen in Präsenz 
durchzuführen.

In einem verhältnismäßig 
kleinen Rahmen habe man al-
lerdings vor zwei Wochen eine 
Veranstaltung zur Geschichte 
der GEW durchgeführt, so Fred-
rik weiter, auf der der Historiker 
Marcel Bois seine von der GEW 
in Auftrag gegebene Studie vor-
gestellt habe, in der es um den 
Übergang der Gesellschaft der 
Freunde in den Nationalsozialis-
tischen Lehrerbund und die Zeit 
während der NS-Herrschaft geht, 
in der auch noch einmal die Rol-
le Max Traegers untersucht wor-
den sei. Er hoffe, dass damit die 

Power-Point mit Blickkontakt

*Alexandra Jäger: Abgrenzungen 
und Ausschlüsse. Die Unvereinbar-
keitsbeschlüsse in der GEW Ham-
burg in den 1970er Jahren, Weinheim 
2020
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Grundlage zu einer sachlichen 
Diskussion über diesen noch im-
mer umstrittenen Zeitabschnitt 
gelegt worden sei (s. S. 58).

In Hinblick auf Zeitgeschicht-
liches verwies Fredrik auf die 
von ihm aktiv geführte Ausein-
andersetzung mit der AfD. Be-
kannter Maßen hatte die AfD 
Denunziationsportale eingerich-
tet, die Schüler_innen und Eltern 
aufforderten, Lehrer_innen zu 
melden, die ihrer Meinung nach 
Inhalte im Unterricht verbreite-
ten, die sich nicht mit ihrem de-
mokratischen Grundverständnis 
vereinbaren ließen. Damit stand 
– auch bundesweit – wochenlang 
in der Diskussion, ob und inwie-
weit es werturteilsfreien Unter-
richt überhaupt geben könne und 
wo eine solche Beeinflussung 

von Schüler_innen, die man un-
ter „Indoktrination“ fassen kön-
ne, beginne. 

Hier habe er nicht nur dafür 
gesorgt, so unser stellvertretende 
Vorsitzende weiter, dass durch 
zahlreiche Artikel ein differen-
ziertes Bild dieses komplizier-
ten Gegenstands habe entstehen 
können, sondern er habe auch 
eine Veranstaltung mit vielen 
Bündnispartnern auf Kampnagel 
initiiert, die großen Anklang ge-

funden habe.
All dies habe ihn dazu bewegt, 

hierzu eine Broschüre heraus-
zugeben, die bundesweit nach-
gefragt wurde, so dass sie eine 
zweite Auflage erfuhr.

Fredrik wechselte dann zu 
einem anderen Thema: Nicht 
ihm, sondern allen, die sich in 
der GEW engagiert hätten, sei es 
zu verdanken, dass es in seiner 
Amtszeit zu einem beachtlichen 
Mitgliederzuwachs gekommen 
sei. Angesichts der prognosti-
zierten wachsenden Schüler_in-
nenzahlen um 25 Prozent (!) in 
den kommenden 10 Jahren und 
den damit notwendigen Neu-
einstellungen von Kolleg_in-
nen im selben Zeitraum sei die 
Chance, den Trend des Mitglie-
derzuwachses aufrechterhalten 

zu können, groß. Ziel unseres 
Landesverbands müsse sein, 
prozentual um den gleichen An-
teil an Mitgliedern zu wachsen. 
Um diese Chance wahrnehmen 
zu können, so seien sich die Vor-
sitzenden einig, müsse die Perso-
naldecke verstärkt werden. Kon-
kret verwies Fredrik neben dem 
Aufgabenbereich der Mitglieder-
werbung und -bindung auf die in 
diesem Zusammenhang gewach-
senen Anforderungen gerade 

auch durch die elektronischen 
Medien im Rahmen der Pres-
se- und Öffentlichkeitsarbeit. 
Die finanziellen Mittel für die 
dafür notwendige Personalauf-
stockung seien vorhanden. Dies 
alles sei bereits intensiv auch im 
Landesvorstand diskutiert wor-
den. Der diesbezügliche Antrag 
sei formuliert und müsse, weil 
finanzwirksam und die Satzung 
berührend, auf dem Gewerk-
schaftstag im Frühjahr behandelt 
werden.

Nicht finanzwirksam, aber 
nicht weniger bedeutsam legte 
unser zweiter stellvertretende 
Vorsitzende, Sven Quiring, den 
Schwerpunkt seines Rechen-
schaftsberichts auf die Inklusion, 
genauer: auf die Klassifizierun-
gen von Schüler_innen, die qua 
Tests zu Kindern mit Förder-
bedarf werden. Wenn man sich 
das Ergebnis anschaue, so sei 
dies deprimierend. Irgendetwas 
sei da falsch und deswegen trä-
ten er und seine Kolleg_innen 
in der GEW dafür ein, dass es 
zu einem radikalen Umdenken 
kommt. Immer mehr Kinder er-
reichten nicht die vorgesehenen 
Lernziele. In der Grundschule 
seien es 22,7 Prozent und in der 
Stadtteilschule nach Ende der 
Klassenstufe sechs 44,7 Prozent 
der Schüler_innen, die in Ma-
thematik und/oder Leseverste-
hen die Mindeststandards nicht 
erreichen, so Sven aus einer 
Studie zitierend. Davon seien 
in den Grundschulen lediglich 
29 Prozent und in den Stadtteil-
schulen nur 22,4 Prozent sonder-
pädagogisch gefördert worden. 
Diese Diskrepanz zeige, dass 
das bisherige System einer drin-
genden Überarbeitung bedarf. 
Notwendig sei nach Auffassung 
auch der GEW-Fachgruppe eine 
Bündelung und die koordinier-
te Vergabe aller zur Verfügung 
stehenden Förderressourcen als 
systemische Ressourcenzuwei-
sung an die Schulen, die Einfüh-
rung eines Fördermonitorings 
und die Überprüfung der aktuel-
len LSE-Diagnostik am Ende der 

Die Chance, dass es uns gelingt, die Erfolgsgeschichte der letzten Jahre 

fortzusetzen, ist groß. 25 Prozent mehr Schüler_innen verlangen einen 

ebenso großen Personalzuwachs. Gerechnet wird mit 900 zusätzlichen 

Stellen. „Ziel muss sein, dass der Organisationsgrad erhalten bleibt: 

aktuell 30 Prozent – jede 3. Lehrkraft also in die GEW!“ (Fredrik Dehnerdt)

Mitgliederentwicklung der letzten Dekade



hlz – Zeitschrift der GEW Hamburg 11/2020 13

4. Klassenstufe, fasste Sven die 
Forderungen zusammen. 

Trotz dieser eher deprimieren-
den Ergebnisse sei in den letz-
ten Jahren viel passiert, um die 
Situation zu verbessern, so Sven 
weiter. Er erinnerte in diesem 
Zusammenhang an die ‚Volks-
initiative Gute Inklusion‘, die 
es vermocht habe, einen ordent-
lichen Schub in der personellen 
Ausstattung des Projekts Inklu-
sion zu bewirken. Aber dies sei 
kein Selbstgänger gewesen. Zu-
nächst einmal sei es natürlich das 
Verdienst Aller, die sich dafür 
engagiert hätten, aber bei aller 
Bescheidenheit dürfe man sagen, 
dass ohne die GEW in ihrer Ge-
samtheit dank der Bereitstellung 
personeller und finanzieller Res-
sourcen unser Verband damit je-
nen organisatorischen Rückhalt 
geboten habe, ohne den sich ein 
solches Vorhaben nicht hätte er-
folgreich durchsetzen lassen.

Trotzdem, so Sven resümie-
rend, habe man die Zielmarke 
von 550 zusätzlichen Stellen 
noch nicht erreicht. Die zentrale 
Forderung bleibe deshalb, dass 
man mehr Personal einstellen 
müsse, um die wachsenden Pro-
bleme meistern zu können. Die 
Doppelbesetzung in jeder Klasse 
mit benachteiligten Kindern wie 
oben benannt sei ein Muss. Da-
für stehe er und seine Fachgrup-
pe und damit auch die GEW als 
Ganzes.

Aber man solle sich nichts 
vormachen: Die Erfüllung der 
tagespolitischen Forderung nach 
mehr Geld – und damit auch 
nach mehr Personal – stoße an 
ihre Grenzen, solange man nicht 
über andere Unterrichtskonzep-
te nachdenke, die nur im Rah-
men einer Schulstruktur, in der 
alle Kinder gemeinsam lernen, 
fruchtbar werden könnten. Nur 
so sei letztendlich das zu errei-
chen, was den Wesenskern der 
Inklusion ausmache.

Seine Fachgruppe und auch er 
selbst – auch in seiner Rolle als 
stellvertretender Vorsitzender – 
sähen sich verantwortlich dafür, 

dass für den im nächsten Jahr 
stattfindenden Bundesgewerk-
schaftstag in Leipzig diesbezüg-
liche Anträge von Hamburg aus 
auf den Weg gebracht werden, 
die dann hoffentlich bundes-
weit ein Echo fänden. Es gehe 
um Grundsätzliches in der Bil-
dungspolitik, in der Hamburg, 
gerade was die Inklusion betrifft, 
bundesweit eine Vorreiterrolle 
einnehme. Dass diese Chance, 
über die Landesgrenzen hinaus 
in diesem Sinn bildungspolitisch 
etwas zu bewegen, auch weiter-
hin genutzt werde, dafür stehe er.

Dritte Prüfung einschränkend 
bestanden, weil letztendlich die 
Diskussion doch zu kurz kam.

Antragsberatung 
Danach folgte noch die Bera-

tung der nicht zurückgezogenen 
Anträge. Willi Bartels wollte den 
Delegierten wenigstens den In-
halt der vom Ausschuss für Frie-
denserziehung gestellten Anträ-
ge vermitteln. Insbesondere die 
Forderung der ICAN (Internatio-
nal Campaigne against Nucluare 
Weapons) läge den Aktivist_in-
nen des Ausschusses am Herzen. 
Es geht um einen UN Atomwaf-
fenverbotsantrag, der 2017 mit 
Mehrheit in der UN-Generalver-
sammlung angenommen wurde. 
Deutschland stimmte dagegen. 
Bis heute, so berichtet Willi, ver-
weigere Deutschland seine Zu-
stimmung, weil es, wie es in der 

Begründung des Antrages heißt: 
sich „alle Optionen offenhalten 
[möchte, um über] die nukleare 
Teilhabe über die Nato und die 
USA und die Option, mit Frank-
reich gemeinsam selbst im euro-
päischen Rahmen Atommacht zu 
werden,“ entscheiden zu können. 
Der Ausschuss für Friedenser-
ziehung bittet die GEW um eine 
Spende in Höhe von 1000 Euro 
an die genannte ICAN, um damit 
die Kampagne zu unterstützen. 

Der Antrag wird nun in den 
Landesvorstand gehen und dort 
zur Abstimmung gestellt werden.

Nach so viel Input und schon 
sehr fortgeschrittener Zeit, kon-
kreter: nach sieben Stunden 
Online-Präsenz, fehlte dann nur 
noch die Befassung mit der Kan-
didat_innenliste für den Bun-
desgewerkschaftstag im Juni. 
Erfreulich viele neue junge Ge-
sichter von Mitgliedern, die Lust 
auf Gewerkschaftsarbeit haben, 
stellten sich vor – ein hoffnungs-
voller Ausblick! 

Vor allem aber darf die Hoff-
nung auf ein lebenswertes Leben 
in diesen schwierigen Zeiten 
der Pandemie nicht untergehen. 
Solche Maßstäbe anlegend war 
unser Online-Kongress halt der 
Spatz in der Hand, von dem wir 
uns alle wünschen, dass er schon 
bald wieder in die Freiheit ent-
lassen werden kann.

JOACHIM GEFFERS
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CORONA

Pandemie-Schutz ‚light‘
KMK und Senator Rabe widersprechen sich selbst, solange das 
Abstandsgebot in der Schule nicht eingehalten werden kann

Tagtäglich wachsen die Infek-
tionszahlen nun in ganz Deutsch-
land sehr stark, doch Schulen 
und Kindertageseinrichtungen 
sollen auf jeden Fall offenblei-
ben. Doch wie sieht es mit dem 
Schutz der Schüler_innen und 
den in Schule Beschäftigten aus?

Die Schulbehörde legte einen 
nur marginal überarbeiteten Hy-
gieneplan vor. Das regelmäßige 
Lüften während des Unterrichts 
und in den Pausen ist letztend-
lich die einzige – u.a. auch vom 
RKI empfohlene – wesentliche 
Maßnahme zum Schutz vor In-
fektionen. Ansonsten bleibt alles 
wie schon in den vorherigen Plä-
nen. Überall, wo Personen eng 
zusammenarbeiten und lernen 
(Unterricht, Konferenzen, Pau-
sen in Innenräumen, Elternaben-
de u.v.m.), gibt es weiterhin. 

Es wird dagegen auf das si-
cher sinnvolle Abstandsgebot 
hingewiesen. Dies ist aber aus 
vielen Gründen im schulischen 
Alltag gar nicht oder nur sehr 
schwer umzusetzen. Angesichts 
einer nun – im Vergleich zum 
Zeitpunkt der Wiederaufnahme 
des vollen Präsenzunterrichts – 
dreizehnfachen Erhöhung der 
Infektionsquote in Deutschland 
und weitreichender Maßnahmen 
und Empfehlungen zum Schutz 
vor Ansteckung in vielen öffent-
lichen Bereichen, Arbeitsstätten 
und im privaten Umfeld, sind die 
Schutzvorkehrungen an Schulen 
lückenhaft, schwierig umzuset-
zen oder fallen hinter allgemein 
empfohlene Maßnahmen deut-
lich zurück. Schüler_innen und 
Beschäftigte sind laut KMK 
kaum gefährdet und einem An-
steckungsrisiko ausgesetzt. 
Selbst die deutlichen Empfeh-
lungen der Bundesbehörde für 
Schulen (Abstand, MuN-Schutz, 

Hygiene, Lüften) werden unzu-
reichend umgesetzt oder – wie 
von Senator Rabe – als “seltsam“ 
bezeichnet. Es ist schon erstaun-
lich, dass bei den nun ernsteren 
Ansagen der Politik an die Be-
völkerung die Schulen lediglich 
mit einem verbalen Schutz-
schirm inklusive Lüftungskon-
zept versehen werden. Zu Recht 
benötigen Schüler_innen und El-
tern weiterhin eine verlässliche 
Schule und Bildung. Die margi-

nal veränderten Pläne und Lüf-
tungskonzepte reichen jetzt aber 
nicht mehr aus. Sie riskieren 
zunehmende Infektionen auch 
an Schulen wie in anderen Län-
dern (Frankreich, Israel, USA). 
Das RKI bestätigt das. Deshalb 
fordern wir Schutzmaßnahmen 
für Schulen, die für alle Betei-
ligten einen verlässlichen und 
weiterhin guten Unterricht absi-
chern. Dies kann nur mit kleine-
ren Lerngruppen, Fernunterricht, 
deutlicheren Schutzmaßnahmen 
und einer Reduzierung seit Jah-
ren überbordend bürokratischer, 
zusätzlicher Aufgaben für die 
Schulen geschehen.

Die offiziellen Durchhalte-
parolen und Veröffentlichun-
gen der BSB gehen stets davon 
aus, dass trotz der schwierigen 
Bedingungen Schulen alles das 
leisten müssen, was vor Coro-

na als selbstverständlich galt. 
BSB und HIBB erwarten und 
riskieren eine Gratwanderung 
– wenn es schiefgeht, werden 
die Schulbeschäftigten verant-
wortlich sein und neben diesen 
Schüler_innen und Eltern die 
Leidtragenden. Die seit März 
geleistete engagierte Arbeit und 
nachweisbare Mehrarbeit mit 
weniger Personal und unter be-
sonderer Anstrengung wird als 
selbstverständliche Bringschuld 
der Schulen weiter festgesetzt 
und eingefordert.

 Wie lange noch werden das 
die Schulen und Kollegien leis-
ten können? Was geschieht, 
wenn mehr Personal in der 
Winterzeit ausfällt? Müssen die 
Schulen weiterhin ihre gesamten 
Unterrichts- und Ganztagesan-
gebote aufrechterhalten? Werden 
die jetzigen – zu kritisierenden 
– Schutzmaßnahmen bei weite-
rer Verschärfung der Infektions-
lage fundiert angepasst? Wann 
werden Personalvertretungen, 
Gewerkschaften/Berufsverbände 
und Schulen als gleichberech-
tigte Gesprächspartner in dieser 
schwierigen Zeit endlich mit 
einbezogen? Wird das Infekti-
onsgeschehen an Schulen in Zu-
kunft auch transparent und ehr-
lich von der Behörde dargestellt? 
Fragen über Fragen. Stellen wir 
sie. Stellen wir Forderungen 
zum Schutz der Gesundheit al-
ler an Schulen arbeitenden und 
lernenden Menschen. Definie-
ren wir – wie bisher auch – die 
schulischen Bedingungen, unter 
denen wir uns auch in dieser Kri-
se eine angemessene Bildungs- 
und Erziehungsarbeit vorstellen 
können.

SVEN QUIRING, BRITTA BLANCK, 
ULI HOCH (Fachgruppe

Sonderpädagogik/Inklusion)

Es ist schon erstaunlich, 
dass bei den nun ernsteren 
Ansagen der Politik an die 
Bevölkerung die Schulen 

lediglich mit einem verbalen 
Schutzschirm inklusive 

Lüftungskonzept versehen 
werden
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CORONA

Auch die psychischen 
Belastungen steigen an
Arbeits- und Infektionsschutz durch Gefährdungsbeurteilung

Schon vor der Corona-Pan-
demie war die Arbeitsbelastung 
von Beschäftigten an Hamburger 
Schulen hoch: Zu wenige Ru-
hezeiten, ständiger Lärm, hohes 
Arbeitspensum, zu wenig Zeit 
für die Kernaufgaben, etwa für 
die Unterrichtsvorbereitungen. 
Eine Vollzeitstelle zwingt die 
meisten Lehrkräfte, sich zwi-
schen einem verantwortlichen 
Unterricht und der eigenen Ge-
sundheit entscheiden zu müssen.

Während Corona kommen 
noch mal neue Stressfaktoren 
hinzu: Maskenpflicht, Hygie-
nepläne, Abstandsregeln, Raum-
enge, Gruppendichte, Lehr-
planerfüllung, Organisation des 
Online-Unterrichts, Wechsel von 
Fern- und Präsenzunterricht. Als 
Folge wachsen die bereits be-
lastenden psychischen Anspan-
nungen noch einmal an, denn 
der Schulalltag wird gedrängter 
und unsicherer. Besonders die 
Kolleg_innen aus Risikogruppen 
müssen sich um ihre Gesundheit 
Sorgen machen.

Gerade jetzt ist eine wissen-
schaftlich basierte Einschätzung 
der Arbeitssituation unerlässlich. 
Um aber tatsächlich die psy-
chischen und gesundheitlichen 
Belastungen an schulischen Ar-
beitsplätzen zu ermitteln und 
zu minimieren, kann aktuell 
eine sogenannte Gefährdungs-
beurteilung (GBU) helfen. Die 
GBU gibt allen Beschäftigten 
die Möglichkeit, per Frage und 
Antwort die konkreten Belastun-
gen an ihrem Arbeitsplatz, in ih-
rem Arbeitsumfeld, angemessen 
einzuschätzen. Auf Grundlage 
dieser konkret ermittelten Erhe-
bung können dann Abhilfe und 

Verbesserung der Situation ge-
schaffen werden.

Speziell zur GBU hat die 
GEW-Hamburg jetzt für Ham-
burger Schulen eine neue Bro-
schüre veröffentlicht. Der Titel: 
„Das GEW CARE PAKET spe-
zial. Das entscheidende Instru-
ment – die Gefährdungsbeur-
teilung“. Der Schwerpunkt liegt 
hier besonders auf der Gefähr-
dung durch psychische Belas-
tungen. Es werden Vorschläge 
und Wege aufgezeigt, um eine 

GBU auch an der eigenen Schule 
bestmöglich durchzuführen. Am 
Ende der gründlichen Überprü-
fung können und sollten Maß-
nahmen zur spürbaren Verbes-
serung gerade der psychischen 
Belastungen stehen.

Die Broschüre kann über die 
GEW-Geschäftsstelle bezogen 
werden. 

Take care! Bleibt gesund! 
KARIN HUFERT,

Mitglied der AG Gesundheit

In der Geschäftsstelle bestellen
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Holzauge sei wachsam!
Auch wenn wir das Gesche-

hen um die Durchsetzung un-
serer Forderung nach A13 mit 
allen Sinnen verfolgen, passt 
der volksnahe Spruch hier ganz 
gut. Denn entgegen den Abspra-
chen der jetzigen Koalitions-
partner vor der Wahl, dass man 
die einheitliche Lehrer_innen-
besoldung wolle, waren DIE 
GRÜNEN vor den Herbstferien 
plötzlich anderer Meinung. Sie 
befürchteten, dass die von ihnen 
stärker favorisierten Umweltthe-
men aus Gründen mangelnder 
Finanzierbarkeit auf der Stre-
cke bleiben könnten, wenn A13 
für alle Wirklichkeit würde. Die 
GEW protestierte lautstark. Das 
trug wohl mit dazu bei, dass es 
tags darauf hieß, man wolle die 
Absprachen, die im Zusam-
menhang mit dem so genannten 
Schulfrieden getroffen worden 
waren, auch einhalten. Wir wer-

den also so lange wachsam blei-
ben müssen, bis dann hoffentlich 
noch in diesem Jahr 87 Volks-
vertreter_innen (= 70,7 Prozent!) 
– denn so viele Stimmen von 
123 Mandaten insgesamt hat die 
Koalition – für den Gesetzesent-
wurf stimmen.

Am 27. Oktober ging der Ge-
setzesentwurf zur Beratung in 
den Landespersonalausschuss. 
Von dort geht er in die zweite 
Senatsbefassung und dann erst 
in die Bürgerschaft. Wir können 
gespannt sein, wann das Ganze 
dann hoffentlich ein gutes Ende 
genommen hat. Alle Beteiligten 
können sicher sein, dass wir den 
Prozess weiterhin sehr aufmerk-
sam verfolgen werden.

Und heute Morgen, am 2. No-
vember, unmittelbar vor Druck-
legung, ging die Meldung über 
den Ticker, dass die Präsidentin 
der Bürgerschaft, Carola Veit, 

wegen Corona eine Verlagerung 
von Entscheidungen vom Senat 
zum Parlament für geboten hält.

Den Senator nehmen wir aber 
weiterhin beim Wort: „Es bleibt 
(..) dabei, dass (…) die Gehälter 
der Grundschullehrer schrittwei-
se von A 12 auf A 13 angehoben 
werden.“ (Senator Rabe auf der 
Pressekonferenz nach der ersten 
Verhandlungsrunde mit den Grü-
nen im Rahmen der Koalitions-
verhandlungen am 27.4.. Zitiert 
nach HA vom 28.4., S. 12).

Aus gut informierten Krei-
sen hieß es bislang, dass man 
kurz davor sei, das Ganze wahr 
werden zu lassen. Anderenfalls 
müssten wir alle Betroffenen 
dazu aufrufen, mal im Rathaus 
nachzufragen. Also Kolleg_in-
nen, legt schon mal die warmen 
Klamotten bereit!
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TARIFVERHANDLUNGEN TVÖD

Eine Handvoll Euro mehr 
reicht nicht
Der öffentliche Dienstleistungssektor muss seine zentrale Rolle als 
Investor und Job-Motor wieder aufnehmen

Massiv wird derzeit von den 
Gewerkschaftsmitgliedern öf-
fentlich gemacht, dass trotz 
gestiegener Ansprüche an den 
öffentlichen Dienst in den letz-
ten 20 Jahren erheblich Personal 
abgebaut wurde. Die Bürger_in-
nen erleben hautnah, dass im 
Vergleich zum Jahr 2000 rund 
256.400 Beschäftigte weniger 
für sie da sind. Dies wurde auch 
während der Corona-Pandemie 
nicht nur im Gesundheitsbereich 
deutlich, sondern der gesamte 
öffentliche Dienstleistungsbe-
reich ist an vielen Orten nur 
noch eingeschränkt leistungsfä-
hig. Deshalb ist es unverständ-
lich, dass der verdi-Vorsitzende 
Frank Werneke ohne Not zu die-
sem frühen Zeitpunkt verkündet, 
dass „die Beschäftigten in dieser 
Tarifrunde keine Arbeitskämpfe 
anstreben“. So nimmt er bewusst 
den gerade günstigen Wind aus 
den Segeln.

Kontinuierlicher Stellenabbau
Aufgrund der Sparpolitik sind 

seit dem Jahrtausendwechsel die 
Beschäftigtenzahlen im öffentli-
chen Dienst um mehr als 250.000 
zurückgegangen und das hatte 
verheerende Auswirkungen auf 
die dort tätigen Menschen.

Die Situation der Beschäftig-
ten im Öffentlichen Dienst stellt 
sich folgendermaßen dar: Die 
Sanierung der öffentlichen Haus-
halte erfolgte vor allem durch 
den massiven Personalabbau und 
die Einschränkung der Leistun-
gen für den/die einzelne_n Bür-
ger_in. Die Lücken sind so groß 
geworden, dass sie in absehbarer 
Zeit kaum zu schließen sind.

Verglichen mit anderen Sek-

toren wurden überdurchschnitt-
lich viele Befristungen der Ar-
beitsverhältnisse im öffentlichen 
Dienst eingeführt, der Anteil der 
befristet Beschäftigten im öf-
fentlichen Dienst ist mit elf Pro-
zent weiterhin der höchste.

Seit Jahren fehlen Neueinstel-
lungen, daher steigt der Alters-
durchschnitt beim vorhandenen 
Personal immer weiter an. Der-
zeit besteht eine enorme Schief-
lage in der Altersstruktur der 

öffentlich Bediensteten, von den 
4,65 Millionen Beschäftigten bei 
Bund, Ländern und Kommunen 
werden in den nächsten 15 Jah-
ren circa 1,5 Millionen Beschäf-
tigte altersbedingt ausscheiden.

Für den eigenen Nachwuchs 
wird und wurde nur unzurei-
chend ausgebildet. Selbst jene 
Stellen, die altersbedingt frei 
werden, können kaum noch be-
setzt werden. Es wird immer 
schwieriger, für zusätzliche Stel-
len qualifiziertes Personal und 
Büroräume zu finden. Vor allem 

Schulen und Kitas, Polizei, Feu-
erwehr und Haftanstalten, Bau- 
und Sozialämter, Gesundheits- 
und Jugendeinrichtungen suchen 
dringend Personal.

Nach der Ausbildung gehen 
viele Bewerber_innen lieber zu 
Bundesbehörden, in die großen 
Städte oder in die private Wirt-
schaft, weil sie dort in der Regel 
besser bezahlt werden.

Die Dauer der Besetzungs-
verfahren ist meistens viel zu 

lang, dazu fehlt es schlichtweg 
an Interessent_innen und wenn 
jemand gefunden wird, der vor-
her in einer anderen Behörde 
gearbeitet hat, gehen die Kämpfe 
um diese Person los. Bis neue 
Mitarbeitende die alte Stelle 
verlassen können, vergehen oft 
Monate und der hohe Kranken-
stand lähmt die öffentlichen Ein-
richtungen und Behörden immer 
mehr.

Die Fehlzeiten durch psy-
chische Erkrankungen sind er-
heblich angestiegen, wobei der 
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Es wird sich zeigen, wie viel mehr wert
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Wir haben gekämpft – das ist dabei herausgekommen

• 300 bis 600 Euro steuerfreie Corona-Prämie noch im Jahr 2020
•  1,4 Prozent mehr Gehalt zum 1.4.2021, mindestens aber 50 Euro 

– 25 Euro für Auszubildende sowie Praktikantinnen und Prak-
tikanten

•  1,8 Prozent mehr Gehalt zum 1.4.2022 – 25 Euro für Auszubil-
dende sowie Praktikantinnen und Praktikanten.

•  Die Jahressonderzahlung wird für kommunal Beschäftigte in 
den Entgeltgruppen S 2 bis S 9 bzw. EG 1 bis 8 wieder erhöht: 
In den westlichen Ländern um fünf Prozentpunkte 2022, in den 
östlichen Ländern um zwei Prozentpunkte 2022 und drei Pro-
zentpunkte 2023.

• Arbeitszeitangleichung Ost: 39,5 Stunden ab 2022, 39 Stunden 
ab 2023
• Gehaltssteigerungen und Corona-Prämie

Unter https://www.gew.de/troed2020/fragen-und-antworten/ 
finden sich nähere Informationen

Das waren 
die Forderungen:

•  Erhöhung der Tabellenent-
gelte um 4,8 Prozent, min-
destens 150 Euro (Laufzeit 
12 Monate)

•  Erhöhung der Ausbildungs- 
und Praktikantenentgelte 
um 100 Euro

•  Angleichung der Arbeitszeit 
Ost an West

•  Verbesserung der Arbeits- 
und Entgeltbedingungen im 
Pflegebereich und Verlänge-
rung und Verbesserung der 
Regelungen zur Gewährung 
von Altersteilzeit
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Zusammenhang zwischen der 
Höhe des Krankenstands und 
der Sorge um den eigenen Ar-
beitsplatz sowie der Überlastung 
immer deutlicher zutage tritt. 
Dazu hat der Personalabbau in 
den vergangenen Jahren zu einer 
Arbeitsverdichtung geführt, die 
die Beschäftigten anfälliger für 
Krankheiten macht.

Damit es halbwegs rund läuft, 
werden Überstunden geleistet. 
Im Jahr 2019 machten die Be-
schäftigten in Deutschland rund 
969 Millionen bezahlte und 
ca. 957 Millionen unbezahlte 
Überstunden. Die meisten un-
bezahlten Überstunden fielen im 
Öffentlichen Dienst an, dort vor 
allem in Krankenhäusern, Pfle-
geheimen, Kitas und Schulen. 
Einige Einrichtungen sind ohne 
Überstunden nicht mehr in der 
Lage, ihren gesetzlichen Auftrag 
zu erfüllen und die Überstunden 
sind eine reale Arbeitszeitverlän-
gerung.

Gewerkschaftliche
Lohnpolitik ist mehr als
für real 3 Prozentpunkte
zu kämpfen

Vielen an den Verhandlungen 
beteiligten Vertreter_innen der 
Beschäftigten ist die Wichtigkeit 

der Lohnpolitik kaum bewusst. 
Der Lohnentwicklung kommt 
eine große gesamtwirtschaftliche 
und gesellschaftliche Bedeutung 
zu, sie kann z.B. solche Auswir-
kungen entfachen:

Löhne bzw. Entgelte sind der 
größte Kostenfaktor für die Un-
ternehmen, deshalb hat die Aus-
einandersetzung um sie immer 
einen besonderen Stellenwert 
für die Gewerkschaftsbewegung. 
Lohn- und Entgelterhöhungen 
steigern die Konsumnachfrage, 
stabilisieren damit die gesamt-
wirtschaftliche Nachfrage und 
tragen so zur Sicherung der Ar-
beitsplätze bei, ohne dass von 
der Lohnseite inflationstreibende 
Effekte ausgehen.

Wenn die Einkommen durch 
höhere Tarifabschlüsse steigen, 
schlägt sich das auch bei den 
Renten nieder. Entscheidend für 
die Rentenberechnung ist die 
Entwicklung der Bruttolöhne. 
Der Rentenwert ergibt sich aus 
den Bruttolöhnen des Vorjahres. 
Steigen diese an, wird auch die-
ser Wert angehoben.

Das Lohndumping der letzten 
Jahre bei uns mit seinen gerin-
gen Lohnstückkosten ist eine 
der wichtigsten Ursachen für die 
deutschen Leistungsbilanzüber-

schüsse, für das Auseinander-
laufen der Wettbewerbsfähigkeit 
der Mitglieder der Europäischen 
Währungsunion (EWU), für die 
Handelsungleichgewichte und 
somit eine Hauptursache der Eu-
rokrise.

Die gesamtwirtschaftliche 
Lohnentwicklung ist verantwort-
lich für das Außenhandelsgleich-
gewicht, dafür, ob mehr im- als 
exportiert wird. Wenn der meiste 
Handel auch noch mit Ländern 
im gleichen Währungsraum 
stattfindet, sind die gesamtwirt-
schaftlichen Lohnstückkosten 
im Vergleich zu denen der Wäh-
rungspartnerländer der wichtigs-
te verbleibende Faktor dafür, ob 
es Handelsüberschüsse oder -de-

Vom Tarifvertrag für den 
öffentlichen Dienst von Bund 
und Kommunen (TVöD) sind 
insgesamt etwa 2,7 Millionen 
Beschäftigte betroffen: Rund 
2,3 Millionen Beschäftigte, 
Auszubildende und Prak-
tikant_innen des Bundes 
und der Kommunen, rund 
225.000 Bundesbeamt_innen 
und Anwärter_innen sowie 
weitere Bereiche, für die der 
TVöD direkte Auswirkungen 
hat.

Der öffentliche Sektor um-
fasst mehr als 6,8 Millionen 
Menschen, davon arbeiten 
4,617 Millionen im klassi-
schen öffentlichen Dienst bei 
Bund, Ländern, Kommunen 
und Sozialversicherung bzw. 
der Bundesagentur für Ar-
beit.

Mehr als 2,7 Millionen 
Beschäftigte sind Tarifkräf-
te und rund 1,702 Millionen 
stehen in einem Beamten-
verhältnis. Die tatsächliche 
Zahl der Beamt_innen liegt 
deutlich höher, aber die mehr 
als 150.000 Beamt_innen der 
Postnachfolgeunternehmen 
werden vom Statistischen 
Bundesamt seit einigen Jah-
ren nicht mehr in der Perso-
nalstatistik erfasst.

Marc Stuart, Erzieher bei den ‚Elbkindern‘, hält die Forderungen nicht trotz, 

sondern wegen Corona für mehr als berechtigt
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fizite gibt. Auch der europäische 
und weltweite Markt funktioniert 
so: Wächst eine Volkswirtschaft, 
so muss eine andere naturgemäß 
schwächer werden. Das Vermö-
gen der einen sind die Schulden 
der anderen.

Das Märchen von der Lohn-
entwicklung, die von den Tarif-
parteien ausgehandelt wird, wird 
zwar immer wieder erzählt, da-
durch aber nicht wahrer. Lohn-
politik ist abhängig von der Wirt-
schaftspolitik der Regierung, 
was seit der Agenda 2010 und 
den HARTZ-Gesetzen einfach 
zu belegen ist.

Die gesamtwirtschaftliche 
Lohnentwicklung hat einen be-
sonderen Einfluss auf die Ent-
wicklung der Preise, weil die 
Vorleistungen, die die Industrie 
neben dem Faktor Arbeit zur 
Produktion benötigt, auch von 
den anfallenden Kosten be-
stimmt wird. Diese Vorleistun-
gen bestehen gesamtwirtschaft-
lich betrachtet vor allem aus 
Lohnkosten.

Seitdem der Euro eingeführt 
wurde, blieben die deutschen 
Löhne bzw. Lohnstückkosten auf 
niedrigem Niveau, mit der Fol-
ge, dass die Preise bei uns nicht 
anstiegen. Die preisliche Wettbe-
werbsfähigkeit verbesserte sich 
um fast 25 Prozent. In Südeuro-
pa stiegen die Preise enorm an, 
die Waren und Dienstleistungen 
verteuerten sich gegenüber dem 
Ausland immens – mit den be-

kannten Folgen.
Die Lohnentwicklung hat 

maßgeblich zur Verarmung bei-
getragen mit Auswirkungen bis 
in die sogenannten Mittelschich-
ten hinein.

Die Umverteilung von unten 
nach oben ist als Ursache für 
die wirtschafts- und finanzpoliti-
sche Krise seit nunmehr 8 Jahren 
zu sehen. Die wachsende Un-
gleichheit bei Einkommen und 
Vermögen hat nachweislich zur 
Destabilisierung des gesamten 
Finanzsystems beigetragen.

Trotz dieser Fakten wurde 
gerade im Dienstleistungssek-
tor die These „privat vor Staat“ 
in die Praxis umgesetzt und die 
Grundversorgung der Bevölke-
rung kaputt gespart.

Während die Sozialabga-

ben genauso hoch wie früher 
sind, entsprechen die sozialen 
Dienstleistungen und auch die 
öffentliche Infrastruktur nicht 
mehr den Anforderungen und 
den Ansprüchen der Mehrheit 
der Bevölkerung. Herausragende 
Problemfelder sind die Gesund-
heitsversorgung, vor allem auch 
der Bereich der Versorgung für 
die ältere Bevölkerung und der 
eklatante Lehrer- und Erzieher_
innenmangel.

Behoben werden kann der 
Mangel nur, wenn vorhandene 
oder zu schaffende finanzielle 
Mittel zum Ausbau der Infra-
struktur mit einem umfangrei-
chen Investitionsprogramm für 
den Ausbau eines modernen So-
zialstaats eingesetzt werden.

Ohne über das Ergebnis der 
Verhandlungen spekulieren zu 
wollen, kann heute schon gesagt 
werden, dass der Verhandlungs-
abschluss nicht reichen wird, um 
die konkrete Lebens- und Ar-
beitssituation der Beschäftigten 
im Öffentlichen Dienst zu ver-
bessern oder gar das Angebot in 
den öffentlichen Einrichtungen 
für die Menschen wieder als at-
traktive Dienstleistung gestalten 
zu können.

Aus: Gewerkschaftsforum vom 
22.9.2020/ Laurenz Nurk

Quellen. destatis, ver.di, dgb, 
wdr, https://de.statista.com

Demonstrieren in Zeiten der Pandemie – Ein Band, das uns zusammenhält 

und trotzdem den gebotenen Abstand gewährleistet

Ob mit Maske oder keine, wir sind keinesfalls alleine
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DOL Ansprechpartner_innen
Konstanze Fischer – Betriebsrätin 040 / 42109 – 184 k.fischer-betriebsrat@elbkinder-kitas.de
Sabine Lafrentz  – Betriebsrätin 040 / 42109 – 266 s.lafrentz-betriebsrat@elbkinder-kitas.de
Ilona Scheither – Betriebsrätin 040 / 42109 – 180 i.scheither-betriebsrat@elbkinder-kitas.de
Holger Timmermann– Betriebsrat 040 / 42109 – 187 h.timmermann-betriebsrat@elbkinder-kitas.de

Tarifauseinandersetzungen in schweren Zeiten

Ohne eure tatkräftige Beteiligung an den Streiks würden die Gewerkschaften

nichts erreichen. Die Offene Liste dankt euch für eure intensive Teilnahme.

Teilzunehmen wird immer wieder nötig sein. Die nächste Verhandlungsrunde für den Sozial- und 
Erziehungsdienst (S u E) steht z. B. immer noch aus. 
Die Arbeitgeber haben uns in den Pandemiezeiten die Tarifauseinandersetzung aufgezwungen, weil sie
sich erhofft haben, dass die Beschäftigten sich mit ihren Gewerkschaften nicht wehren können. 
Gleichzeitig haben sie uns in der Öffentlichkeit beschimpft. ‚Streiks seien nicht angemessen, weil andere 
Beschäftigte dadurch "abgestraft" würden, etwa, weil die Kita bestreikt wird‘, so der Verhandlungsführer 
der Kommunen. Wenn Beschäftigte durch hohe Ausfallzeiten über Gebühr belastet werden, machen sich 
die Arbeitgeber diese „Sorgen“ auch nicht. Plötzlich ist es vorbei mit den Corona-Held_innen.

Verhindert: Weniger Gehalt für Zeiten, in denen niederwertige Tätigkeiten ausgeübt werden 
Die Arbeitgeber haben die Arbeitsaufgaben in den letzten Jahren verändert und uns zusätzliche Aufgaben
und Arbeiten aufgebürdet, insbesondere während der Pandemie-Krise. Kita-Leitungsteams leisten einen 
hohen Verwaltungsaufwand. Pädagogische Kräfte übernehmen u. a. mehr hauswirtschaftliche Aufgaben,
z. B. um die Hygieneanforderungen zu erfüllen. Außerdem leisten sie auch viele pflegerische Arbeiten. 
Die Arbeitgeber wollten sich mit einer teilweisen Veränderung der Eingruppierung bei den Beschäftigten 
„bedanken“: Für die Tätigkeiten, die eigentlich nicht zu ihrer Arbeit gehören, sollten sie die für diese 
Tätigkeiten geltende niedrigere Entlohnung erhalten.
Also jeden Monat ein anderes Gehalt. Das wäre einer Lohnkürzung gleichgekommen. Dieses 
hinterhältige Ansinnen konnte für die Kommunen verhindert werden.

Was bedeutet der Abschluss der Kommunen für Hamburg und die Kitas?

Zunächst einmal noch nichts. In HH beginnen jetzt erst die Verhandlungen. Dabei müssen wir darauf 
achten, dass der Abschluss nicht hinter dem der Kommunen zurückbleibt.
So könnte die Übernahme beispielsweise heißen:
 Corona Einmalzahlung für 2020, S3 bis S8b: 600€, S9 bis S18: 400€; Steuer- und Abgabenfrei
 ab 01.04.21 1,4 % mindestens 50€ mehr Gehalt; bis S8b, Stufe 3 ergeben sich daraus mehr als 1,4 %
 ab 01.04.22 1,8 % mehr für alle S u E Entgeltgruppen
 die Laufzeit würde leider bis 31.12.2022 gehen
Wer weiß, wie sich die Lage in unserem Land bis Januar 2023 entwickelt haben wird, vor allem die

Lebenshaltungskosten. Die Mitglieder Der Offenen Liste befürchten, dass sich damit die Chance, den 
Kita-Bereich attraktiver zu gestalten, um dem Fachkräftemangel zu begegnen, erheblich verringert hat. 
Der Kita-Bereich ist viel zu lang festgelegt. 
Es kommt für uns nun darauf an, wann die Eingruppierungen im S u E-Tarif endlich verhandelt werden.

Die DOL und die GEW fordern vom Hamburger Arbeitgeberverband (AVH) und vom Senat: 

 Mindestens die Übernahme des Abschlusses für die Kommunen für Hamburg!
 Refinanzierung des Tarifabschlusses für die Kita-Träger und vollständige Weitergabe an die

Beschäftigten!
 Zügiger Beginn der Tarifverhandlungen Eingruppierung Sozial- und Erziehungsdienst
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DIGITALE MEDIEN

Kein Allheilmittel in Coronazeiten
Herausforderungen meistern ist mehr, 
als technisches Einsatzgerät bereit zu halten

Von den fünf Milliarden aus 
dem DigitalPakt I Schule entfal-
len auf Hamburg 128 Millionen 
Euro. Aus dem 500 Millionen 
Euro schweren Sofortprogramm 
für digitale Endgeräte für Schü-
ler_innen stehen Hamburg wei-
tere 12,8 Millionen zur Verfü-
gung und auch die Finanzierung 
von Lehrkräfte-Laptops (eigent-
lich eine Selbstverständlichkeit) 
mit einem Betrag in ebensolcher 
Höhe ist endlich geklärt (Digital-
Pakt IV). Ein Anfang in Punkto 
längst überfällige Verbesserung 
der digitalen Ausstattung der 
Schulen ist also gemacht, wenn-
gleich die aufgerufenen Investi-
tionssummen keinesfalls ausrei-
chend sind. In seltener Eintracht 
gehen sowohl die Studien der 
Unternehmensberatung McKin-
sey als auch der GEW davon 
aus, dass für eine flächendecken-
de digitale Infrastruktur ein Viel-
faches der Beträge notwendig 
wäre. (GEW: 21 Mrd. €, siehe: 
https://t1p.de/hj0t, McKinsey: 
10 Mrd. €, siehe: https://t1p.de/
pp1n). 

Materielles Grundgerüst für 
Hybrid- und Distanzunterricht

Es ist durchaus anerkennens-
wert, dass Hamburg zügiger als 
viele andere Bundesländer Mit-
tel abgerufen hat, um die Digi-
talisierung der Schulen (in Form 
der vorgesehenen Verwendung 
v.a. für WLAN, digitale Tafeln 
und Schüler_innengeräte) vo-
ranzubringen. Mit den Mitteln 
aus dem DigitalPakt I waren 
allerdings keine hinreichenden 
Voraussetzungen geschaffen, 
um auf eine Situation wie den 
Lockdown vorbereitet zu sein, 
schließlich waren die Mittel für 
den Regelschulbetrieb vorge-

sehen. Mit der überraschenden 
Bereitschaft des Bundes, die 
unsägliche Schuldenbremse 
auszusetzen und weitere kre-
ditfinanzierte Investitionen in 
die Bildung zu ermöglichen, 
wird der sich abzeichnenden 
Vertiefung der digitalen Spal-
tung wirksam entgegen gewirkt. 
Sollte die Infektionslage trotz 
aller politischen Beteuerungen, 
dass es nicht abermals zu (Teil-)
Schulschließungen kommen 
werde, den Hybrid- oder Fernun-
terricht notwendig machen, wä-
ren zumindest die Schüler_innen 
hardwareseitig besser vorberei-
tet. Wann allerdings die digitalen 
Endgeräte für Lehrkräfte bei den 
Kolleg_innen ankommen wer-
den und wie diese administriert 
werden sollen, sind noch offene 
Fragen.

Digitalisierung ist noch kein 
pädagogisches Konzept 

Es ist darüber hinaus auch 
die Entwicklung pädagogischer 
Konzepte sowie die Einbindung 
adäquater und datenschutzkon-
former Tools notwendig. In 
diesem Zusammenhang ist vor 
allem der Einsatz von Lernma-
nagementsystemen (LMS) wie 
moodle oder Microsoft 365 u.a. 
zu nennen, deren Nutzungsmög-
lichkeit behördlicherseits bereits 
zunehmend flächendeckend be-
reitgestellt wird (und die vor Ort 
teils auch mit sanftem Druck 
zur verbindlichen Nutzung ein-
geführt werden). Es geht dabei 
aber auch um Internetportale 
wie eduPort oder IServ, die eine 
sichere und besonders unter ho-
her Last zuverlässige E-Mail-
Kommunikation sowie Dateiab-
lage bieten müssen. Bei eduPort 
war dies vor den Sommerferien 

keinesfalls gegeben, sodass die 
technische Verbindlichkeit zur 
Nutzung in den allgemeinbil-
denden Schulen schließlich auch 
aufgeweicht wurde.

Behördliche Vorgaben zu 
Fern- u. Hybridunterricht

Tipps, Tools, Tutorials für die 
Lehrkräfte mit GoodPractice-
Beispiele für Fernunterricht sind 
den 17 Newslettern von Digital 
macht Schule (BSB/Joachim 
Herz Stiftung) zu entnehmen 
und sollen einen Kompass durch 
den Dschungel digitaler An-
wendungen im Bildungsbereich 
bieten, was vom Ansatz her eine 
adäquate Herangehensweise zur 
Entwicklung pädagogischer 
Konzepte für Hybrid- u. Fernun-
terricht darstellt. 

Maßnahmen, Anweisungen 
und unzählige neue Regelungen 
im Umgang mit Corona sind sei-
tens der BSB nur stückweise und 
äußerst kurzfristig eingeführt 
worden. Unzählige Briefe des 
Landesschulrates, die 19-seitige 
Handreichung zur Gestaltung 
des Distanzunterrichts (in Zu-
sammenarbeit mit dem LI), das 
12-seitige Papier mit Hinweisen 
zum Hybridunterricht sind kaum 
noch weder von Schulleitungen 
noch von Lehrkräfte zu überbli-
cken.

Dogma des vollumfänglichen 
Regelschulbetriebs 

Beispielsweise enthält die 
Fernunterricht-Handreichung 
die Verpflichtung, Lernkonzepte 
und Lehrpläne für den Fernun-
terricht vor Ort zu erstellen. Hier 
offenbart sich das Grundübel 
von selbstverwalteter Schule 
(SvS) wieder mal in aller Deut-
lichkeit, da der Dienstherr zen-
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GESUNDHEITSSCHUTZ

Fenster auf oder Geräte?
Behörde setzt auf Stoß- oder Querlüften

Die Schulbehörde verlangt 
seit Ende der Herbstferien in 
den Klassenräumen ein (mindes-
tens) 3-minütiges Stoßlüften im 
20-Minuten-Rhythmus. Sind die 
Voraussetzungen dafür nicht ge-
geben, soll quer gelüftet werden. 

Dabei müssen möglichst viele 
Fenster geöffnet und anschlie-
ßend geschlossen werden. So 
würde sich die Raumtemperatur 
nur wenig verringern und ein 

besserer Luftaustausch erreicht.
Wie in der letzten Ausgabe der 

hlz dokumentiert zeigte das Ins-
titut für Interdisziplinäre Schul-
forschung an der Uni Bremen 
bereits 2006 in einer Studie, wie 
entscheidend regelmäßiges und 
effektives Lüften in Unterrichts-
räumen ist. Ganz in diesem Sin-
ne gab Senator Rabe im Oktober 
neue Regeln bekannt.

Inzwischen wird jedoch öf-

fentlich diskutiert, ob das bloße 
Lüften effektiv genug ist oder 
eine bessere Raumluft nicht mit 
Hilfe von Luftreinigungsgeräten 
erreicht werden kann. Laut NDR 
hat z. B. das Gymnasium Ep-
pendorf bereits durch Spenden 
finanzierte Luftreinigungsgeräte 
angeschafft. Im Hamburg Jour-
nal wurden Geräte der jungen 
Firma UVentions vorgestellt, die 
mit UV-Licht Viren und Keime 

tral Anweisungen für zusätzli-
che Arbeit vornimmt, ohne sich 
darum zu kümmern, wie die 
Schule die Fragen von notwen-
digen Arbeitsbedingungen bzw. 
notwendiger Arbeitszeit lösen 
soll. Nicht zu vergessen, dass 
darüber hinaus noch aufgelaufe-
ne Defizite aus der Zeit des Hy-
bridunterrichts nachzuarbeiten 

und in Quarantäne befindliche 
Schüler_innen zusätzlich zu ver-
sorgen sind. 

Es muss wiederholt darauf 
hingewiesen werden, was die 
GEW Hamburg schon in ihrem 
Eckpunktepapier [https://t1p.
de/azk3] für die Wiederaufnah-
me des Schulbetriebs nach den 
Sommerferien 2020 unter Punkt 

4 formuliert hat: Es „müssen 
Spielräume in den Bildungsplä-
nen und Curricula geschaffen 
werden. Nach der Verunsiche-
rung durch die Coronakrise und 
den Prüfungsdruck muss Druck 
herausgenommen werden.“

HAJO LUUK
Mitglied im GPR und Vorsitzender der 
Fachgruppe Berufliche Schulen BS32

BSB: Filtergeräte derzeit nicht nötig

Hamburgs Schulen sind am hiesigen Infekti-
onsgeschehen nicht maßgeblich beteiligt. Von da-
her sind weitergehende Maßnahmen derzeit nicht 
notwendig, das gilt auch für die Anschaffung von 
Filtergeräten. Bei einem Expertengespräch der 
KMK war die große Mehrheit der Experten der 
Ansicht, dass der Einsatz von Filtergeräten oder 
CO2-Ampeln grundsätzlich dort nicht nötig sei, 
wo Räume regelmäßig und häufig gut gelüftet 
werden können. Skeptisch bewerteten sie den Ein-
satz von Filtergeräten, deren Wirkung gerade im 
Zusammenhang mit den Corona-Viren nicht hin-
reichend erwiesen sei. Die derzeitige Lüftungs-
regel hat sich in den ersten Tagen als praktikabel 
erwiesen und hat hohe Akzeptanz an Schulen. Zu-
letzt hatte das Umweltbundesamt die Hamburger 
Regelung bestätigt. In nur sehr wenigen Unter-
richtsräumen ist ein Stoß- oder Querlüften nicht 
möglich. Die Schulbehörde prüft gemeinsam mit 
SBH Schulbau Hamburg, wie dort das geforderte 
Lüften ermöglicht werden kann oder ob andere 
Unterrichtsräume genutzt werden können. 

Die Schulen sollen solange als möglich ge-

öffnet bleiben und es soll Präsenzunterricht ge-
ben. Es darf auch keinen Automatismus für alle 
Schulen bei Erreichen bestimmter Inzidenzwerte 
geben. Zum jetzigen Zeitpunkt ist davon auszu-
gehen, dass sich die Betroffenen von 186 der 190 
Schulen zum weit überwiegenden Teil außerhalb 
der Schule infiziert haben. Das ist unter anderem 
daran zu erkennen, dass es an vielen Schulen in 
der Regel nur ein oder zwei Infektionsfälle gab. 
Die Zahlen zeigen, dass die Schulen nach wie vor 
ein sicherer Ort sind, an dem es nur äußerst sel-
ten zu einer Übertragung der Krankheit kommt. 
Wichtig ist, dass sich auch weiterhin alle an die 
Hygienemaßnahmen in den Schulen halten.

Alle Bundesländer sind sich einig und setzen 
auch weiterhin auf Präsenzunterricht mit beson-
deren Hygiene-, Abstands- und Maskenregeln. Im 
Unterschied zu den Regelungen in der allgemei-
nen Öffentlichkeit sind innerhalb von Schule die 
Kontaktkreise beschränkt und klar nachvollzieh-
bar. Daher gelten hier andere Regeln als außerhalb 
von Schule.

PETER ALBRECHT Pressesprecher der Behörde
für Schule und Berufsbildung (BSB) 
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HOMESCHOOLING

Eltern in Sorge
Eltern und Schüler_innen stimmen oft überein, aber 
Sorgen der Eltern nehmen zu

Die COVID-19-Pandemie hat 
von heute auf morgen nicht nur 
den Arbeitsalltag, sondern auch 
den Alltag von Schüler_innen 
und Eltern verändert. Schulen 
mussten ihren gesamten Unter-
richt auf „Homeschooling“, das 
Lernen von zu Hause aus, um-
stellen. Doch wie bewerten Schü-
ler_innen und Eltern heute, etwa 
ein halbes Jahr nach Ausbruch 
der Pandemie, die Monate, in de-
nen kein regulärer Unterricht an 
deutschen Schulen stattgefunden 
hat? Und wären die Schulen für 
einen erneuten „Lockdown“ nun 
besser gewappnet?

Um diese und viele weitere 
Fragen, wie das Thema „Schu-
le und Digitalisierung“, aus 
Sicht von Schüler_innen und 
Eltern beantworten zu können, 
hat das Marktforschungsinstitut 
Appinio eine Umfrage mit ins-
gesamt 300 Eltern von schul-
pflichtigen Kindern sowie 400 
Schüler_innen durchgeführt. Die 
Studie beschäftigt sich mit der 
veränderten Situation der Schu-
len während der Corona-Pande-
mie und beleuchtet die Sichtwei-
se von Eltern und Schüler_innen 
rund um den Unterricht von zu 
Hause. Dabei geht es um Fragen 

zum Arbeitspensum, zu Ängsten 
und Sorgen, zur Kommunikation 
sowie zur digitalen Ausstattung 
sowohl in Schulen als auch in 
Familien.

Die Key Insights auf einen 
Blick:

• 61 Prozent aller Eltern und 
Schüler_innen haben den Wech-
sel vom normalen Unterricht 
zum Homeschooling als sehr gut 
oder gut empfunden.

• An vier von fünf Schulen 
wurde nach spätestens 4 Wochen 
in digitaler Form unterrichtet - 
jede fünfte Schule hat niemals 
digitalen Unterricht anbieten 

in kurzer Zeit weitgehend besei-
tigen sollen. Der Sprecher der 
Schulbehörde erklärte jedoch auf 
Nachfrage der hlz, dass zurzeit 
die Anschaffung von Filtergerä-
ten nicht für notwendig gehalten 
werde. (Siehe Kasten S. 24)

Neue Studien kommen zum 
Ergebnis, dass Schutzkonzep-
te, die allein auf freies Lüften 
setzen, zwar ein Minimum an 
Sicherheit bieten, jedoch keinen 
Schutz vor einer direkten Infek-

tion. Autoren vom Institut für 
Strömungsdynamik und Aerody-
namik an der Bundeswehrhoch-
schule München kommen zum 
Ergebnis, dass eine Kombination 
von Raumluftreinigern oder Ent-
keimungsgeräten mit transpa-
renten Schutzwänden zwischen 
den Schüler_innen sinnvoll sei. 
Schutzwände aus Plexiglas wür-
den Sitznachbarn den bestmögli-
chen Schutz vor Aerosolen und 
Viren bieten. Durch Kombinati-

on mit den Geräten könnten sich 
Schüler_innen vollständig auf 
den Unterricht konzentrieren: 
„Sie müssen nicht Angst vor ei-
ner Infektion haben, bei geöffne-
ten Fenstern frieren oder ständig 
an das richtige Tragen von Mas-
ken denken.“ (Vgl. www.unibw.
de/lrt7/schulbetrieb-waehrend-
der-pandemie.pdf)

MANNI HEEDE

10

• Zufriedenheit der Eltern nimmt mit steigendem Alter der Kinder ab: Am ehesten 

zufrieden sind die Eltern der Grundschulkinder (66%)

11%

28%

46%

15%
8%

32%

50%

11%

Überhaupt nicht gut Nicht gut Gut Sehr gut

Eltern Schüler

• 61 Prozent aller Eltern und Schüler empfanden die Umsetzung des Wechsels zum 

Homeschooling durch die Schule als sehr gut oder gut.
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INTERNET

Quälend langsam
Eine Studie untersucht 30 OECD-Länder auf Voraussetzungen für eine 
erfolgreiche Nutzung von E-Learning und Angeboten der digitalen Bildung

Die digitale Lernplattform 
Preply (s. Kasten) hat eine Studie 
herausgegeben, in der die aktuel-
len Voraussetzungen für erfolg-
reiches E-Learning und digitale 
Bildung in 30 OECD-Ländern 

untersucht wurden. Deutschland 
belegt dabei nur den mittelmäßi-
gen 13. Platz.

Zum Nachteil der Schülerin-
nen und Schüler haben die coro-
nabedingten Schulschließungen 

die Schwachstellen der Digita-
lisierung des Bildungssystems 
in Deutschland offengelegt. In 
vielen Fällen mangelte es schon 
an grundlegenden Fundamen-
ten der digitalen Bildung, wie 

Über Preply: Die Online-Lernplattform Preply 
bringt tausende Lernende und private Lehrer_in-
nen digital zusammen. Das Netzwerk baut auf 
15.000 verifizierten privaten Lehrer- und Tu-
tor_innen in über 50 Sprachen und einem intel-
ligenten Algorithmus, der Schüler_innen mit der 
am besten passenden Lehrkraft zusammen bringt. 
Die Tutor_innen erstellen anschließend individu-
elle Unterrichtspläne, die auf das Budget, den 
Zeitplan und den Kenntnisstand des Lernenden 
abgestimmt sind. Auf diese Weise haben Schü-

ler_innen aus 150 Ländern über zwei Millionen 
Unterrichtsstunden von Lehrkräften aus 110 Län-
dern genommen. 

Preply wurde 2013 von den Gründern Kirill 
Bigai, Dmytro Voloshyn und Serge Lukyanov 
in der Ukraine gegründet. Das Unternehmen hat 
seither mehr als 15 Millionen US-Dollar Invest-
ments erhalten und verfügt über mehr als 180 An-
gestellte mit über 25 Nationalitäten in Zweigstel-
len in Kiew und Barcelona. (Siehe Kommentar 
der Redaktion oben)

können (18 Prozent).
• 45 Prozent aller Schüler_in-

nen und 40 Prozent aller Eltern 
gaben an, dass sie den Aufwand 
für Schulaufgaben (eher) als 
mehr empfinden als im regulären 
Schullalltag.

• 42 Prozent aller Eltern und 
Schüler_innen gaben an, dass 
nur die Hälfte der SuS oder we-

niger in der Klasse einen PC oder 
Laptop zur Verfügung haben.

• Jedes vierte Elternteil gab an, 
unzufrieden oder sogar sehr un-
zufrieden mit der Kommunikati-
on mit den Lehrkräften gewesen 
zu sein (25 Prozent).

• 64 Prozent aller Eltern haben 
sich im Homeschooling mehr 
Sorgen um ihre Kinder gemacht 

als sonst.
• Über die Hälfte der Eltern 

aller Jahrgangsstufen haben das 
Gefühl, dass sich das Home-
schooling (eher) negativ auf die 
Zufriedenheit der Schüler_innen 
ausgewirkt hat (53 Prozent) – die 
SuS sehen dies deutlich anders.

VERENA DICKEL,
Mitarbeiterin bei „Appinio“

8.10.2020

Wir haben lange überlegt, ob 
wir diese Quelle oder auch die 
folgende verwenden, weil sie 
sich einreiht in zahlreiche Ver-
suche, die Öffentlichkeit davon 
zu überzeugen, dass allein im E-
Learning die Zukunft von Schule 
zu suchen ist. Obwohl wir hierzu 
bekanntermaßen eine kritische 
Haltung einnehmen, halten wir 
die Ergebnisse trotzdem für inte-
ressant, weil sie Einblick bieten 
in das, was uns erwartet, wenn 
wir nicht aktiv auf den Prozess 
Einfluss nehmen.

DIE REDAKTION

Über Appinio

Appinio ist ein 2014 gegründetes Marktforschungsunterneh-
men mit Sitz in Hamburg. Das Unternehmen ermöglicht es, in-
nerhalb kürzester Zeit Umfragen zu beinahe jedem relevanten 
Thema zu generieren. Als schnellste Lösung für Marktforschung 
liefert Appinio Feedback aus mehr als 50 Märkten. Über 500 Un-
ternehmen aus allen Branchen nutzen Appinios umfassende Platt-
form - darunter VW, Unilever, Beiersdorf, Telekom, Bertelsmann, 
Warner Brothers, Samsung, Jägermeister, Red Bull und About 
You sowie alle großen Agenturen und Unternehmensberatungen. 
Appinio-Gründer und -CEO Jonathan Kurfess wurde im Rahmen 
des Business-Punk-Rankings 2020 zu den 100 wichtigsten Köp-
fen des Jahres gewählt und schaffte es im März 2020 ins begehrte 
Forbes-Ranking der 30 unter 30. www.appinio.com
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Land Zugang zu Computern Internetgeschwindigkeit 
/ Breitband

Nachhilfe pro 
Stunde

Auswertung

Norwegen 94,9% 127,2 Mbit/s 22,52 € 100,0
Dänemark 93,1% 141,7 Mbit/s 29,39 € 99,4
Schweiz 90,3% 155,9 Mbit/s 29,13 € 95,4
Luxemburg 95,4% 114,3 Mbit/s 25,00 € 94,4
Niederlande 97,6% 112,8 Mbit/s 18,00 € 84,8
Schweden 92,8% 141,7 Mbit/s 16,89 € 79,0
Österreich 85,4% 56,5 Mbit/s 20,00 € 75,8
Neuseeland 80,0% 114,8 Mbit/s 16,77 € 73,8
Finnland 93,5% 91,9 Mbit/s 19,00 € 71,0
Australien 82,4% 45,9 Mbit/s 18,23 € 67,7
Kanada 85,6% 123,3 Mbit/s 16,55 € 66,5
Vereinigte Staaten 72,0% 138,0 Mbit/s 15,78 € 61,1
Deutschland 92,9% 91,3 Mbit/s 11,00 € 60,8
Frankreich 84,1% 135,2 Mbit/s 19,00 € 57,3
Ungarn 79,7% 131,2 Mbit/s 7,17 € 52,7

moderner Ausstattung oder me-
dienkompetenten Lehrerinnen 
und Lehrern. Die folgende Stu-
die hat die Voraussetzungen für 
digitale Bildung in Deutschland 
mit anderen Ländern weltweit 
verglichen. Dazu wurden aussa-
gekräftige Daten zum Stand der 
digitalen Infrastruktur, zum digi-
talen Bildungsangebot und zum 
E-Learning-Markt analysiert. 
Das Ergebnis ergibt ein Ranking 
der Länder, die die besten Vor-
aussetzungen für erfolgreiches 
E-Learning bieten.

Norwegen bietet weltweit 
die besten Voraussetzungen für 
erfolgreiches E-Learning. Mit 
Breitband-Internet in einer Ge-
schwindigkeit von 127,2 Mbit/s 
– fast eineinhalb Mal schnel-
ler als in Deutschland – liefert 
Norwegen eine der wichtigsten 
Grundlagen für den gemeinsa-
men Online-Unterricht in Echt-
zeit. Deutschlands Position im 
Mittelfeld bestätigt, dass die 
Digitalisierung anderen Ländern 
hinterherhinkt. Der Missstand 
spiegelt sich auch im digitalen 
Bildungsangebot wider. Wäh-
rend in Deutschland nur 220 
Studiengänge und -kurse voll-
ständig online stattfinden, haben 

Studierende in Großbritannien 
heute schon die Wahl aus 4.281 
Kursen. Trotz alledem lässt 
Deutschland andere große Volks-
wirtschaften wie Frankreich, 
Spanien oder Japan hinter sich. 

„Wir sind davon überzeugt, 
dass E-Learning das große Po-
tential hat, Bildungsmöglichkei-
ten weltweit zu verbessern“, so 
Kirill Bigai, CEO von Preply. 
„Die Corona-Krise hat gezeigt, 
dass digitale Bildungsangebote 
noch sehr ungleich verteilt sind. 
Die neuen Erkenntnisse bieten 
die optimale Gelegenheit, um 
diesen Missstand auszugleichen. 
Es ist ein großer Schritt in Rich-
tung Chancengleichheit, wenn 
Lerninhalte grenzenlos abgeru-
fen und bearbeitet werden kön-
nen. Dafür müssen natürlich alle 
über die gleichen technischen 
Voraussetzungen verfügen. In-
wieweit das der Fall ist, wollten 
wir mit dieser Studie herausfin-
den.“

 
Weitere Erkenntnisse:

• Mexiko bietet die schlech-
testen Voraussetzungen für An-
gebote aus dem Bereich E-Lear-
ning. Während sowieso nur 44,3 
Prozent der Mexikaner_innen 

über einen privaten Computerzu-
gang verfügen, macht langsames 
Internet das gemeinsame Arbei-
ten in Echtzeit unmöglich.

• Die Vereinigten Staaten bie-
ten 9.303 Online-Studiengänge 
und -kurse, die vollständig ohne 
Präsenz absolviert werden kön-
nen und damit die größte Vielfalt 
an digitalen Bildungsangeboten.

• Kanada verfügt über das 
beste Preis-Leistungs-Verhältnis 
beim Internetzugang. Zusätzlich 
investiert die kanadische Regie-
rung rund 31 Prozent des BIP pro 
Kopf in den tertiären Bildungs-
bereich.

• Interne Daten von Preply 
zeigen: das größte Marktwachs-
tum fand im letzten Jahr in Por-
tugal statt.

• Überraschend schlechte Po-
sitionierung für Japan auf Rang 
21. Das technisch fortschrittliche 
Land bietet E-Learning-Ange-
boten zwar einen reichhaltigen 
Markt, aber schleppend langsa-
mes Internet und unzureichende 
digitale Bildungsangebote brem-
sen das Potential von E-Learning 
in Japan aus.

PREPLAY

*Bei dieser Aufstellung handelt es sich um einen Ausschnitt aus den Studienergebnissen. Einen vollständigen 

Einblick in alle Daten, die Methodik und Quellen findet sich unter: https://preply.com/de/d/e-learning-index/
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SCHULSTRUKTUR

Esprit ist gefragt
Die Jurist_innen meinen, die Welt in eine Form gießen zu können, 
es kommt aber darauf an, sie zu verändern

Gesetze sind so furchtbar 
nüchtern. Als Text kommen sie 
wie aus dem Nichts. Sie verraten 
nichts von den Erregungen, die 
ihnen vorausgehen und verspre-
chen nicht ausdrücklich, wie nun 
eine gesellschaftliche Wirklich-
keit mit dem Gesetz besser wird 
als vor dem Gesetz. Neue Geset-
ze wollen aber etwas Neues und 
sie wollen, dass dafür Begeiste-
rung entsteht. Und das in – not-
wendig – nüchterner Sprache. 
Schwierig!

Eigentlich müsste man über 
den Schulgesetzentwurf der 
Linken nicht viel sagen. Er ist 
dermaßen überfällig. Überfäl-
lig, weil es schon längst hätte 
Antworten geben müssen auf 
die materiellen und mentalen 
Zerfallserscheinungen unserer 
Gesellschaft. Es ist wie im Um-
gang mit der Natur: wir wissen 
so viel, tun aber dennoch nicht 
das Notwendige. Wir wissen 
auch von den sozialen Entmi-
schungen in der Gesellschaft, 
von der wachsenden Kluft zwi-
schen arm und reich. Wir wissen 
von den Fanatisierenden in der 
Gesellschaft, ob im schändli-
chen Erwerb exzessiven Eigen-
tums oder dem schändlichen 
Vernichtungswunsch gegenüber 
allem, was anders ist. Und wir 
scheinen uns an diese Trends der 
Feindseligkeit und Seelenlosig-
keit gewöhnen zu wollen. Ist es 
nicht naheliegend, dass wir in 
der Schule lernen, zusammenge-
hörig zu sein und nur so unsere 
Probleme lösen zu können? Alle 
Konservativen müssten Luft-
sprünge vor Freude machen: 
Hurra, die Linken wollen unse-
re Gesellschaft retten.Wenn ich 
nur zusammentragen würde, was 
Ökolog_innen, Soziolog_innen, 

Politolog_innen oder Philoso-
phInnen über den Zustand unse-
rer Gesellschaft vortragen, wie 
könnte ich mich nicht über die-
sen Schulgesetzentwurf freuen?

Und die Pädagog_innen? Als 
Pädagoge bin ich begeistert, sehe 
aber auch eine (alte) Falle, in die 
man tappen könnte. Uns liegt 
hier eine Antwort auf die vielen 
Klagen über Bildungsprobleme 
und Bildungsungerechtigkeit 
der letzten Jahrzehnte vor. Die 
Klagen wollen nicht enden. Es 

bildeten sich immer neue folk-
loristische Schwerpunkte heraus. 
Hier werden Schularten umbe-
nannt, dort werden pädagogische 
Zauberformeln ausgerufen und 
andernorts wird der Schulfrieden 
verabredet. Und das in dem be-
törenden Sound, den Weg in die 
Bildungsgerechtigkeit endlich 
gefunden zu haben. Viele ver-
sammeln sich gegenwärtig vor 
einem neuen Eingangstor in eine 
glückliche Bildungswelt. Auf 
ihm steht „Digitalisierung“. Stel-
len wir uns nun vor, wir würden 
alle Schulen digital super aus-
statten. Schöne Aussicht! Wenn 
sich aber sonst nichts ändert, 
wären in spätestens 5 Jahren die-
selben Klagen im Umlauf, die 

uns seit Jahrzehnten in Schulen, 
Universitäten und bei den Be-
gegnungen zwischen den Rega-
len im Supermarkt umtreiben. 
Die Kinder lernen zu wenig, es 
gibt zu viele Verlierer_innen (in 
der Regel sozial Benachteilig-
te), Lernunlust, Verweigerung, 
Versagensangst etc. Eltern sehen 
nicht mehr durch, sind selbst un-
glücklich, weil es offenbar auch 
ihre Kinder sind. Eine irgendwie 
vergiftete Bildungslandschaft für 
sehr viele Kinder und Eltern. Der 
Gesetzentwurf schafft nun nicht 
per se ein Bildungsparadies, aber 
er befreit vom schleichenden 
Gift, Lernen könnte eine Ab-
wärtsbewegung sein. Für Viele 
gewissermaßen ein Naturgesetz.

Ich behaupte, dass diejenigen, 
die sich über die Probleme von 
Schulen und Schüler_innen pro-
fessionell Gedanken machen, 
nicht als Verlierer_innen ihre 
Schulzeit beendet haben. Und 
ich behaupte, dass sie nicht wis-
sen, wie es sich anfühlt, in Zei-
ten, in denen sich Selbstbewusst-
sein aufbaut, an seinem Selbst 
zweifeln zu müssen, wenn der 
schulische Misserfolg in jungen 
Jahren lebensentscheidend wird. 
Und das, ohne dass es die Betrof-
fenen wirklich begreifen können. 

Der Schulgesetzentwurf will 
mit diesem Übel, das alle groß-
artigen pädagogischen Bemü-
hungen so sehr kontaminiert, 
Schluss machen. Er will die gu-
ten pädagogischen Absichtser-
klärungen des § 2 des bisherigen 
Schulgesetzes für möglichst alle 
Kinder zur Geltung bringen und 
nicht durch die folgenden Regu-
larien im alten Schulgesetz infra-
ge stellen. Biografisch relevante 
Trennungen, die sich weniger 
nach Begabung als nach sozialer 

Wenn ich nur 
zusammentragen würde, 

was Ökolog_innen, 
Soziolog_innen, Politolog_
innen oder PhilosophInnen 
über den Zustand unserer 
Gesellschaft vortragen, wie 
könnte ich mich nicht über 
diesen Schulgesetzentwurf 

freuen?
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Herkunft vollziehen, müssen ein 
Ende haben. Ich bin mir ziemlich 
sicher, dass die meisten Grünen 
und die meisten Sozialdemokra-
ten denselben Wunsch haben. Es 
gab schon CDU-Mitglieder, die 
dasselbe wollten und vermutlich 
gibt es sie immer noch.

Aber es grassiert die Angst. 
Die Angst vor der eigenen Cou-
rage. Die Angst vor dem Schei-
tern. Und da reihen sich die 
Ängstlichen ein in die große 
Schar unserer Schulkinder, die 
sich auch zu wenig zutrauen und 
die Hoffnung in die Selbstwirk-
samkeit verloren haben.

Könnten wir mit dem Schul-
gesetz der Linken aus der Logik 
des Scheiterns als Unterschei-
dungs- und Selektionsbedingung 
aussteigen? Könnten wir mit ihm 
die Verwandlung von Lernener-
gie in Destruktionsenergie, von 
Weichheit der Resonanz in Härte 
der Abwehr bei so vielen Kindern 
vermeiden? Oder anders ausge-
drückt: von Engagement für sich 
und die Welt in Aggression ge-
gen sich und die Welt? Das wäre 
eine Illusion, zumindest nicht 
selbstverständlich. Aber wir hät-
ten endlich die Chance, diese 
negativen Verwandlungen der 
einzelnen Lernpersonen nicht 
auch noch durch schulische Dy-
namiken zu fördern. Der Lern- 

alltag eines Kindes ab dem 3. 
Jahrgang wird nicht automatisch 
intensiv und freudvoll, wenn es 
keine Angst vor der Entschei-
dung Ende der Grundschulzeit 
haben muss. Aber immerhin 
kann es ohne diese Angst leben 
und lernen. Genauso geht es dem 
Kind im 6. Jahrgang des Gym-
nasiums. Bleiben oder gehen? 
Die Engländer würden sagen: 
remain or leave? Nur dürfen in 
der Schule die Betroffenen nicht 
selbst entscheiden. Es wird über 
sie entschieden. Die Linke macht 
in ihrem Schulgesetzentwurf mit 
dem Anspruch auf Bildungsge-
rechtigkeit ernst wie keine an-
dere Partei, auch wenn fast alle 
Parteien sich der Gerechtigkeits-
rhetorik bedienen.

Noch ein Wort zur Illusionsnei-
gung. Ich habe die Befürchtung, 
dass Die Linke meinen könnte, 
damit sei alles gewonnen, mit 
dem Gesetz sei der Grund für 
alle Vergeblichkeit und alles 
Scheitern beseitigt. Frei nach 
Wittgenstein könnte man sagen: 
Wenn alle politischen Fragen der 
Bildungsgerechtigkeit beantwor-
tet sind, sind unsere Lebenspro-
bleme noch gar nicht berührt. Es 
muss nun gesagt werden, welche 
Chancen sich eröffnen. Da reicht 
die Nüchternheit des Gesetzes 
nicht. Esprit ist gefragt. Und 

da braucht man auch den An-
schluss an andere Parteien. Wir 
wissen viel darüber, was eine 
gute Schule ist, aus Praxis und 
Theorie. Wir wissen, wie man 
Schule zum Wohl aller organi-
sieren kann, durch besondere 
Kooperations- und Differen-
zierungsformen, Nutzung von 
Neigungsressourcen, Projekte, 
Profile, Ganztagsangebote. Wir 
wissen, wie man Schule gleich-
zeitig routiniert und ereignisori-
entiert gestalten kann. Soll also 
keiner und keine sagen, Kinder 
würden unterfordert. Schon jetzt 
gibt es Beispiele, in denen außer-
ordentliches Engagement aller 
Beteiligten einen Vorschein dar-
auf geben, was insgesamt mög-
lich ist. Schön wäre es, wenn das 
ordentliche Engagement ausrei-
chen würde.

Um es vielleicht etwas schlicht 
zu polarisieren: Kinder brauchen 
Gerechtigkeit und wollen Glück. 
Kinder brauchen die Fülle des 
Angebots, aber entscheidend ist 
das subjektive Moment der Er-
fülltheit. Also: Gerechtigkeit in 
der Schulstruktur, Esprit in der 
Schulkultur. Schule ist ein Lern-
feld, aber auch ein Übungsfeld 
für eine Gesellschaft, die es mit 
den Menschen und ihrer Welt 
gut meint. In dieses Übungsfeld 
gehört selbstverständlich der 
Umgang mit Mitmenschen un-
terschiedlichster Erfahrungen. 
Wenn ein Teil fehlt, wird Lernen 
nicht gelingen. Es kann einen 
manchmal wahnsinnig machen, 
wie diese notwendige Polarität 
missachtet wird.

Das garantiert der Entwurf 
nicht, aber er ermöglicht es. 
Dem Gesetzentwurf ist zu wün-
schen, dass es, bei aller gebote-
nen Nüchternheit, noch einmal 
den politischen Diskurs neu 
inspiriert und die Begeisterung 
weckt, die es braucht, wenn man 
eine Schule schaffen will, in der 
Kinder Lust auf sich selbst be-
kommen. 

ANTONIUS SOEST
ehm. Schulleiter einer

Gemeinschaftsschule in S.-H.

GERECHTE  BILDUNG BRAUCHT EIN 

INKLUS IVES 
SCHULGESETZ

ALLE 
inklus ive 

Nützt was, wenn wir drüber streiten
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HOCHSCHULEN

Petition: Für Präsenz und ein 
Solidarsemester an den 
Hamburger Hochschulen!

Das Online-Semester und die 
gesteigerte soziale Prekarität 
schränken seit mehreren Mona-
ten Wissenschaft und Bildung 
mündiger Persönlichkeiten zur 
menschlichen Gestaltung der 
Welt erheblich ein. In der Ver-
einzelung gehalten, ohne Hoch-
schule als Ort der sozialen welt-
bezogenen Perspektivbildung, 
soll sich zufrieden gegeben wer-
den mit leichter Milderung der 
Einschränkungen und individu-
eller Nachsicht bei steigt der Se-
lektions- und Konkurrenzdruck 
in den Massenprüfungen. Das 
schadet allen. Die Hochschu-
len werden mit ihrer Arbeit für 
eine zivile, soziale, demokra-
tische, ökologisch und ökono-
misch nachhaltige Entwicklung 
der Gesellschaft jetzt erst recht 
gebraucht. Studium, Wissen-
schaft und Forschung können 
dafür, wie in den Schulen ohne 
formale Abstandsregeln, mit er-
höhter Aufmerksamkeit Aller 
füreinander, in Präsenz stattfin-

den. Soziale Sicherheit ist dafür 
notwendig und kann geschaffen 
werden. Geld ist genug da. Es ist 
die Aufgabe der Hochschulen zu 
Friedensbildung, solidarischen 
internationalen Beziehungen, 
Demokratisierung, einem nach-
haltigen Austausch mit der Um-
welt und sozialer Gerechtigkeit 
beizutragen. Wissenschaftliche 
Erkenntnis braucht kritische 
persönliche Auseinandersetzung 
und Bezugnahme. Das gelingt 
am besten in Präsenz.

Daher fordern wir von Senat 
und Hochschulleitungen:
Soziale Grundlage sichern:
 -  900 Euro monatlich als Voll-

zuschuss
- Bildung braucht Präsenz
-  Mensen und Bibliotheken sind 

Grundlage für Wissenschaft: 
Sie müssen geöffnet werden

Restriktionen abschaffen:
-  Fristen für ein Jahr verlängern
-  Freischussregelung für alle 

Prüfungen

Begründung
1) Soziale Grundlage si-

chern: Die Einrichtung einer 
angemessenen sozialen Unter-
stützung der Studierenden – res-
triktionsfrei 900 Euro monatlich 
als Vollzuschuss. Bislang besteht 
die Möglichkeit einer Überbrü-
ckungshilfe in Höhe von 500 
Euro unter erheblichem bürokra-
tischem Aufwand und zahlrei-
chen Einschränkungen. Das geht 
an der sozialen Realität vorbei: 
Der studentische Durchschnitts-
bedarf beträgt laut Studierenden-
werk 900 Euro monatlich. Wir 
Studierenden werden, wenn die 
gemeinsame Überwindung der 
Krise gelingt, hinterher nicht 
über größere Überschüsse ver-
fügen. Der Hilfsfonds ist daher 
als Vollzuschuss einzurichten. 
Der Staat selber hat die Maß-
nahmen angeordnet, die nun zu 
den Verdienstausfällen und sozi-
alen Härten führen. Es ist daher 
unnötig, dass die Studierenden 
diese auch noch nachweisen 

Die Aktiven der Petition berichten über ihre Aktivitäten:

„Die Petition wurde am 15. Oktober beendet. In den zurückliegenden 
Wochen haben wir … zahlreiche Diskussionen geführt, Kommiliton_innen 
aus dem Lockdown ermuntert, Aktionen im öffentlichen Raum organisiert 
und massig Unterschriften gesammelt. Es wurden 1838 Unterschriften 
gesammelt. Wir planen, die Petition nochmal an die Wissenschaftsbehör-
de sowie an die Hochschulpräsidien zu senden. Als Übergabe wollen wir 
einen offenen Brief veröffentlichen.

In der Bürgerschaft wurde bisher lediglich die Verlängerung der individuel-
len Regelstudienzeit für das letzte Semester beschlossen. Wir meinen, da 
geht noch mehr!“ (Stand: 14.10.2020; Text leicht geändert, die Red.)
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müssen. Der Zuschuss ist daher 
restriktionsfrei und unbürokra-
tisch zu vergeben. In diesem 
Sinne sind auch Gebühren durch 
Universität und Studierenden-
werk zu erlassen: Keine Stu-
dierenden dürfen auf Grund des 
nicht gezahlten Semesterbeitrags 
zum SoSe 2020 exmatrikuliert 
werden. Das HVV-Ticket war 
praktisch nicht nutzbar, dennoch 
gibt es bisher keine Lösung für 
Shut-Down-bedingte Härtefälle. 
Allen Betroffenen ist auch jetzt 
noch kulant der gezahlte Betrag 
zurückzuerstatten.

2) Bildung braucht Präsenz: 
Erkennen Sie an: Digitale Lehre 
kann das gemeinsame Lernen in 
Präsenz und gegenseitige Be-
gegnung nicht ersetzen. Es ist in 
der Hochschuldidaktik wissen-
schaftlich erkannt und auch unser 
aller praktische, derzeit intensive 
Erfahrung: Der Einsatz digitaler 
Medien kann – vernünftig und 
gezielt umgesetzt – Erkenntnis-
prozesse in Präsenzveranstal-
tungen unterstützen, er kann sie 
– allemal als Notnagel einge-
setzt – nicht ersetzen. Wissen-
schaftliche Erkenntnis braucht 
kritische persönliche Auseinan-
dersetzung und Bezugnahme, 
die nur in Präsenz gelingt. Die 
Konsequenz muss sein: Alle 
in diesem Semester erbrachten 
Studienleistungen müssen ohne 
Einschränkungen in einem regel-
haften Semester wiederholt wer-
den können. Wir alle haben das 
Recht auf Wissenschaft, Lehre, 
Studium und Bildung auf höchst 
möglichem Niveau und haben 
nicht verdient, mit einer ungenü-

genden Nachbildung abgespeist 
zu werden. In diesem Sinne sind 
alle Anstrengungen dafür zu 
unternehmen, dass das Winter-
semester weitestgehend in Prä-
senz stattfindet – Seminare und 
andere Kleingruppenveranstal-
tungen sind dabei zu priorisieren 
gegenüber Massenvorlesungen, 
die ohnehin nicht diskursiv aus-
gelegt sind.

3) Mensen und Bibliotheken 
sind Grundlage für Wissen-
schaft:

Die Öffnungszeiten der wis-
senschaftlichen Bibliotheken so-
wie der Mensen sind wieder dem 
Betrieb vor dem Shut-Down 
anzugleichen. Wissenschaft 
braucht Bücher und Universi-
tätsmitglieder müssen essen. 
Studierende und Lehrende be-
nötigen daher ausreichenden 
Zugang zu den Bibliotheken 
und Mensen. Hinzu kommt, die 
meisten Studierenden verfügen 
nicht über geeignete Arbeitsplät-
ze, um ausschließlich von dort zu 
lernen, auch hierfür sind Räume 
wie die Bibliotheken notwendig 
und die Möglichkeiten müssen 
dafür ausgeweitet werden (z.B. 
in den Fachbibliotheken). Weil 
Bibliotheken, Mensen, etc. be-
reits jetzt unterfinanziert sind, 
sind großzügig Mittel bereit zu 
stellen, die allen entsprechenden 
Einrichtungen die Einstellung 
von ausreichend Personal auch 
unter den gegenwärtigen Bedin-
gungen ermöglichen.

4) Restriktionen abschaffen: 
Wegen der sozialen Belastungen 
und der Einschränkungen im 

Studium kommt es unvermeid-
lich zu Verzögerungen im Studi-
um. Diese Belastungen werden 
mit der Aufhebung der Eindäm-
mungsmaßnahmen auch nicht 
sofort verschwinden und die 
Lehrveranstaltungsplanung ist 
häufig jahresweise angelegt. Es 
sind daher die Fristen im Studi-
um und beim Studierendenwerk, 
für BAföG und Krankenkassen, 
bei Ämtern und der Ausländer-
behörde, etc. für ein Jahr auszu-
setzen.

Obwohl es kaum möglich war, 
sich fachliche Inhalte vernünftig 
anzueignen, werden im Som-
mersemester 2020 Prüfungen 
durchgeführt. Diese erweisen 
sich damit noch einmal mehr 
als Mittel der Selektion ohne 
irgendeinen förderlichen Wert. 
Durch die mangelnde Zugäng-
lichkeit von Bibliotheken sowie 
die drastischen Sicherheitsmaß-
nahmen entsteht zusätzlicher 
Stress. Viele Studierende melden 
sich nicht einmal zu Prüfungen 
an und werden dadurch zu einem 
Studienabbruch gedrängt. Daher 
braucht es eine Freischuss-Re-
gelung für alle Prüfungen, was 
bedeutet, dass Studierende zwar 
Prüfungen schreiben können, 
diese jedoch auch nach der Be-
notung auf eigenen Willen wie-
derholen können, ohne, dass der 
Prüfungsversuch aus dem Som-
mersemester 2020 gezählt wird.

Dafür streiten Aktive in den 
Fachschaftsräten, in Uni-Gremi-
en und in stadtweiten Bündnis-
sen. Jede_r kann Teil davon sein!

FACHSCHAFTSRAT
ERZIEHUNGSWISSENSCHAFT

(Universität Hamburg)
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WEITERBILDUNG

Hamburger Appell 
GEW startet Kampagne 

Am 22. September 2020 hat 
unser Landesvorstand mit gro-
ßer Betroffenheit die Lage der 
Kolleg_innen in der staatlich 
reglementierten Weiterbildung 
zur Kenntnis genommen und mit 
einem einstimmigen Votum die 
erste Stufe unserer Kampagnen-
rakete zündfertig gemacht, um 
die Lage der Lehrenden in der 
Weiterbildung deutlich zu ver-
bessern. 

Die zweite Stufe wurde Ende 
September angeflanscht, als die 
GEW Bundesfachgruppensit-
zung die Intention des Hambur-
ger Appells für gute Weiterbil-
dung unterstützte. Allerdings 
mussten noch ein paar Schräub-
chen neu justiert werden, denn es 
galt, alle Formulierungen mit der 
Beschlusslage der Bundes-GEW 
in Übereinstimmung zu bringen. 

Dies war am Ende erfolgreich.
Die letzte, ebenfalls wichtige 

Stufe war die Feinabstimmung 
mit Vertreter_innen der Unter-
nehmensfachverbände der Wei-
terbildung, BBB und BVIB, um 
durch eine breite Koalition zu-

sätzliche Energie zu gewinnen, 
mit der wir unsere argumentative 
Botschaft über die skandalösen 
Bedingungen in der Branche 
nachhaltiger in den bundespoli-
tischen Diskurs einbringen kön-
nen.

Seit dem 27.10. ist der „Ham-
burger Appell Gute Weiterbil-
dung“ unterwegs. (s. rechts)

Wie es weitergeht 
Wir wollen so viele Unter-

schriften von Einzelpersonen 
sammeln wie möglich, das 
heißt auch von allen GEW-
Mitgliedern, also von euch. Wir 
mobilisieren weiter über die 
Landesverbände und über die 
Bundesorganisation. In Ham-
burg wollen wir uns mit Ver.di 
und dem DGB koordinieren. 

Darüber hinaus wollen wir 

aber auch aus dem Unterneh-
mensbereich und den Parteien 
in Hamburg Unterstützer_innen 
gewinnen. Im Bundestag wollen 
wir ebenfalls parteiübergreifend 
die Grundlage dafür schaffen, 
dass sich noch vor der nächsten 

Bundestagswahl im Herbst 2021 
die Ignoranz gegenüber den Ver-
hältnissen in der staatlich verant-
worteten Weiterbildung auflösen 
lässt. 

Diese drückt sich z. B. darin 
aus, dass der Hamburger Se-
nat in seiner Corona-Hygiene-
verordnung für die beruflichen 
Schulen und in den schulischen 
Oberstufen sinnvollerweise eine 
dauerhafte Maskenpflicht ein-
geführt hat, um Infektionen zu 
vermeiden; bedauerlicher Weise 
aber nicht in der Erwachsenen-
bildung, mit ihren Sprach- und 
Integrationskursen für Flücht-
linge, wo die Gefährdungslage 
deutlich größer ist.

Wenn ihr das oder 40 Unter-
richtsstunden bei einer Vollzeit-
stelle nicht hinnehmen wollt, 
braucht ihr nur den nebenste-

henden QR Code 
des „Hamburger 
Appells Gute Wei-
terbildung“ einzu-
scannen und könnt 
dann in wenigen 
Schritten den Ap-
pell unterzeichnen. 

Unsere Gesprä-
che zeigen erste 
Erfolge: Die Ham-
burger CDU hat am 
14.10. einen Antrag 
mit dem Titel „Da-
mit die Integration 
gelingt – Prekäre 
Beschäftigung im 
Bereich der Weiter-

bildung, vor allem bei den DaZ-/
DaF-Lehrkräften reduzieren“ 
in die Hamburger Bürgerschaft 
eingebracht. Dieser Antrag greift  
viele unserer Argumente und 
Forderungen auf. Wir sind ge-
spannt.

DETLEF ZUNKER
FG Erwachsenenbildung

Wir wollen gar nicht zu den Sternen, aber dort landen,

wo es gerechter zugeht
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Hamburger Appell 
Staatlich verantwortete Weiterbildung vor dem Abgrund - 

die Politik muss dringend handeln! Landesverband Hamburg

Unser Ziel: Nachhaltige Verbesserung der Lage der 

Lehrenden und der Träger der staatlich 

verantworteten Weiterbildung, insbesondere der 

BAMF-finanzierten Sprach- und Integrationskurse für 

Geflüchtete  

Aktuelle Situation: gesellschafts- und bildungs-

politisch skandalöse Beschäftigungsbedingungen für 

die fast 20.000 Lehrenden in den Sprach- und 

Integrationskursen:  

Bedingungen der Lehrenden: 
Prekär Honorar-Beschäftigte erhalten 35 € pro 

Unterrichtsstunde (netto ca. 17 €), zahlen ihre 

gesamten Sozialversicherungsbeiträge selbst, haben 

kein Einkommen im Krankheitsfall, tragen das volle 

unternehmerische Risiko – oder 

Prekär Angestellte haben meist nur befristete 

Verträge, arbeiten häufig 40 oder mehr 

Unterrichtsstunden pro Woche bei Vollzeit, haben 

keine bezahlte Vor- und Nachbereitungszeit für den 

Unterricht, d.h. reale Arbeitszeiten von bis zu 60 

Zeitstunden pro Woche, treiben Raubbau an ihrer 

Gesundheit / Bruttogehalt: oft nicht über 3000 € 

Die aktuelle Corona-geprägte Situation hat die Lage 

sowohl der Lehrenden als auch der Weiterbildungs- 

betriebe noch einmal drastisch verschärft. Viele 

Betriebe haben ihre Rücklagen aufgezehrt. Viele  

Lehrende sind überschuldet, in Existenznot geraten 

und müssen sich beruflich umorientieren.  

Integration kann aber nur dann gut gelingen, wenn die 

Weiterbildungsträger in die Lage versetzt werden, 

menschenwürdige Arbeitsbedingungen anzubieten 

und in zukunftsfähige Ausstattung zu investieren. Die 

Pandemiepauschale ist hierfür viel zu niedrig und nur 

ein Tropfen auf den heißen Stein. 

Wenn sich an der Finanzierung der Weiterbildung in 

den nächsten Monaten nichts ändert, wird ein 

erheblicher Teil der Träger die Pandemiezeit nicht 

überleben. 

Die politischen Entscheidungsträger sind daher 

aufgefordert, massiv in eine bessere Finanzierung der 

Sprach- und Arbeitsintegrationskurse zu investieren. 

Hierzu gehören auch eine deutliche Verbesserung der 

Bezüge der Lehrenden und eine verbindliche 

Obergrenze der wöchentlich zu leistenden 

Unterrichtsstunden als Voraussetzung für gute 

Qualität von Weiterbildung.  

Wir fordern deshalb von der großen Koalition auf Bundesebene noch für diese Legislatur: 

Eine gesetzliche Verbesserung der Bedingungen in der staatlich verantworteten Weiterbildung mit: 

1. Bundestariftreuegesetz (nur noch Träger mit Tarifverträgen bekommen Mittel aus der öffentlichen Hand)

– Eingruppierung entsprechend TVöD /Wettbewerb der Träger erfolgt über Qualität, nicht über den Preis

2. Deutlich längerfristige Finanzierungsstrukturen für die Träger - unbefristete Festanstellungen der Lehrenden für

Regelaufgaben 

3. max. 25 UE (Unterrichtseinheiten zu 45 min) pro Woche bei Vollzeitstelle

4. 58 € Honorar pro UE bei allen bundesweiten Berufssprach- und Integrationskurse; 39,44 € Honorar für alle

übrigen Weiterbildungsangebote 

5. Träger werden befähigt, Weiterbildung der Lehrenden und kollegialen Austausch zu finanzieren

6. Innovations-Anschubfinanzierung für nachhaltige digitale Ergänzung der Lehre

7. Durchführung einer Integrationskonferenz Weiterbildung mit den zuständigen Ministerien, der Wissenschaft,

Vertretern der Träger, der Verbände und der Beschäftigten. Ziel: Zukunftspakt Weiterbildung 2020 – 25 

ViSdP:  

Dirk Mescher – GEW Hamburg – Rothenbaumchaussee 15 – 20148 Hamburg – info@gew-hamburg.de - www.gew-hamburg.de 

 QR Code scannen und Hamburger Appell unterzeichnen: 
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Pressemitteilung 

 

Klasse Klima-AGs – Gemeinsam aktiv für mehr Klimaschutz an Schulen  

 

Berlin, 13.10.2020 – Klasse Klima, ein Verbundprojekt der BUNDjugend und des 
netzwerk n, unterstützt Schülerinnen und Schüler der 5. bis 13. Klasse bei Projekten für 
mehr Klimaschutz an der eigenen Schule.  

„Mit einem Klimaschutz-Projekt an der eigenen Schule erleben Schülerinnen und Schüler 
direkt, wie sie etwas an ihrer Schule bewegen können. Das macht Spaß, stärkt die 
Selbstwirksamkeit und das Gemeinschaftsgefühl. Möglichkeiten für Klimaschutz-Projekte 
gibt es viele: z. B. ein Schulgarten, ein Kleidertausch oder auch die Umstellung auf 
Ökostrom“, berichtet Projektreferentin Katharina Dellos von der BUNDjugend.  

Junge Aktive zwischen 18 und 27 Jahren begleiten die Schülerinnen und Schüler im 
Rahmen von Klasse Klima-AGs von der ersten Idee bis zur Umsetzung des eigenen 
Projekts. Dazu bringen die Aktiven einen ganzen Koffer an Methoden mit und 
unterstützen mit ganz praktischen Tätigkeiten z. B. beim Erstellen von Materialien, in der 
Öffentlichkeitsarbeit und beim Kontakt mit der Schulleitung.  

„In der Klima-AG lernen wir mehr über den Klimawandel und wie man das Klima 
schützen kann. Außerdem pflanzen wir Kräuter und Gemüse in Hochbeeten auf dem 
Schulhof. Das macht mir besonders viel Spaß. Aus den Ringelblumen wollen wir zum 
Beispiel im Winter eine Salbe machen“, erklärt Kasha P., 9. Klasse vom Hermann-
Hesse-Gymnasium in Berlin.  

Im Klasse Klima-AG-Handbuch finden Klasse Klima-Aktive, Schülerinnen und Schüler 
sowie Lehrkräfte viele Methoden, beispielhafte Ablaufpläne und umweltpsychologische 
Tipps zur Gestaltung von AG-Treffen. Das Handbuch steht unter www.klasse-
klima.de/ags zum Download zur Verfügung.  

Interessierte Schülerinnen und Schüler sowie Lehrkräfte und Schulleitungen können 
laufend über das Kontaktformular unter www.klasse-klima.de/ags die Unterstützung bei 
bestehenden Klima- und Umwelt-AGs sowie bei der Gründung von neuen AGs anfragen.  

 
  Für Rückfragen: 

  BUNDjugend Bundesgeschäftsstelle 
  Katharina Dellos 
  Tel.: 030/27 586 582 
  Mail: katharina.dellos@bundjugend.de 
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SERVICE

Vorzeitige Versetzung 
in den Ruhestand
Bei Einwendungen sowie bei einem eventuell 
erforderlichen Widerspruchs- und Klageverfahren 
erhalten GEW-Mitglieder bei ausreichenden 
Erfolgsaussichten gewerkschaftlichen Rechts-
schutz

Grundsätzlich müssen Kol-
leg_innen wegen Dienstunfähig-
keit in den Ruhestand versetzt 
werden, wenn sie auf Dauer 
dienstunfähig sind – § 26 Be-
amtStG, 41 HmbBG. Es besteht 
eine gesetzliche Vermutung für 
das Vorliegen von dauernder 
Dienstunfähigkeit, wenn sie in 
drei der letzten sechs Monate 
wegen Dienstunfähigkeit keinen 
Dienst geleistet haben und nicht 

davon auszugehen ist, dass sie 
in den nächsten sechs Mo-
naten wieder voll dienstfä-
hig werden. Entscheidend 
für die Behörde ist dabei 
das Gutachten des Personal-
ärztlichen Dienstes (PÄD). 
Wenn man unentschuldigt 
nicht zur Untersuchung er-
scheint, darf Dienstunfä-
higkeit zugrunde gelegt 
werden.

Fällt das Gutachten 
des PÄD negativ aus, 
soll jedoch gemäß § 26 
Abs. 2 BeamtStG von 
einer Pensionierung 
abgesehen werden, 
wenn eine anderweitige Verwen-
dung möglich ist. Dafür gibt es 
zwei Voraussetzungen: einmal 

die gesundheitliche Eignung für 
eine andere Verwendung und 
dann die tatsächliche Möglich-
keit einer solchen Beschäfti-
gung, also eine entsprechende 
freie Stelle.

Fällt die Behörde die Ent-
scheidung, die Lehrkraft in den 
vorzeitigen Ruhestand zu ver-
setzen, erhält sie ein Schreiben, 
in dem mitgeteilt wird, dass sie 
innerhalb von drei Wochen Ein-
wendungen gegen die Verset-
zung erheben und außerdem die 

Mitbestimmung des Per-
sonalrates beantragen 

kann. Dies sollte man 
beides tun, wenn man sich gegen 
die Versetzung in den Ruhestand 
zur Wehr setzen will.

Einwendungen können zum 
einen gegen das Gutachten des 
PÄD erhoben werden. Man be-
nötigt dafür ein ärztliches Ge-
gengutachten des behandelnden 
Arztes, dass sich mit dem Gut-
achten des PÄD auseinander-
setzt und darlegt, dass innerhalb 
der nächsten sechs Monate (ab 
Untersuchung des PÄD) mit der 
vollen Wiederherstellung der 
Dienstfähigkeit zu rechnen ist. 
Bezüglich einer möglichen an-
derweitigen Verwendung kann 
ggf. dargelegt werden, dass die 
Suche nach einer anderen Stel-

le nicht ordnungsgemäß durch-
geführt worden ist. Hier müsste 
insbesondere überprüft werden, 
ob lange genug gesucht worden 
ist – nach behördeninternen Vor-
gaben muss zunächst nach inner-
halb der nächsten sechs Monate 
frei werdenden Stellen in der 
Schulbehörde gesucht werden; 
wenn es in diesem Zeitraum 
keine passende Stelle gibt, dann 
auch bei anderen Behörden.

Die Mitbestimmung des Per-
sonalrats sollte ebenfalls bean-
tragt werden. Der Personalrat 
muss dann die Zustimmung zur 
Versetzung in den Ruhestand ge-
ben, tut er das begründet nicht, 
schließt sich ein Verfahren von 
Schlichtung und Einigung an. 
Dort lässt sich ggf. eine Lösung 
finden. Der PR braucht dazu 
ebenfalls ein Gutachten des 
Arztes. In der GEW organisier-
te Personalräte können von der 
Rechtsberatung der GEW bei der 
Zustimmungsverweigerung un-
terstützt werden

Nach Abschluss des Verfah-
rens der Einwendungen und PR-
Beteiligung erfolgt – wenn die 
Behörde an ihrer Ansicht festhält 
– eine Versetzung in den Ruhe-
stand. Hiergegen kann man den 
Rechtsweg beschreiten.

Hinsichtlich der Abfassung 
der Einwendungen sowie bei 
einem eventuell erforderlichen 
Widerspruchs- und Klageverfah-
ren erhalten GEW-Mitglieder bei 
ausreichenden Erfolgsaussichten 
gewerkschaftlichen Rechts-
schutz.

Wird nach der Versetzung in 
den Ruhestand wegen Dienst-
unfähigkeit die Dienstfähigkeit 
wiederhergestellt und beantragt 
die Ruhestandsbeamtin oder der 
Ruhestandsbeamte vor Ablauf 
von fünf Jahren nach der Ver-
setzung in den Ruhestand eine 
erneute Berufung in das Beam-
tenverhältnis, ist diesem Antrag 
zu entsprechen, falls nicht zwin-
gende dienstliche Gründe entge-
genstehen.

JUSTIN WUNDER
GEW-Rechtsberatung
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Wenn Quantität 
in Qualität umschlägt
Der Finanzdienstleister ist längst zu einem Machtfaktor geworden, 
der national und global das Primat der Politik unterläuft 

Am letzten Wochenende gab 
es ein Tribunal gegen den welt-
größten Finanzkonzern Black-
Rock in Berlin. Dabei ging es 
um die Verstrickungen des sie-
beneinhalb Billionen US-Dol-
lar schweren Finanzkonzerns 
BlackRock in diverse Konzern-
Verbrechen: Kriegsindustrie, die 
Zerstörung der Umwelt und des 
Klimas, Ausbeutung von Arbei-
tenden und Mietern. Nach Ver-
zögerungen durch den Corona-
Lockdown fand das Tribunal nun 
endlich in einem Konferenzraum 
der Freien Universität Berlin 
statt, wo etwa 150 Teilnehmende 
Vorträge von Referenten hörten, 
die schilderten, wie die globale 
Schattenbank (ein Finanzkon-
zern, der sich der Bankaufsicht 
entzieht) auf dem Gebiet von 
Umwelt, Ökonomie und Rüstung 
agiert. So wurde die Rolle von 
BlackRock beim Rüstungskon-
zern Rheinmetall analysiert, den 
man in der Öffentlichkeit nicht 

mit BlackRock: Fast überall ist 
der Gigant unter den sog. „Ver-
mögensverwaltern“ mit dabei, 
doch agiert er im Hintergrund. 
In letzter Zeit immer mehr ans 
Licht gezogen, übt sich Black-
Rock inzwischen in PR, etwa 
beim an die FFF-Bewegung 
und die immer konzernfreund-
licheren Grünen gerichteten 
Greenwashing, wenn man von 
edlen Plänen für ökologische In-
vestitionspolitik schwafelt. Das 
Tribunal zerlegte die Eigenlob-
Tiraden der Konzern-PR. Die 
Jury – Professor Dr. Grottian 
(Vorsitzender), Karin Baumert, 
Professor Dr. Michael Krätke, 
Privatdozent Dr. Lutz Mez (FU 
Berlin), Professor Dr. Mohssen 
Masserrat (Berlin) – sprach ein 
Urteil.

„Der New Yorker Kapitalor-
ganisator BlackRock wird – wie 
seine kleineren Verwandten wie 
Vanguard, State Street, Capital 
Group, T Rowe Price, Amun-

di, KKR – von den G7-Staaten 
und der Weltbank und der EU 
offiziell immer noch als „Schat-
tenbank“ eingestuft und deshalb 
kaum reguliert, im Unterschied 
zu den Banken. Dafür sind 
BlackRock & Co inzwischen 
die Eigentümer der wichtigsten 
Banken und Finanzdienstleister. 
BlackRock schafft als kartellarti-
ger Aktionär den Wettbewerb ab, 
etwa in Deutschland durch die 
gleichartige Eigentümerschaft 
nicht nur in allen 30 DAX-Kon-
zernen, sondern in einigen hun-
dert weiteren wichtigen Unter-
nehmen wie freenet, Fresenius, 
Rhön-Kliniken, Hochtief, Hugo 
Boss, Lanxess, Osram, Scout24, 
Südzucker, Telefonica, TUI, Wa-
cker Chemie, Uniper, Jenoptik, 
ThyssenKrupp, Continental, De-
livery Hero usw. BlackRock ist 
auch gleichzeitiger Eigentümer 
in den Konzernen, die nach der 
herrschenden Irrlehre in Konkur-
renz miteinander stehen: Bayer 
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und BASF und Monsanto; BMW 
und VW und Daimler; Com-
merzbank und Deutsche Bank 
und so weiter.“ Quelle: Werner 
Rügemer, Telepolis

„Die einflussreiche Steue-
rung von 30 DAX Konzernen, 
BlackRock‘s Unsichtbarkeit auf 
den Aktionärsversammlungen, 
die Diagnosesysteme vom Typ 
„Aladdin“, die Verbandelung mit 
allen amerikanischen Geheim-
diensten, wie die prägende Rolle 
von BlackRock in der ameri-
kanischen Bankenregulierung 
lassen auf eine überbordende 
Dominanz in der Finanzmarktin-
dustrie schließen.“ 

Auszug Urteilsbegründung
Urteil: Demokratische Umge-

staltung, Überführung in öffent-
liches Eigentum

Am Sonntag, dem 27. Septem-
ber 2020, verlas Prof. Peter Grot-
tian als Vorsitzender der Jury 
das Urteil über den Weltgrößten 
Finanz-Konzern BlackRock: 
Enteignung. Weiter hieß es: „Die 
volkswirtschaftlich nützlichen 
Teile werden in öffentliche Ver-
waltung überführt und demokra-
tisch umgestaltet.” ethecon ver-
trat die Anklage in den Punkten 
Rüstung und Umweltzerstörung.

Larry Fink, Vorstandsvorsit-
zender von BlackRock, wurde 
2017 mit dem Internationalen 
Dead Planet Award 2017 für 
seine Verantwortung für die Ver-
brechen von Rheinmetall an den 
internationalen Pranger gestellt. 
Immer wieder stieß ethecon 
auf der Suche nach den größ-
ten Anlegern verbrecherischer 
Konzerne auf BlackRock. Die 
unheimliche Weltmacht ist an 
nahezu allen Schwergewichten 
der Konzernwelt umfangreich 
beteiligt. Auch JBS und amazon 
gehören zu großen Teilen Black-
Rock. So tragen die Aktionäre 
von BlackRock zur Rodung des 
brasilianischen Regenwaldes, 
zur Zerstörung des Klimas, zur 
Monopolisierung des Einzelhan-
dels und zum weltweiten Bank-
rott von Arbeitsrechten bei. 

Anklage gegen
Schattenbank BlackRock

BlackRock, Aktionär in 
18.000 Banken und Unterneh-
men, ist der einflussreichste 
Kapital-Organisator des US-ge-
führten Westens. Chef Laurence 
Fink fordert die Unternehmen 
auf, mehr gesellschaftliche Ver-
antwortung zu übernehmen. 
Doch nach dem eigenen Unter-
nehmenskodex ist BlackRock 
nur den Interessen seiner priva-
ten, superreichen Kapitalgeber 
verpflichtet. BlackRock hat die 
jetzt aufbrechende Systemkrise 
mitverursacht, tritt nun als Ret-
ter auf und betreibt als Berater 
der EZB die größte Staatsver-
schuldung der europäischen 
Geschichte. Regierungen stu-
fen BlackRock als unregulierte 
„Schattenbank“ ein, die Leitme-

dien verharmlosen BlackRock 
als netten Vermögensverwalter.

Wir klagen BlackRock stell-
vertretend für andere Schatten-
banken an:

1. Zerstörung der wirtschaftli-
chen und politischen Demokra-
tie, Verletzung von Völkerrecht 
und Menschenrechten

2. Preistreiberei bei Mieten 
und Nebenkosten, Niedriglöhne-
rei bei den Beschäftigten

3. Erhöhung der globalen 
Kriegsgefahr durch Profitmache-
rei in den wichtigsten Rüstungs-
konzernen der USA und der EU

4. Profitmacherei in den wich-
tigsten Kohle-, Braunkohle- und 
Ölkonzernen. Ankauf staatsga-
rantierter Anleihen insolventer 
Fracking-Unternehmen

Soweit die Anklagepunkte 
gegen den derzeit weltgröß-
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ten „Vermögensverwalter“, die 
Schattenbank BlackRock. Eini-
gen Beobachtern war der Ansatz 
zwar nicht kapitalismuskritisch 
genug. Doch gelang es so, ein 
breiteres Spektrum von politisch 
Interessierten anzusprechen.

„In der anschließenden Dis-
kussion des Publikums wurde 
schnell deutlich, dass eine Geg-
nerschaft zu BlackRock noch 
lange nicht eine grundsätzliche 
Kritik am Kapitalismus bedeu-
tet. Einige Redner setzen auf 
innerkapitalistische Reformen 
und EU-Nationalismus. Sie hiel-
ten es für eine gute Idee, EU-
Beihilfen für US-Konzerne wie 
BlackRock oder Coca-Cola zu 
streichen. Doch was ist das an-
deres, als Parteinahme in einer 
Auseinandersetzung zwischen 
dem Kapital verschiedener glo-
baler Standorte? Ein kapitalis-
muskritischer Blick auf Black-
Rock muss von der Grundlage 
ausgehen, dass BlackRock ein 
starker kapitalistischer Player 
ist, um dann die Spezifika dieses 
Konzerns zu analysieren.“ (Peter 
Nowak, Telepolis)

Das Urteil des BlackRock-Tri-
bunals 2020 im Wortlaut. 

(Die Zwischenüberschriften 

im folgenden Text stammen von 
H.Sies):

BlackRock-Tribunal:
Urteil I.
Das Unternehmen BlackRock 

Inc. mit dem juristischen Sitz 
in der Finanzoase Wilmington/
Delaware/USA und dem ope-
rativen Hauptsitz in New York/
USA wird aufgelöst. Dies betrifft 
auch alle Tochtergesellschaften 
in den USA und im Ausland. In 
Deutschland betrifft dies v.a. die 
BlackRock Asset Management 
Deutschland AG. Die volkswirt-
schaftlich nützlichen Teile wer-
den in öffentliche Verwaltung 
überführt und demokratisch um-
gestaltet. Das verwertbare sons-
tige Eigentum geht in das Ei-
gentum der jeweiligen Staaten, 
staatlichen Untergliederungen 
und Kommunen über.

Plutokratische Intransparenz 
als Geschäftsmodell

Das Unternehmen BlackRock 
sowie alle Tochtergesellschaf-
ten werden verurteilt, alle Ge-
schäftsunterlagen zu veröffentli-
chen. Dies betrifft u.a.

• die verschachtelte Konstruk-
tion des Unternehmens Black-

Rock selbst, seiner Eigentümer 
und Tochtergesellschaften

• alle Eigentumsanteile an Un-
ternehmen, Banken und Finanz-
dienstleistern einschließlich der 
juristischen Konstruktionen in 
Finanzoasen zugunsten der Ka-
pitalgeber

• alle Namen der bezahlten 
Einflussagenten in allen Staa-
ten einschließlich der Verträge, 
Geldflüsse, Regierungs- und Po-
litikkontakte sowie Protokolle zu 
Absprachen und Vereinbarungen

• alle Spenden und vergleich-
baren Vorteilsgewährungen an 
politische Parteien, einzelne 
Politiker_innen, Medien, Lobby-
gruppen in den USA, in der EU 
und weltweit

• alle gerichtlichen und staat-
lichen Verfahren, die gegen das 
Unternehmen, seine Tochterge-
sellschaften, Einflussagenten, 
Kapitalgeber geführt wurden 
und werden sowie gegen die Un-
ternehmen, an denen BlackRock 
beteiligt ist, v.a. hinsichtlich 
Aktien-, Wertpapierhandels-, 
Finanz-, Kartell-, Datenschutz-, 
Arbeits- und Mietrecht und dies 
auch in den globalen Produk-
tions- und Lieferketten

• alle verhängten und gezahl-
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ten bzw. nicht gezahlten Buß- 
und Strafgelder in allen Staaten, 
für BlackRock direkt sowie bei 
den Unternehmen, Banken und 
Finanzdienstleistern, an denen 
BlackRock Anteile hält bzw. 
hielt.

Urteilsbegründung
BlackRock verstößt gegen die 

wesentlichen Prinzipien der De-
mokratie, gegen Völkerrecht und 
Menschenrechte sowie gegen 
nationale Gesetze oder leistet 
dazu Beihilfe.

Profitgier tritt Menschen-
rechte mit Füßen

1. Ökonomische Supermacht: 
Verstoß gegen Demokratie, Völ-
kerrecht, Kartellrecht

Das Anlagevermögen von 7,4 
Billionen Euro ( Stand 12/2019) 
ist für die Demokratie der USA, 
Asiens und Europas gefährlich, 
macht- und oft marktbeherr-
schend. Es ist mit den Grund- 
und Menschenrechten unverein-
bar. Die einflussreiche Steuerung 

von 30 DAX Konzernen, Black-
Rocks Unsichtbarkeit auf den 
Aktionärsversammlungen, die 
Diagnosesysteme vom Typ 
„Aladdin“, die Verbandelung mit 
allen amerikanischen Geheim-
diensten, wie die prägende Rolle 
von BlackRock in der ameri-
kanischen Bankenregulierung 
lassen auf eine überbordende 
Dominanz in der Finanzmarktin-
dustrie schließen. Man kann von 

einer strukturellen Komplizen-
schaft von Politik und Ökonomie 
und von einer tendenziell lautlo-
sen Abschaffung der Demokratie 
sprechen.

2. Global organisierter Miet-
wucher: Verstoß gegen das Men-
schenrecht auf Wohnen und ge-
gen das Menschenrecht auf freie 
gewerkschaftliche Betätigung

Durch den politischen Ausver-
kauf von Wohnungen ist erst die 
Aufkäufermacht von Deutscher 
Wohnen und Vonovia entstan-
den. Mit Aktienrenditen von 
21 Prozent bei der BlackRock 
Tochter Deutsche Wohnen, ist 
für die Mieter_innen der Groß-
städte eine Ausbeutungssituation 
entstanden, die einen Frieden 
mit den Mieter_innen unmöglich 
macht. Da wird auch ein Mie-
tendeckel – so er nicht in Teilen 
für verfassungswidrig erklärt 
wird – nur symbolische Abhilfe 
schaffen. Die herrschende Klas-
se kann die Enteignungsfrage 
offenbar weitgehend von der Ta-
gesordnung streichen.

Rüstungsindustrie, Kriegs-
gewinnler: Profit mit dem Tö-
ten

3. Rüstung: Verstoß gegen 
Völkerrecht, Beihilfe zu Kriegen

Jury hat die Verwicklungen 
von BlackRock in die Rüstungs-
industrie weltweit untersucht. 
Am Beispiel Rheinmetall wurde 
nachgewiesen, wie BlackRock 
durch die weltweiten Standorte 
von Rheinmetall die europäi-

schen und deutschen Rüstungs- 
exportrichtlinien locker und 
wirkungsvoll unterlaufen kann. 
Auch hier schaut die Bundesre-
gierung nur weg und ist Kompli-
zin von Rheinmetall und Black-
Rock.

Ökologische Verbrechen
4. Umwelt/Klima: Ver-

stoß gegen Klima-Abkommen 
BlackRock verstößt gegen die 
Interessen und Überlebensmög-
lichkeiten der Mehrheit der Welt-
bevölkerung, denn BlackRock 
leistet vielfältige und nachhalti-
ge Beihilfe bei der Umweltzer-
störung und Klimaerwärmung 
sowie bei der Entwaldung und 
Zerstörung des größten zusam-
menhängenden Waldgebiets am 
Amazonas. Die andere Haupt-
ursache für den Klimawandel 
– der ungezügelte Verbrauch 
von fossilen Brennstoffen wie 
Heizöl, Benzin, Erdgas und 
Kohle – sind die Aktivitäten der 
fossilen Industrie. BlackRock 
ist Großaktionär bzw. Anteils-
eigner der weltweit größten Öl- 
und Gaskonzerne Exxon Mobil, 
Total, Royal Dutch Shell, BP 
und Chevron sowie größter An-
teilseigner von sieben der zehn 
weltweit größten Kohleprodu-
zenten – Coal India Ltd., Peabo-
dy Energy Corp., Glencore PLC, 
Arch Coal Inc., Murray Energy 
Corp., BHP Billiton und BHP 
Australia – und Großaktionär in 
den größten deutschen Kohle- 
und Braunkohlekonzernen RWE 
AG und E.On. Als Großaktionär 
in der deutschen Autoindustrie 
hat BlackRock weder bei Daim-
ler oder VW noch bei BMW die 
umweltzerstörerischen Betrüge-
reien dieser Konzerne mit ge-
fälschten Abgaswerten kritisiert 
oder zu verhindern versucht.

Greenwashing: PR-Lügen 
statt Umwelschutz

Die von BlackRock mitge-
gründete „Umwelt-Allianz“ zur 
Rettung der Umwelt ist eine 
bewusste Täuschung. In einige 
neue Windrad- und Solarprojek-

BlackRock-Boss (CEO) Larry Fink guckt zu (Screenshot)
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te sollen ein paar hundert Milli-
onen Dollar investiert werden, 
während die mehrstelligen Mil-
liardeninvestitionen in der fos-
silen Industrie bestehen bleiben. 
Zugleich ist „One Planet Sum-
mit“ der Versuch, eine globale 
Nebenregierung zu schaffen, 
statt die UNO zu stärken.

Perspektiven
Die ökonomisch-politisch-

bürokratische Herrschaft von 
BlackRock & Co. lässt sich der-
zeit kaum mit gesetzlichen Ins-
trumenten eindämmen. Black-
Rock muss von einer weltweiten 
Bewegung „von unten“ abge-
schafft bzw. eingeschränkt wer-
den. Es braucht Druck auf die 
Institutionen und Politiker_in-
nen. Größe, Macht und Einfluss 
von BlackRock sind mit den 
Grundprinzipien der Demokratie 
als Begrenzung von Herrschaft 
unvereinbar. Die USA sollte auf 
den Weg der Roosevelt-Jahre 
zurückkehren, um diese Unter-
nehmen an die Kette zu legen. 
Auch in Europa ist die Macht der 
Großkonzerne einzuhegen. Kon-
trollen müssen Kontrollen wer-
den und nicht zu einem systema-
tischen Wegschauen verkommen 
(CumEx Skandal, Wirecard, 
Warburg Bank Hamburg). Der 
Staat scheitert mit seinen Instru-
menten weltweit und schaut nur 
weg. Er hat die Kontrolle weit-
gehend aufgegeben und traut 
sich nicht mehr zu kontrollieren. 
In den USA, in Europa, in Asi-
en, Afrika und Australien gibt 
es keine wirkmächtigen, staat-
lichen Kontrollen der Finanz-
märkte mehr. Auch EZB und 
IWF moderieren nur das, was 
mächtige Konzerne wie Black-
Rock, Google, Amazon und an-
dere vorgeben. Deshalb sind die 
Zivilgesellschaft und die Bür-
ger_innen gefordert aufzustehen 
und einen langfristigen Prozess 
in Gang zu setzen.

Tribunale können aufklären
Als Plattform für Bewegung 

sollen zunächst ähnliche Tri-

bunale wie in Berlin, in Christ-
church (Neuseeland), New York, 
Vancouver und Paris stattfinden. 
Sie könnten der Start einer inter-
nationalen Bewegung und Ver-
netzung werden. Die Jury ist sich 
darüber im Klaren: Mit der Zer-
schlagung von BlackRock wird 
zwar ein wichtiges Symptom mit 
Signalwirkung im gegenwärti-
gen System beseitigt und damit 
ein wichtiger Schritt getan, um 
eine finanzkapitalistische Institu-
tion an der Spitze abzuschaffen. 
Damit wird eine wirkungsmäch-
tige Macht beiseitegeschoben, 
die mit ihrer gigantischen tech-
nischen Infrastruktur im Begriff 
ist, die finanzkapitalistischen 
Fundamente auf absehbare Zeit-
räume monopolistisch zu fes-
tigen und die Hegemonie des 
Finanzkapitals über die Real-
wirtschaft und die Gesellschaft 
zu verewigen. Die Gefahr, dass 
dann an die Stelle von Black-
Rock ein neues Finanzmonopol 
entsteht, bleibt jedoch bestehen.

Stoppt Ausbeutung durch 
Raubtierkapitalismus

Denn der politischen Elite des 
globalen Kapitalismus ist es seit 
den 1970er Jahren gelungen, die 
nach dem Zweiten Weltkrieg 
erkämpften sozialen Errungen-
schaften durch den Aufbau des 
Sozialstaates signifikant zurück-
zufahren und die demokratisch 
zur Einhegung und Kontrolle 
des Raubtierkapitalismus durch-
gesetzten Regeln (Achtstunden-
tag, Tarifautonomie, humanitäre 
Arbeitsbedingungen, Mitbestim-
mung, Kontrolle der Finanz-
märkte u.v.a.m.) zu zerschlagen. 
Mit der Liberalisierung des Han-
dels und der Finanzströme, mit 
der Privatisierung der öffent-
lichen Güter, der Abschaffung 
der Flächentarifverträge und der 
Entmachtung der Gewerkschaf-
ten in den Betrieben erhielten 
die Protagonisten der totalen 
Marktfreiheit propagandistisch 
und ökonomisch wirkungsmäch-
tige Instrumente in die Hand und 
erreichten im globalen Kapita-

lismus, dass die Massenarbeits-
losigkeit drastisch anstieg, die 
Arbeitszeitregeln ausgehebelt 
und die unbefristeten in befris-
tete Stellen umgewandelt, die 
Löhne in beachtlichem Umfang 
gesenkt und der Lohnanteil am 
BIP spürbar reduziert, die Ge-
werkschaften von einer mächti-
gen Gegenmacht zur Macht des 
Kapitals dramatisch geschwächt 
und die Zukunftsängste sowie 
die allgemeine Unsicherheit zur 
Richtschnur des Handelns aller 
benachteiligten Gruppen ge-
macht wurden.

Die Umverteilung zu Guns-
ten der Konzerne und der Rei-
chen um mehrere Tausend Mil-
liarden Euro/Dollar bedeutete 
eine gezielte Zurückdrängung 
der Realwirtschaft zu Gunsten 
eines gigantischen und unpro-
duktiven Finanzsektors, der die 
soziale und ökologische Wei-
terentwicklung der nationalen 
und internationalen Ökonomien 
blockierte und stattdessen den 
zerstörerischen antisozialen und 
antiökologischen Triebkräften 
des Raubtierkapitalismus, der 
ungleichen Einkommensvertei-
lung und der Vermögenskonzen-
tration freien Lauf ließ.

Deshalb fordert die Jury die zi-
vilgesellschaftlichen Kräfte und 
sozialpolitisch orientierten Par-
teien dazu auf, mit aller Macht 
für die Austrocknung der ökono- 
mischen Quellen des spekulati-
ven Finanzkapitals und für die 
Rückführung des Finanzmarkt-
kapitalismus hin zur Dominanz 
der Realwirtschaft einzutreten 
Dies impliziert die Überwindung 
der Massenarbeitslosigkeit durch 
die Einführung der 30- Stunden-/
Viertage-Woche und das Wieder-
erstarkung der Gewerkschaften.

HANNES SIES 
Gewerkschaftsforum.de v. 29. 9. 2020
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PSYCHOLOGIE

Jungs, die sich selbst verletzen
In der traditionellen Lesart der Geschlechterrollen darf der Junge aggressiver 
Täter sein – autoaggressives Opfer aber nicht

Es ist ausgesprochen sinn-
voll, den Wandel in der sozialen 
Konstruktion von Männlichkeit 
(und Weiblichkeit) zu reflek-
tieren, dass nämlich männliche 
Verletzungsmächtigkeit, Ver-
letzungsoffenheit und Selbst-
verletzung nicht widersprüch-
lich sein müssen. Bis vor etwa 
zehn Jahren galt allgemein im 
deutschsprachigen Raum die 
psychisch gestörte junge Frau 
als der „Prototyp“ des selbst-
verletzenden bzw. selbstschädi-
genden Verhaltens (SSV). Doch 
wir erfahren – insbesondere in 
einschlägigen Fachartikeln aus 
den USA und dem UK – , dass 
die früheren Etikettierungen des 
selbstverletzenden Verhaltens als 
typisch weiblich eine Tendenz 
zum Vorurteil („gender bias“) 
haben. Die bis vor wenigen Jah-
ren in Deutschland als „sicher“ 
geglaubte Geschlechtertypik 
verflüssigt sich mit dem Wandel 
der Geschlechterrollen. Notwen-
dig ist deshalb, Verstehens- und 
Erklärungszusammenhänge für 
dieses auch männliche selbstdes-
truktive Verhalten zu erschließen 
und bestehende – bisher insbe-
sondere auf Mädchen und Frau-
en bezogene – Hilfs- und Thera-
piemethoden kritisch zu erörtern.

Das SVV Jugendlicher ist 
ein immer häufiger auftreten-
des psychisch-soziales Prob-
lem. Laut einer repräsentativen 
empirischen Studie hat sich in 
Deutschland etwa ein Drittel der 
Jugendlichen mindestens schon 
einmal selbst verletzt – etwa ein 
Zehntel mehrmals. SVV ist ein 
Symptom für vielfältige biogra-
fische Grenz-, Krisen- und Leid-
erfahrungen – häufig im Rahmen 
widriger Erfahrungen und rigi-
der Normierungen von der Pu-

bertät bis zur Adoleszenz. Man 
beschreibt den Zusammenhang 
des „Warum?“ in einem span-
nungsreichen Bogen
■ vom Hilferuf 
■  über den Versuch einer Emoti-

onsregulierung 
■ bis hin zur Selbsthilfe.

Die bekannteste Form des 
SVVs ist das „Ritzen“, also das 
Schneiden mit scharfen Gegen-
ständen in die Haut. Weitere 
Selbstverletzungen sind z. B. 
das Aufkratzen der Haut, sich 
beißen, das Schlagen des Kopfes 
gegen Wände.

Das „Drehbuch“ Männlich-
keit wird in der Moderne zu-
nehmend uneindeutiger. Immer 
mehr Jungs verletzen sich selbst. 
In der traditionellen Lesart der 
Geschlechterrollen „Jungen 
explodieren, Mädchen implo-
dieren“ erscheint das Verhalten 
geschlechtlich determiniert: 
Jungs wenden Aggression gegen 
Andere, Mädchen gegen sich 
selbst. Aber diese Stereotype 
verflüssigen sich zunehmend im 
gesellschaftlichen Modernisie-
rungsprozess.

Im Sinne einer geschlechts-
typischen „Erwartungserwar-
tung“ – ich erwarte, dass von 
mir erwartet wird – verhalten 
sich Jungs und Mädchen teil-
weise unterschiedlich. Typische 
Unterschiede der männlichen 
und weiblichen Selbstbeschä-
digungen lassen sich ausma-
chen: Mädchen berichteten am 
häufigsten, dass sie sich in ihre 
Haut schnitten, während Jungen 
sich am häufigsten selbst schlu-
gen – z.B. mit dem Kopf gegen 
die Wand. Frauen neigen dazu, 
kleinere Schnitte an versteckten 
Stellen mit scharfen Gegenstän-
den zu machen. Männer, die sich 

selbst ritzen, sind eher geneigt, 
größere, tiefere Schnitte und 
Verbrennungen – an ihren Brust-
körben, ihren Oberarmen – aus-
zuführen.

Männlichkeitskonstruktion im 
gesellschaftlichen Wandel 

Kampf, Einsatz, Härte, Stress 
und Risiko sind konventionelle 
Markenzeichen „ernster Spiele 
des Wettbewerbs“) im Rahmen 
der Männlichkeitssozialisati-
on. Der Zwang zur Stärke und 
Dominanz – und die Angst vor 
Schwäche – ist den traditionellen 
männlichen Rollenmustern noch 
eingeschrieben, obwohl sich 
Frauen in mancherlei Hinsicht 
– z. B. im Rahmen ihrer Bil-
dungsbeteiligung – bereits auf 
der „Überholspur“ befinden. So 
erfahren viele Jungs angesichts 
der Spannungslage zwischen 
klassischen männlichen Über-
legenheitsbotschaften einerseits 
und modernen Gleichstellungs-
normen für Frau und Mann ande-
rerseits eine Individualisierung 
mit Risiken. Angesichts umfas-
sender Veränderungen in der 
Arbeitswelt und in der Familie 
– wie z. B. dem möglichen Ver-
lust der männlichen Ernährer-
rolle – im Verhältnis zu neuen 
gleichstellungspolitischen Re-
gelungen zur Durchsetzung von 
gleichen biografischen Verwirk-
lichungschancen von Frauen und 
Männern erfährt die klassische 
Männlichkeitskonstruktion Zu-
mutungen von Unsicherheiten.

Meine These besagt, dass 
eine ins Absurde gesteigerte 
Überlegenheits-Meinung jun-
ger Männer – als Selbstbilder 
– zwangsläufig durch die vorge-
fundene Wirklichkeit enttäuscht 
wird, eine gravierende Irritation 
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in Bezug auf traditionelle Männ-
lichkeit auslöst und damit eine 
(Selbst-) Verletzungsoffenheit 
generieren kann. Eine mögliche 
Reaktion der Jungen auf diesen 
Verlust von (Männlichkeits-) 
Gewissheiten ist, das SVV als 
letzte Kontrolle über den eigenen 
Körper – über das eigene Selbst 
– „bewahren“ zu wollen! Die 
Verunsicherung der Jungs durch 
alltägliche Normen-Widersprü-
che generiert auch depressions-
fördernde Misserfolgserfah-
rungen und Identitätsdiffusion. 
Dennoch versagen sich die Jungs 
häufig gegenüber weiblich eti-
kettierten Symptomen wie Nie-
dergeschlagenheit, Kummer und 
Traurigkeit. „Die Jungen ‚mas-
kieren‘ ihre Depression durch 
Risikoverhalten sowie SVV und 
die medizinischen und therapeu-
tischen Professionen sind primär 
geschult für typisch ‚weibliche‘ 
Depressionssignale“.

Weit entfernt, die betroffenen 
Jungs nur auf eine Dimension 
der Wahrnehmung – nämlich 
Geschlecht – zu reduzieren, 
erscheint es sinnvoll, einen 
Zusammenhang des SVV mit 
Schwierigkeiten der Männlich-
keitskonstruktion zu sehen. Es 
ist nicht abwegig, die „Stärke“ 
des männlichen Geschlechts in 
Frage zu stellen und z. B. im 
Rückgriff auf den klassischen 
Suizid- Forscher Emil Durkheim 
anzunehmen, dass im gesell-
schaftlichen Modernisierungs-
prozess ein bedeutsamer Zusam-
menhang zwischen „männlich“ 
einerseits und „sozialer Desin-
tegration“ andererseits besteht. 
Was für unseren Fragenzusam-
menhang bedeuten soll, dass die 
sozio-kulturelle Integration des 
Jungen in der Moderne zuneh-
mend fragil zu werden scheint.

Bewältigungskonzepte
Diese Gleichzeitigkeit und 

Widersprüchlichkeit von
■  traditionellen männlichen 

Überlegenheitsnarrativen und
■  neuen Gleichstellungsimpera-

tiven für Mann und Frau im 

Modernisierungsprozess 
ist geeignet, die Identitätsent-

wicklung der Jungs zu verstören.
Ich gehe davon aus, dass so-

ziale Arbeit, Schulsozialarbeit, 
Hilfe- und Beratungskonzepte, 
therapeutische Konzepte und 
außerschulische Jungenarbeit 
allesamt in eine subjekt- und 
lebensweltorientierte Biografie- 
und Erinnerungsarbeit einmün-
den können. Dabei müssen wir 

darauf achten, dass unsere Per-
spektive nicht auf eine indivi-
dualistische Betrachtungsweise 
reduziert wird, dass wir reflektie-
ren, dass das persönliche Verhal-
ten immer auch sozial und kultu-
rell kontextualisiert ist – also im 
Kontext der beiden Machtdis-
kurse (Überlegenheitsnarrativ/
Gleichstellungsnormen) gesehen 
werden muss. Ziele dieses inter-
aktiven Bewältigungsprozesses 
sind die Stabilisierung der Jungs 
im Sinne von Selbstachtsamkeit 
und Handlungsfähigkeit einer-
seits sowie Gefühls- wie Stress-
toleranz andererseits – in ihrer 
Lebenswelt. Es geht um die Er-
weiterung von Verhaltens- und 
Handlungsspielräumen. Verhal-
tens- und Handlungskompetenz 
als zentrales Ziel der Bewälti-
gung reflektiere ich als Interak-
tionsergebnis im sozialen Aus-
tauschprozess: Individuen und 

lebensweltliche Kontexte lassen 
sich nur analytisch voneinander 
isolieren. Real sind es Subjekt 
– Lebenswelt – Beziehungen, 
in denen sowohl das Subjekt als 
auch die Lebenswelt Veränderli-
che sind.

Angesichts der Ziele einer 
geschlechtsreflektierten Praxis, 
den Jungen Hilfe und Unter-
stützung zur Erweiterung ihrer 
Geschlechterbilder und ihrer 

Handlungsalternativen zu ver-
mitteln, ist eine lebensweltori-
entierte Biografie- und Erinne-
rungsarbeit per se Jungenarbeit. 
Jungenarbeit reduziert Jungen 
nicht auf ihr Geschlecht. Wei-
tere Strukturgeber und Identi-
tätsdimensionen wie Bildung, 
soziale Herkunft, ethnischer 
Hintergrund etc. haben gleich-
falls zentrale Bedeutung. Biogra-
fie- und Lebensweltorientierung 
sind konstitutiv sowohl für eine 
einzelfallspezifische therapeu-
tische Arbeit als auch für eine 
geschlechtsreflektierte Jungen-
arbeit als Gruppenarbeit. Aus der 
biografischen Perspektive stellen 
wir die Frage nach Blockaden, 
Problemen und Störungen in der 
Lebensgeschichte der Betroffe-
nen. Die Lebensweltperspektive 
richtet unsere Aufmerksamkeit 
auf die nahe Umwelt des Jungen 
– als Rahmen für persönliche 
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Aneignungs- und Vermittlungs-
prozesse.

Eine lebenswelt- und bio-
grafieorientierte Jungenarbeit 
wendet sich sowohl gegen eine 
pauschale Pathologisierung des 
SVVs als auch gegen eine kru-
de Individualisierung sozialer 
Probleme. Denn die Frage, ob 
das SVV persönlichkeitsexterne 
oder -interne Ursachen hat, ist 
von vornherein falsch gestellt. 
Es geht vielmehr um die Frage 
nach dem Verhältnis, nach den 
Relationen zwischen „innen“ 
und „außen“: Denn es geht nicht 
nur darum, die Selbstachtsam-
keit und das Kontrollbewusst-
sein des Jungen zu fördern; es 
geht zugleich darum, die soziale 
Partizipation des Jungen in sei-
ner Lebenswelt zu unterstützen.

Angesichts der Komplexität 
der Ursachen und Bedingungen 
des SVVs ist die Beeinfluss-
barkeit durch therapeutische 
Maßnahmen noch ziemlich 
ungeklärt. Im Rahmen einer 
Meta-Studie über verschiedene 
therapeutische Konzepte folgern 
Linehan u.a.., dass die dialekti-
sche Verhaltenstherapie (DBT) 
die wirksamste Maßnahme zu 
sein scheint. Doch Margraf und 
Schneider resümieren kritisch: 
„Die DBT stellt insofern ein 
Behandlungsspektrum von Maß-
nahmen auf der emotionalen, 
psychologischen, kognitiven 
und Verhaltensebene zur Verfü-
gung. Bisher liegen allerdings 
keine Hinweise vor, welche der 
Module als besonders effektiv in 
dieser Hinsicht anzusehen sind“. 
Und: Inwieweit selbststigmati-
sierende Überzeugungen von auf 
traditionelle Männlichkeit fo-
kussierte Jungs davon abhalten, 
soziale und/ oder therapeutische 
Hilfen in Anspruch zu nehmen, 
ist zudem eine noch ungeklärte 
Fragestellung.

Aspekte der DBT (Einzelthe-
rapie, Gruppentherapie, Fami-
lien- und Peergespräche sowie 
kreative bzw. musische Aktivi-
täten) können von Fall zu Fall 
– als methodisches Instrumen-

tarium – mit Aktivitäten einer 
geschlechtsreflektierten Jungen-
arbeit verbunden werden. Da-
bei ist zu berücksichtigen, dass 
die DBT ursprünglich für die 
Behandlung von Mädchen und 
Frauen konzipiert wurde – d. h. 
im Sinne einer therapeutischen 
Arbeit mit Jungs weiterentwi-
ckelt werden muss. 

Ohnehin ist auch der Einfluss 
von gender-normativen Perspek-
tiven in der medizinischen und 
therapeutischen Praxis ständig 
zu reflektieren: Forscher_innen, 
Mediziner_innen und Thera-
peut_innen sind nicht frei davon, 
Geschlechterstereotype in Kon-
zepten, Diagnosen und Therapi-
en unbewusst zu reproduzieren.

Ausblick
Die Jugendhilfe und -arbeit 

muss sensibilisiert werden für 
das selbstverletzende Verhalten 
– auch von Jungs!

Die Anzahl der sich selbstver-
letzenden Jugendlichen nimmt 
in einem enormen Ausmaß zu 
— bei Mädchen wie bei Jun-
gen. Mehr interdisziplinäre For-
schung ist notwendig, auch um 
die Geschlechterdifferenzen bes-
ser verstehen zu können. Dazu 
kommentiert Brunner, Leiter 
einer Klinik für Kinder- und Ju-
gendpsychiatrie in Deutschland: 
„Man ist noch ganz weit davon 
entfernt, dafür gute Erklärungs-
modelle zu haben“. Brunner 
vermutet, dass die Genderdif-
ferenz im Zusammenhang mit 
Depressionen zu verstehen ist: 
„Vergleicht man Mädchen und 
Jungen mit einer ähnlich ho-
hen Belastung durch depressive 
Symptome, dann gibt es keinen 
Geschlechterunterschied“.

Wissenschaftlich-medizi-
nische Fachgesellschaften er-
stellen „Leitlinien“ (auch zum 
Thema SVV) für Ärzt_innen 
und Therapeut_innen zur Ent-
scheidungshilfe in relevanten 
Behandlungssituationen. Diese 
Leitlinien sollen für mehr Be-
handlungssicherheit sorgen. In 
der letzten überarbeiteten Leitli-

nie (2015) zum SVV wurde eine 
psychiatrisch-therapeutische 
Blickerweiterung empfohlen: 
„Es konnte in der Vergangenheit 
gezeigt werden, dass die Unter-
scheidung in gelegentliche und 
repetitive Selbstverletzung (…) 
eine wichtige Differenzierung 
darstellt. Repetitive Selbstver-
letzungen (…) sind häufiger mit 
Suizidalität und einem höheren 
Grad an Psychopathologie asso-
ziiert“. Mit dieser Unterschei-
dung zwischen „gelegentlich“ (= 
psychisch-soziales Problem) und 
„repetitiv“ (= pathologische Stö-
rung) öffneten die Leitlinien-Ex-
pert_innen vorsichtig den Weg 
für eine auch nicht-klinische, 
nicht-pathologische Sicht- und 
Therapierweise. Zudem wurde 
in der neuen Leitlinie hinsicht-
lich der Unterschiede zwischen 
Mädchen und Jungen erstmals 
ein besonderer Wert auf die Be-
schreibung genderspezifischer 
Methodenwahlen („Ritzen“ 
= eher Mädchen/„Sich selbst 
schlagen“ = eher Jungen) in der 
Selbstverletzung gelegt.

Gleichfalls erstmals hervorge-
hoben wurden unterschiedliche 
Motivationen der Selbstverlet-
zung bei Jungen und Mädchen: 
„Männliche Jugendliche nennen 
als Motivation für selbstver-
letzendes Verhalten signifikant 
häufiger Gründe wie Lange-
weile, einer Gruppe zugehören, 
Gedanken, dass es Spaß mache 
und sie damit unliebsame Dinge 
vermeiden. Im Gegensatz dazu 
nannten weibliche Jugendliche 
häufiger als männliche Jugend-
liche Gefühle wie Depressivität 
oder unglücklich sein“. Die Er-
gebnisse dieser neuen Leitlinie 
deuten auf einen möglicherweise 
radikalen Eingriff in den bisher 
herrschenden therapiebezogenen 
Fachdiskurs.

HARRY FRIEBEL
Prof. em. für Soziologie an der

Hochschule für Wirtschaft und Politik

Literatur und Anmerkungen 
können bei der Redaktion ange-
fordert werden.
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Anmeldung 
Über die GEW-Website: 
www.gew-hamburg.de/se-
minare. Ermäßigung gibt es 
für Erzieher_innen, Referen-
dar_innen, Studis, Erwerbs-
lose. Nichtmitglieder zahlen 
mehr (auf Anfrage). Seminare 
mit Übernachtung beinhalten 
Vollverpflegung und Unter-
bringung im Einzelzimmer.

gb@-SEMINARE 2020

Bella Ciao
Weitere Infos und Seminarangebote unter 
gew-hamburg.de/seminare/gewerkschaftliche-bildung

Fortbildung Grundlagen
Asyl- und Ausländerrecht: 
Aufenthaltsgestattung, Dul-
dung, Aufenthaltserlaubnis: 
was heißt das eigentlich und 
was bedeutet das insbeson-
dere auch für Schüler_innen 
und Auszubildende?
Wir werden über die grundlegen-
den rechtlichen Voraussetzungen 
und Schritte dieses Verfahrens 
informieren und darüber, wel-
che konkreten Bedeutungen die 
Aufenthaltstitel für die Men-
schen, die sie erhalten, haben. 
Im Fokus ist auch, welche prak-
tischen Konsequenzen das für 
die Lebenssituation, besonders 
für Schüler_innen und Auszu-
bildende, hat. Diese Fortbildung 
wird in Kooperation mit dem 
Flüchtlingsrats Hamburg e.V. 
durchgeführt.
Dienstag 17.11.2020,
18-20.30 Uhr
Hamburg, GEW-Geschäftsstelle, 
Rothenbaumchaussee 15
Leitung: Rechtsanwältin
Anette Schmidt
Kostenlos für GEW-Mitglieder

Online-Seminar:
Gefährdungsbeurteilung in 
Zeiten von Corona
Die Schulen sind zur Erstellung 
eines Hygieneplans verpflich-
tet – der Muster-Corona-Hygi-
eneplan gibt einen Rahmen vor. 

Dennoch: Welche Verpflichtun-
gen muss jede Schule erfüllen, 
und wo sind individuelle Anpas-
sungen nötig und möglich? In 
diesem Online-Seminar werden 
kompakt Informationen zu wich-
tigen Themen des Arbeits- und 
Gesundheitsschutz zu Zeiten 
von Corona und ein Überblick 
über die Regelungen der Mitbe-
stimmung nach HmbPersVG ge-
geben. Gemeinsam können wir 
Handlungsstrategien entwickeln, 
um diese Rechte konkret einzu-
fordern. Technische Vorausset-
zung: Computer mit Webcam 
und Mikrofon oder Headset oder 
Smartphone
Donnerstag 19.11.2020,
17-19 Uhr
Online-Seminar
Leitung: Frank Hasenbein,
Yvonne Heimbüchel,
Cesar Varela-Agra
Kostenlos für GEW-Mitglieder

Gitarrenkurs: Lieder der
Arbeiterbewegung

Gemeinsam erarbeiten wir uns 
das bekannte italienische Parti-
sanenlied „Bella Ciao“ (in deut-
scher Sprache). Vermittelt wer-
den die Grundkenntnisse sowie 
die ersten leichten Akkordgriffe. 
Zudem informieren die beiden 
Dozenten in unterhaltsamer und 
humorvoller Weise über die Ge-
schichte der Lieder der Arbeiter-
bewegung. Der Kurs befähigt die 
Teilnehmer_innen schließlich, 
die erworbenen Kenntnisse auch 
auf andere Lieder zu übertragen, 
daher auch besonders für Päda-
gogen_innen geeignet. Für An-
fänger_innen und Fortgeschrit-
tene.
Samstag 21.11.2020, 10-17 Uhr
Hamburg, GEW-Geschäftsstelle, 
Rothenbaumchaussee 15
Leitung: Peter Gutzeit,

Michael Kühl
Kostenanteil: 10 € inklusive
Verpflegung (Nicht-Mitglieder:
40 €)

Schaffe ich die Arbeit
oder schafft sie mich?

Schulentwicklung, Arbeits-
zeitverlängerung und Arbeits-
verdichtungen sind einige der 
Probleme, die Kolleg_innen in 
Schulen und Kitas zu schaffen 
machen. In diesem Seminar be-
steht die Möglichkeit, über diese 
Entwicklungen zu sprechen und 
kollektive Gestaltungsmöglich-
keiten zu entwickeln. Dieses 
Seminar bietet konkrete Hilfen, 
um die Belastungen des Ar-
beitsalltags abzubauen und Kraft 
zu tanken für den weiteren Be-
rufsweg.
Fr. 27.11.2020, 11 Uhr
Sa. 28.11.2020, 16 Uhr
Dersau, Leibers Galerie-Hotel 
www.leibers.de
Leitung: Simone Friedrich
Kostenanteil: 40 € inklusive 
Unterkunft/ Verpflegung
(Nicht-Mitglieder 150 €)

Unterrichten im Ausland
Du interessierst dich für eine 

Arbeit an einer Schule im Aus-
land, die Deutsch als Fremdspra-
che anbietet oder möchtest deine 
Erfahrungen aus dem Auslands-
aufenthalt weitergeben? Mit der 
GEW-Arbeitsgruppe Auslands-
lehrer_innen (AGAL) beleuch-
ten wir auf dieser Infoveranstal-
tung zum Auslandsschuldienst 
das Thema.
Dienstag 1.12.2020, 17-20 Uhr
Hamburg, GEW-Geschäftsstelle, 
Rothenbaumchaussee 15
Leitung: Wilfried Auel
Kostenlos für GEW-Mitglieder 
inklusive Verpflegung
(Nicht-Mitglieder: ggn. Spende)
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Vision.Sucht.Motiv.
„Jede zivilisatorische Errungenschaft war 
irgendwann einmal eine utopische Fantasie.“ (Rutger Bregman)

Der hamburgweite Fotowettbewerb 
geht in die fünfte Runde. Dich in-
teressiert, wie Menschen mitei-
nander umgehen.

Du gestaltest Gesellschaft 
mit. Die Welt befindet sich 
im Umbruch: Wir wandeln 
das Klima, Arten sterben 
aus, Pandemien verbrei-
ten sich. 

Wir müssen unser Ver-
halten überdenken und 
rücksichtsvoll handeln. 
Wie kann das aussehen? 
Zeig uns deine Sicht auf eine 
neue Welt! 

Einreichung
Bis zum 31. 01. 2021 können bis zu drei 

Fotos (mit Titel und Statement) do-
kumentarisch, inszeniert oder 

composed in hoher Auflösung 
über die Website hochgeladen 

werden.

Preise
1x  hochwertige Kamera
1x  Design-Schreibgerät 

von Stefan Fink
1x  Jahresabonnement von 

GEO
Die 50 besten Fotos wer-

den in drei Ausstellungen 
gezeigt und in einem Ausstel-

lungskatalog veröffentlicht. 
Wettbewerbsleitung: Cläre Bor-

des. kontakt@vision.sucht-motiv.de

HOMMAGE

Rebellischer Esprit
„Eiffe for President“ – beste Hamburg-Buch des Jahres 2020 – 
Auszug aus der Laudatio der Jury

Das Buch ›Eiffe for Presi-
dent. Alle Ampeln auf Gelb‹ 
und die beigefügte DVD, eine 
digitalisierte Form des Doku-
mentarfilms von 1995, sind eine 
faszinierend-skurrile Hamburger 

Perle.
Neben verschiedenen Beiträ-

gen erzählen zahlreiche Zeitzeu-
gen authentisch und einfühlsam 
von ihren Begegnungen, Er-
lebnissen und Erfahrungen mit 
Peter Ernst Eiffe, einem schel-
menhaften Außenseiter, der im 
Fahrtwind von SDS und APO 
im Frühling 1968 Hamburg mit 
einem eigenen Wirbelsturm aus 
Wortspielen, Wortwitzen, Zoten 
und Gedankensplittern überzog. 
Sein Schreibarsenal bestand aus 
Filzstiften, öffentliche Räume 
waren seine Angriffsflächen. 
Offenbar Deutschlands erster 
Graffiti-Künstler, unterwegs in 
eigener Sache.

Ein wesentliches, wenn nicht 
das funkelnde Erfolgsmoment 

des Buches: Während des Le-
sens weht ein närrischer Wind, 
untermalt von einer unruhigen 
Strömung, und dieser daraus ent-
stehende, wunderbar komponier-
te, jedoch letztlich unerklärliche 
Sog wird begleitet von einer 
inneren, auffordernden Stimme: 
›Analysiere mich, deute mich, 
enttarne Eiffe.‹ Angesichts die-
ser rezeptorischen, womöglich 
auch wohlkalkulierten und fes-
selnden Leseturbulenzen möchte 
die Jury dem Team „die thede“ 
für ihr Buch-Film-Projekt ›Eif-
fe for president – Alle Ampeln 
auf Gelb‹ den diesjährigen Preis 
›HamburgLesen 2020‹ verlei-
hen. Herzlichen Glückwunsch!

Die hlz-Redaktion schließt 
sich den Glückwünschen an

144 Seiten | Hardcover | Buch mit 

Film auf DVD, Verlag Assoziation, 

20 Euro, ISBN 978-3-86241-470-3
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REZENSION 1

„Deutsche Krankheit“
Keine „Heldengeschichten“, sondern Beispiele für 
Lebensläufe in Ausnahmesituationen 

Eigentlich sollte das gerade 
erschienene Buch „Erinnern 
in Auschwitz auch an sexuelle 
Minderheiten“, hrsgg. von Joan-
na Ostrowska, Joanna Talewicz-
Kwiatkowska und Lutz van Dijk, 
am 2.11. im Curiohaus einer in-
teressierten Öffentlichkeit vor-
gestellt werden. Die Pandemie 
hat dieses Vorhaben durchkreuzt. 

Das Buch ist nicht nur brand-
neu, es ist auch brandaktuell. 
Couragiert und differenziert 
wird hier die komplexe Proble-
matik der Erinnerung an die Ver-
folgung von sexuellen Minder-
heiten entfaltet. Dabei schließt 
die historische Aufklärung eine 
gegenwärtige Dimension ein.

„Offiziell wurden nur Män-
ner gemäß dem § 175 verurteilt. 
Lesbische Frauen, Transsexuelle 
und weitere sexuelle und ge-
schlechtliche Minderheiten wur-
den oft nach anderen Gesetzen 
als ‚Asoziale‘ oder ‚Kriminelle‘ 
belangt. Während die meisten 
Gedenkstätten ehemaliger Kon-
zentrationslager … an das Leid 
homosexueller Opfer erinnern, 
gibt es dazu im Staatlichen Mu-
seum Auschwitz-Birkenau noch 
immer, zumindest öffentlich 
zugänglich, nichts. Mit dieser 
Publikation können bestimmte 
historische Fakten nicht mehr 
ignoriert und geleugnet werden“ 
heißt es in der Einleitung der He-
rausgeber_innen. 

Männliche und weibliche 
Homosexualität galt als „Epi-
demie“ (Eschebach), als Stigma 
und Tabu – selbst unter Häftlin-
gen (Turski). Bekannt ist auch 
die nationalistisch konnotierte 
Verleugnung – etwa in den Er-
innerungen polnischer Häftlinge 
– als im KZ entstandene „deut-
sche Krankheit“ (Ostrowska). 

Verfolgte wurden nach 1945 
nicht oder nur sehr spät als Op-
fer anerkannt. Noch immer steht 
deren Würdigung im Deutschen 
Bundestag aus. 

Das Buch startet mit Geleit-
worten der beiden Auschwitz-
Überlebenden Esther Bejarano, 
Ehrenpräsidentin des deutschen 
Auschwitzkomitees und des pol-
nischen Menschenrechtsaktivis-
ten Marian Turski, gefolgt vom 
polnischen Historiker Marcin 
Kula und seiner deutschen Kol-
legin Stephanie Schüler-Sprin-
gorum. Schon hier wird deutlich: 
Es geht um eine transnationale 
Gemeinschaftsproduktion. 

20 Autor_innen, darunter etli-
che Historiker_innen, aus Polen 
und Deutschland zwischen Jahr-
gang 1924 (Bejarano) und 1984 
haben mitgewirkt. Diese Vielfalt 
der Herkunft und des Lebensal-
ters ist Programm. Multipers-
pektivität prägt auch Aufbau und 
Inhalte des Buchs. 

Teil I und II befassen sich mit 
thematischen Grundlagen und 
der Forschungsgeschichte, Teil 
III erzählt von Einzelschicksa-
len, in Teil IV geht es um prak-
tische Konsequenzen und Teil 
V dokumentiert namentlich: 
“Biografische Informationen zu 
§ 175-Häftlingen im KL Ausch-
witz“. Um 136 Verfolgte geht es 
dort. 

Dieses Buch ist also sowohl 
wissenschaftlich fundiert als 
auch politisch ambitioniert, es 
vermittelt die historische und 
gegenwärtige Problematik von 
Homophobie radikal aufkläre-
risch, pointiert und in eindring-
lichen Geschichten und Bildern, 
die auch die lagerinterne brutale 
Entmenschlichung z.B. durch 
sexuellen Missbrauch nicht aus-

sparen.
Hier ist eine reichhaltige und 

vielfältige Betrachtung gelun-
gen, die das Buch für verschie-
dene Lesergruppen interessant 
macht – vom Newcomer bis zu 
bereits politisch engagierten Le-
ser_innen, die sich um die Erin-
nerungskultur sorgen und ange-
sichts persistenter Homophobie 
in etlichen Ländern alarmiert 
sind.

Die Einzelschicksale – wie 
etwa die Geschichten von Fre-
dy Hirsch und Alice Carlé – be-
rühren einen ganz unmittelbar 
– emotional und umfassend 
menschlich, weil sie starke Ge-
schichten erzählen, die nicht 
nur Opfergeschichten sind. Sie 
zeigen, wie größte Bedrohungen 
zu Inhumanität führen, wie aber 
auch Humanität möglich ist. 

Sie sind damit keine „Helden-
geschichten“, sondern Beispiele 
für Lebensläufe in Ausnahme-
situationen, die eine starke Wir-
kung bis heute haben. Daher sind 
gerade diese Beispiele so gut ge-
eignet für schulische Projekte.

Erinnerungskultur und poli-
tische Bildung bedürfen heute 
neuer Zugänge und haben jede 
Selbstverständlichkeit verlo-
ren. Überlebende des Holocaust 
sind nur noch für kurze Zeit zu 
befragen. Es bedarf also anderer 
Formen der Zeugenschaft. Dazu 
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kann dieses Buch wesentlich 
beitragen.

Auch die wachsende Diversi-
tät der Schülerschaft bedarf neu-
er Betrachtungsweisen. Wichtig 
ist dabei, dass weder faschisti-
sche Opfer- und Verfolgtenka-
tegorien samt interner Hierar-
chien reproduziert werden noch 
neue scheinbar identitäre Folien 
angeboten werden. Schon ganz 
und gar ist zu warnen vor einer 
Konkurrenz der Opfergruppen, 
die auch vor den Debatten in und 
um die Gedenkstätte Auschwitz-
Birkenau nicht Halt machte. 

In dieser Publikation aber geht 
es erfreulicherweise gerade nicht 
um die Ergänzung eines „Seg-
ments“ in der Erinnerungskultur, 
sondern um die Öffnung hin zu 
einer humanen und inklusiven 
Perspektive! 

Angesichts von exklusiven 

Identitätsdefinitionen in poli-
tisch-kulturellen Debatten, von 
gesellschaftlicher Polarisierung, 
rassistischer und sexistischer 
Diskriminierung kann ein Bei-
trag wie der vorliegende nicht 
hoch genug eingeschätzt werden. 

Dieses Buch wird seinen Platz 
finden in wissenschaftlichen 
und politischen Diskursen, im 
Rahmen von Erinnerungskultur, 
in der Lehrerbildung sowie in 
Projekten schulischer und außer-
schulischer Bildung.

Konkret lassen sich gerade im 
schulischen Kontext vielfältige 
Formen denken: die Auseinan-
dersetzung mit der Geschichte 
der Verfolgung sexueller Min-
derheiten, die Befassung mit 
Einzelschicksalen, das Aufspü-
ren von Defiziten in der Erinne-
rungskultur und politische Ini-
tiativen, um die Erinnerung an 

verfolgte sexuelle Minderheiten 
einzufordern bis hin zu Exkursi-
onen und internationalen Begeg-
nungen. 

Gerade solche Begegnungen 
in der Gedenkstätte Auschwitz-
Birkenau – wie sie ja auch im 
Buch dargestellt werden (van 
Dijk) – können dabei eine 
Schlüsselfunktion entfalten. Ich 
kann dazu aus mehrfacher eige-
ner Erfahrung nur ermutigen. 

Denn Adornos Diktum ist 
aktueller denn je: «Die Forde-
rung, daß Auschwitz nicht noch 
einmal sei, ist die allererste an 
Erziehung. Sie geht so sehr jeg-
licher anderen voran, daß ich 
weder glaube, sie begründen zu 
müssen, noch zu sollen»

GABRIELE KANDZORA

REZENSION 2

Sand ins Getriebe gebracht
Einblicke in den Widerstand in Norddeutschland

In der Galerie der abseitigen 
Künste erschienen im Sommer 
dieses Jahres die Erinnerungen 
der Hamburger Widerstands-
kämpferin und KZ-Überleben-
den Katharina Jacob, nach der 
1992 eine Straße in Groß Borstel 
benannt wurde. Am 6. März 1907 
in Köln geboren und dort aufge-
wachsen, geht sie als 20-Jährige 
nach Hamburg, wo sie im Alter 
von 82 Jahren stirbt. Ihre nun 
veröffentlichten Aufzeichnun-
gen illustrieren mehr als nur 
ein individuelles Schicksal. Sie 
zeigen, vor welchen Herausfor-
derungen Menschen ihrer Alters-
gruppe standen – besonders jene, 
die nicht „auf Rosen gebettet“ 
aufwuchsen – und wie sie damit 
umgingen.Mit ihrem Eintritt in 
eine Schule mit einem relativ 
großen Einzugsgebiet begegnet 
Katharina Mitschülerinnen aus 
»besseren« Verhältnissen, Mäd-

chen, die, wie sie schreibt, „so-
gar ein eigenes Bett“ haben. Auf-
grund guter Leistungen auch von 
ihren Mitschülerinnen durchweg 
anerkannt, fühlt sie sich dennoch 
ausgegrenzt: „Sie holten sich bei 
mir Rat in schulischen Fragen, 
ich durfte ihnen vorsagen, aber 
zu ihren kleinen Festen bin ich 
nicht eingeladen worden; die 
Ärmlichkeit der Kasparstraße 
haftete mir an.“ Erfahrungen 
dieser Art tragen ebenso wie der 
Einfluss ihres acht Jahre älteren, 
während der Novemberrevoluti-
on bereits politisierten Bruders 
dazu bei, dass auch sie sich zu-
nehmend nach sinnstiftenden 
Alternativen sehnt – und sie fin-
det. Zunächst in den Reihen der 
Evangelischen Jugend, dann in 
der Jugendgruppe des Gewerk-
schaftsbunds der Angestellten, 
später dem „Wanderbund Flo-
rian Geyer“ und schließlich im 

Kommunistischen Jugendver-
band Deutschlands (KVJD).

Aus Hamburger Perspektive 
besonders interessant sind die 
im zweiten Kapitel geschilderten 
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Ereignisse: Inzwischen umgezo-
gen in die Hansestadt und ver-
heiratet mit Walter Hochmuth, 
den Katharina bereits in Köln 
kennengelernt hatte, macht sie 
„erste nähere Bekanntschaft mit 
Polizei und Justiz“. Die Geburt 
der Tochter Ursel im Februar 
1931 – gemeinsam mit Gertrud 
Meyer Autorin der 1969 erschie-
nenen „Streiflichter aus dem 
Hamburger Widerstand 1933-
1945“ – fällt in eine Zeit, in der 
der Faschismus seine Schatten 
bereits vorauswirft. Die Etablie-
rung des Naziregimes führt auch 
in Katharinas Familie zu schwer-
wiegenden Erschütterungen. 
Walter geht in den Untergrund 
und ergreift die Flucht ins Exil.
Dass die Autorin die in ihrem 
Freundeskreis vom Naziregime 
Verfolgten nicht in erster Linie 
als Opfer des gegen sie verübten 
Terrors zeichnet, sondern sie als 
Persönlichkeiten würdigt, denen 
es trotz widrigster Umstände 
gelingt, Sand ins Getriebe des 
faschistischen Machtapparats zu 
streuen und dadurch ihre Wür-
de zu wahren, ist eine Qualität 
des Buches, die ich hervorheben 
möchte. Denn die auf Katharina 
zukommenden Prüfungen sind 
hart. Das Untertauchen ihres 
Mannes gleich nach Machtantritt 

der Nazis bedeutet für sie Verhö-
re im Stadthaus, verbunden mit 
Inhaftierung in der Frauenabtei-
lung des Konzentrationslagers 
Fuhlsbüttel. Ihrer Entlassung im 
November 1933 folgen weitere 
Haftzeiten.Die Jahre ab 1936 
bringen Veränderungen in Ka-
tharinas Privatleben: neue Woh-
nung, ein Arbeitsplatz, Ursels 
Einschulung (Meerweinschule), 
Scheidung von Walter, zwei 
Jahre darauf Heirat mit dem im 
Jahr zuvor aus dem KZ Sachsen-
hausen entlassenen Franz Jacob, 
Geburt der gemeinsamen Toch-
ter Ilse am 9. November 1942. 
Franz war drei Wochen zuvor 
wegen drohender Verhaftung un-
tergetaucht. Erst im März 1944 
sieht sie ihn bei einem kurzen 
Besuch in Berlin wieder – es war 
die letzte Begegnung vor seiner 
Ermordung am 18. September 
1944. Von der Hinrichtung ih-
res Mannes erfährt Katharina 
erst am 20.9.1944 – nach ih-
rem Freispruch in einem vor 
dem Volksgerichtshof geführten 
Prozess, der übrigens nicht mit 
Haftentlassung endet, sondern 
mit der Einlieferung in das Frau-
en-KZ Ravensbrück, in dem sie 
bis zur Befreiung Deutschlands 
vom Faschismus gefangen ge-
halten wird. Dankenswerterwei-

se schließt das Buch mit einem 
Nachwort von Ilse Jacob, in dem 
sie auf wichtige, mehr als vier 
Jahrzehnte zurückliegende Er-
eignisse eingeht. Herausragend 
ist sicher die Entscheidung Ka-
tharina Jacobs, sich um einen 
Platz in einem der »Sonderlehr-
gänge für die Ausbildung von 
Volksschullehrern« zu bewer-
ben, die 1946 auf Anordnung der 
britischen Militärregierung in 
Hamburg eingerichtet wurden. 
Nach Abschluss des Lehrgangs, 
den die aus dem Exil zurückge-
kehrte Sozialistin Anna Siemsen 
geleitet hatte, tritt sie 1948 in 
den Hamburger Schuldienst ein 
und unterrichtet an der Mäd-
chenschule Winterhuder Weg 
– bis zu ihrer Pensionierung im 
Jahr1972.

Fazit: Die Publikation illus-
triert nicht nur den Lebensweg 
einer mutigen Antifaschistin, 
sie gewährt zugleich Einblick in 
Strukturen des im norddeutschen 
Raum geleisteten Widerstands, 
an dem Frauen wie Katharina 
Jacob einen gewichtigen Anteil 
hatten. Ich wünsche dem Buch 
zahlreiche Leser_innen.

DIETER WILDE
VVN/BDA

GESCHICHTE

Unverfälscht
APO, SDS und Andere: eine neue, 
sehr interessante Homepage

Ganz sicher bin ich nicht die 
einzige ehemals in der Student_
innenbewegung Aktive aus den 
1960er Jahren, die sich schon oft 
über verfälschende, einseitige 
Berichterstattung über diese Zeit 
geärgert hat.

Nun haben sich 25 Aktivist_
innen zusammengefunden und 
eine spannende Homepage er-
stellt, auf der sie ihre Sicht der 
Geschehnisse schildern. Das 

sind Zeitzeugenberichte, z.B 
von Karl-Heinz Roth, Angelika 
Ebbinghaus, Günter Zint, Mar-
gret Johannsen, in denen aus 
subjektiver und rückblickender 
Perspektive die dokumentarische 
Berichterstattung ergänzt und zu 
durchaus kontroversen Debatten 
anregen soll.

Nicht zuletzt haben mir diese 
Berichte auch geholfen, meine 
allmählich doch verblassende 

Erinnerung an diese Zeit auf-
zufrischen. Die Homepage soll 
laufend ergänzt und erweitert 
werden. Aktuell gibt es jetzt ei-
nen Aufruf an die Lehrer_innen, 
die damals studiert haben, mit 
der Bitte, als Zeitzeug_innen 
und mit Dokumenten mit dazu 
beizutragen, ihre damalige Rolle 
in der Schule aufzuarbeiten, da 
sie, wie es im Aufruf heißt, „in 
den folgenden Jahrzehnten die 
wichtigsten Multiplikator_innen 
durch ihre Arbeit an den Schu-
len“ gewesen seien.

Ich wünsche mir viele facet-
tenreiche Beiträge.

GISELA PICK
Ehemalige Lehrerin an der

Heinrich-Hertz-Schule



Aufruf

Für das Forschungsprojekt 

„Die Rolle von LehrerInnen in und nach der 1968er Bewegung“

suchen wir:

1. Zeitzeug_innen
2. Dokumente

Lehrer_innen hatten, so unsere These, eine wichtige Funktion als Multiplikator_innen für 
das, was den „kritischen Geist von ‘68“ ausmachte. Sie trugen ihn keineswegs einheitlich,
aber vermutlich umso wirksamer, in Klassen, Schulen, Elternhäuser und belebten so eine
Zivilgesell-schaft, die in den folgenden Jahrzehnten zahlreiche neue Initiativen hervorbrachte. 

Der „kritische Geist von 68“ schob in Schulen die Kritik und den „Rückbau“ autoritären Ver-
haltens an, schuf neue Unterrichtsmethoden, sorgte für andere Lerninhalte, setzte mehr Mit-
sprache und Mitwirkung durch und dachte um: mehr Beziehung statt Erziehung.

Untersucht werden soll, welche Ziele und Wertvorstellungen Lehrer_innen im Einzelnen 
vertra-ten und wie sie sie umsetzten. Was hatte Erfolg, was scheiterte, an welche Widerstände 
gerieten sie? Gaben sie ihre Ziele auf oder verschoben sie sie? Wie veränderten sich Schule 
und Unterricht nach ‚1968‘? Dabei stehen nicht unbedingt aufsehenerregende Ereignisse, 
Pläne oder Maßnahmen im Vordergrund; vielmehr soll es um den sich wandelnden Alltag des 
Lehrens und Lernens gehen. 

Erinnerungen von Zeitzeug_innen und Dokumente von damals (Positionspapiere, 
Reformvorschläge, Unterrichtskonzepte und -materialien) können darüber Auskunft geben. 

Wer in der Zeit zwischen Mitte der 1960er und Mitte der 80er Jahre als Lehrerin oder 

Lehrer tätig war und bereit ist, sich als Zeitzeuge zur Verfügung zu stellen, melde sich 

bitte bis zum 30.11.20 bei: Jutta Martens-Hinzelin; juttamahi@aol.com. Gleiches gilt, wer 
Dokumente aus der Zeit noch zu Hause hat oder weiß, wo solche zu finden sind. 

Zum Forschungsprojekt:

Es handelt sich um ein gemeinsames Projekt des Historischen Arbeitskreises SDS/APO Ham-
burg ‘68 (Arwed Milz) und der Professur für Historische Bildungsforschung an der Universität 
Hamburg (Prof. Dr. Sylvia Kesper-Biermann). Zunächst sollen in einem ersten Schritt Doku-
mente gesammelt und Erinnerungen in Form von Interviews festgehalten werden. Die Auswer-
tung erfolgt zweitens zunächst im Rahmen einer erziehungswissenschaftlichen Masterarbeit an 
der Universität Hamburg. Deren Ergebnisse werden dann in einem Beitrag auf der Webseite 
des Historischen Arbeitskreises (https://sds-apo68hh.de/) der Öffentlichkeit zugänglich ge-
macht. Damit ist im Sommer 2021 zu rechnen. 

20.10.2020 gez. Prof. Dr. Kesper-Biermann, Arwed Milz 
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FAIR CHILDHOOD

Unsere Stiftung wird 10 Jahre alt
Ausstellung zur Arbeit der GEW-Stiftung Fair Childhood

Im kommenden April wird 
fair childhood, die GEW-Stif-
tung Bildung statt Kinderarbeit, 
zehn Jahre alt. Nun ist eine Aus-
stellung fertig, die die Zusam-
menarbeit der GEW-Stiftung mit 
Lehrkräfte-Gewerkschaften im 
globalen Süden und im Rahmen 
der Bildungsinternationale dar-
stellt. 

Die Ausstellung 
gibt in wenigen Worten und 

vielen Fotos einen Einblick, wie 
die Lehrkräfte-Gewerkschaften 

in ihren Ländern mit unserer fi-
nanziellen Unterstützung kinder-
arbeitsfreie Regionen einrichten 
und junge Menschen aus Kinder-
arbeit in Vollzeitunterricht in die 
Schulen holen. Sie bieten ihren 
Gewerkschaftsmitgliedern Schu-
lungen und Fortbildung an, ma-
chen Öffentlichkeitsarbeit zum 
Thema Kinderarbeit und führen 
die dazu notwendigen Meetings 
durch. 

Die Fotos entstanden fast aus-
schließlich bei Monitoring-Be-
suchen in den Projekten vor Ort, 
hauptsächlich in Afrika.

Die Ausstellung umfasst zwölf 
Plakate im DIN A 2-Format und 
kann gegebenenfalls auch tage-
weise oder für ein bis zwei Wo-
chen ausgeliehen werden, wenn 
GEW-Kolleg_innen sie kom-
plett oder in einzelnen Plakaten 
bei einer Veranstaltung und zu 
Spendenaktionen in ihrem Orts-, 
Bezirks- oder Kreisverband 
oder während der Projekttage 
ihrer Klasse oder Schule zeigen 
möchten.

Informationsmaterial
ist nach wie vor auch zu ein-

zelnen Länderprojekten und 
Themen – wie vierseitige Falt-
blätter – erhältlich. Bisher: 
•  ein Projekt in Tansania 
•  gegen Kinderarbeit in Mali 
•  erfolgreich gegen Kinderarbeit 

in Uganda 

•  Simbabwe: Schule statt Arbeit 
in der Teeplantage 

•  gleiches Recht für Mädchen
Bei der GEW-Bund in Frank-

furt über Karin.Gaines@gew.
de oder beim Arbeitskreis/der 
Arbeitsgruppe Internationales 
in deinem GEW-Landesverband 
kann jedes Mitglied die Ausstel-
lung oder einzelne Faltblätter 
anfragen. Größere Mengen der 
Faltblätter sind im GEW-Web-
shop zu bestellen.

Filmmaterial
Last but not least: Von zwei 

Projektbesuchen, nämlich in 
Uganda und in Simbabwe, gibt 
es kurze Videofilme von Klaus 
Bullan (max. 15 Minuten lang), 
die einen guten Eindruck von der 
Arbeit vor Ort vermitteln kön-
nen. Damit lässt sich sehr gut 
eine kleine Veranstaltung für In-
teressierte organisieren, je nach 
Bedarf und Möglichkeit auch 
mit Referent_in (Anfragen über 
Karin.Gaines@gew.de. In Ham-
burg und Umgebung ist die AG 
Bildung statt Kinderarbeit mit 
Volker Peters der Ansprechpart-
ner dafür unter VoPeters@gmx.
net.)

Wer die Filme vorab ansehen 
möchte, findet sie auf youtube: 
https://youtu.be/g1_Cda5Hc4g 
(Uganda) und https://youtu.
be/96OcbGVFP3U (Simbabwe)

BRUNI RÖMER

Liebe GEW-Kolleg_innen,
bei unseren Schwestergewerkschaften in den Projektregionen 

haben die Corona-Bedingungen die Lage verschärft, noch stärker 
als hierzulande. 

Sie haben jetzt besonders große Anstrengungen vor sich, um der 
schwierigen Situation begegnen zu können und werden unsere Un-
terstützung mehr denn je brauchen. 

Es liegt auch mit an dir und an euch, mit einer Geldspende, ob 
regelmäßig oder einmalig, der Stiftung fair childhood diese Unter-
stützung zu ermöglichen.

BRUNI RÖMER

childh   d
fair

GEW-Stiftung 

Bildung statt Kinderarbeit

Ja,
   ich möchte mehr Informationen fair childhood. Ausgabe

Bitte sendet mir weitere Informationen zu.

Name, Vorname

Straße, Hausnummer

PLZ, Ort

E-Mail

Datum, Unterschrift 

Bitte sende diesen Coupon in einem ausreichend frankierten Umschlag an:

  Kindern eine
   Kindheit geben
Mach mit! Unterstütze die Projekte 

der GEW-Stift ung fair childhood.

Spendenkonto: Bank für Sozialwirtschaft , 
IBAN: DE16 7002 0500 0009 8400 00

BIC: BFSWDE33MUE

www.fair-childhood.de
fair childhood ist eine Treuhandstift ung unter Treuhänderschaft  
der Stift ung Kinderfonds

fair childhood

GEW-Stift ung „Bildung statt Kinderarbeit“
Reifenberger Straße 21

60489 Frankfurt am Main

#

Foto: Tobias Schwab
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Kinderarbeit

Situa,on der Kinder  

Malis Bevölkerung ist sehr jung, über 50 % sind unter 
15 Jahre alt. Obwohl die Rechte der Kinder im Fokus 
der poliFsch Handelnden liegen, bleiben wesentliche 
Maßnahmen noch umzusetzen, will man diese Rechte 
voll und ganz verwirklichen: uneingeschränkter Zu-
gang zur Gesundheitsversorgung, Reduzierung der 
Armut  der Kampf gegen Unterernährung und die Kin-
derarbeit. Seit der Unabhängigkeit ist jegliche Form   

  

von Kinderarbeit für Kinder unter 14 Jahren gesetzlich 
untersagt. Die Realität ist eine andere: Jedes driUe 
Kind muss unter schwierigen Bedingungen arbeiten. 
Die Mehrzahl arbeitet als Haushaltshilfe oder in der 

ist jegliche Form von wirtscha9licher, 

sexuell ausbeutender oder 

gesundheitsschädlicher Arbeit, die 

Kinder daran hindert, ihr Recht auf 

Bildung und Freiheit wahrzunehmen.  
(UN-KinderrechtskonvenFon von 1989, von Deutschland 1992 raFfiziert) 

links oben: 
Im Granit-Steinbruch, 
Ouagadougou, Burkina Faso  

links unten: 
Goldwaschen auf Minengelände,  
Burkina Faso, (Foto: J. P. N’do) 

rechts: 
Müllsammeln, Tirana, Albanien
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Was nun?
Wolfgang Ehmke, langjähriger Sprecher der BI Lüchow-Dannenberg 
und GEW-Kollege über Widerstand im Wendland

hlz: Gorleben ist raus aus dem 
Suchverfahren für ein Endlager. 
Welchen Anteil hat daran der 
jahrelange Widerstand vor Ort?

Wolfgang Ehmke: Meines 
Erachtens wäre es ohne den jah-
relangen Widerstand nicht dazu 
gekommen, dass der bisheri-
ge Standort Gorleben aus dem 
Endlagersuchverfahren heraus-
gefallen ist. Der „Widerstand“ 
– also Straße und Gerichte und 
erst später Parlamente waren 
die Arenen – ist 1984 nicht ein-
geknickt, als die ersten Atom-
müllfässer das Zwischenlager 
Gorleben erreicht haben. 1986 
nicht, als es das „Fest des ers-
ten Kübels“ gab, als das Abteu-
fen des ersten Schachts von der 
CDU-dominierten Bundespolitik 
gefeiert wurde. Wir hatten vor 
Augen, dass ursprünglich 1999 

der Einlagerungsbeginn unter 
Tage im Salzstock vorgesehen 
war, und nachdem in der ersten 
Protestwelle Ende der 70er Jah-
re der Bau der zivilmilitärisch 
nutzbaren Wiederaufarbeitungs-
anlage verhindert worden war, 
haben wir uns auf die Themen 
Zwischen- und Endlagerung 
konzentriert. Ab sofort galt das 
Prinzip „Verzögerung“, wir setz-
ten alles daran, die Fortschritte 
beim Ausbau des Endlagerberg-
werks zu verzögern, um damit 
die Chance zu wahren, dass der 
geologisch ungeeignete Salz-
stock eines Tages aufgegeben 
würde. Erst kam das 10jährige 
Endlagermoratorium unter Rot-
Grün, dann wollte Schwarz-Gelb 
das Projekt finalisieren. Dann 
gab es nach Fukushima die neue 
Nachdenklichkeit. Peter Altmei-
er, Sigmar Gabriel und Jürgen 

Trittin suchten den Ausweg und 
eröffneten mit der Idee, es müsse 
ein vergleichendes Suchverfah-
ren geben, die Möglichkeit, dass 
nach Jahrzehnten Lug und Trug, 
Kriminalisierung und Polizeige-
walt die Gorleben-Geschichte 
ein Ende finden könnte. Ohne 
die massiven Proteste auf der 
Straße und der Schiene gegen 
die Castor-Transporte nach Gor-
leben allerdings wäre der politi-
sche Druck für eine solche Lö-
sung nicht vorhanden gewesen. 
Gewonnen!

hlz: Was bedeutet diese Ent-
scheidung für dich persönlich 
und für das Wendland, das ja seit 
über 40 Jahren durch den Wider-
stand geprägt wurde?

Wolfgang Ehmke: Ich fühle 
mich erleichtert. Mir ist schon 

Die Frage ist längst beantwortet, auch wenn manchen die Antwort nicht passt
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klar, dass ich persönlich, ich bin 
jetzt 73 Jahre alt, sehr viel Zeit 
und Kraft in den Widerstand ge-
steckt habe. Aber das ging vie-
len so und wir hätten das nicht 
durchstehen können, hätte es 
nicht die „große Widerstandsfa-
milie“ gegeben. Wie in jeder Fa-
milie herrschte nicht immer eitel 
Sonnenschein, aber der persön-
liche Zusammenhalt, vor allem 
in kritischen Situationen wie bei 
den Castortransporten, die er-
fahrene Solidarität weit über die 
Grenzen des kleinen Wendlands 
hinaus – diese Lebenserfahrung 
war eine großartige Seite dieser 
40 Jahre. Und wir können auch 
stolz sein, weil wir die Atomaus-
stiegsgeschichte mitgeschrieben 
haben. 

Jetzt wäre eigentlich eine 
krasse Kompensation für das 
Wendland fällig – das Land Nie-
dersachsen müsste zum Beispiel 
eine Zweigstelle der Ostfalia-
Universität, etwas was Zukunft 
hat, hier ansiedeln. 

hlz: Hat die Bürgerinitiative 
Umweltschutz Lüchow-Dannen-
berg damit nicht ihr Ziel erreicht 
und könnte die Arbeit einstellen?

Wolfgang Ehmke: Schön 
wär´s. Erst einmal müssen wir 
nüchtern feststellen, dass wir 
ein Teilgebiet sind, das die Bun-
desgesellschaft für Endlagerung 
(BGE) als „günstig“ für die End-
lagerung einschätzt. Dann sind 
wir einer von 16 Standorten, an 
denen hochradioaktiver Müll 
lagert. 2034 läuft die Betriebs-
erlaubnis im Castor-Lager aus, 

aber ein Endlager wird dann 
nicht in Sicht sein. Klar würden 
wir gern mehr zum Thema Kli-
makrise und Nachhaltigkeit ma-
chen. Nun bereiten wir uns erst 
einmal auf die Fachkonferenz 
‚Teilgebiete‘ vor. Außerdem gibt 
es schon die ersten Anfragen von 
anderen Initiativen, vor allem 
aus den Ecken, wo es um Salz-
stöcke geht. Wir werden diese 
neuen Inis so gut beraten und 
unterstützen, wie es geht.

hlz: Wie bewertest du das neue 
Suchverfahren? Ist das der rich-
tige Weg bzw. worauf kommt es 
jetzt an?

Wolfgang Ehmke: Licht und 
Schatten! Gut ist, dass ein End-
lager wissenschaftsbasiert in ei-
nem vergleichenden Verfahren 
gesucht werden soll – sonst wäre 
Gorleben ja auch nicht gleich he-
rausgefallen. Und dass der Müll 
nicht so lange oberirdisch ver-
wahrt wird, bis sich Abnehmer 
aus anderen Ländern melden; 
wir denken da immer an Nord-
afrika oder Russland. Schatten: 
Wir können nicht nachvollzie-
hen, warum die Endlagersuche 
sich nicht auf alle Arten von 
Atommüll erstreckt. Der Schacht 
Konrad, ein ausgedientes Erz-
bergwerk, wird immer noch als 
Endlager für schwach- und mit-
telaktive Abfälle vorgehalten. 
Das ist überhaupt nicht akzep-
tabel. Auch der erste Partizipa-
tionsschritt, die Fachkonferenz 
Teilgebiete, verdient ihren Na-
men nicht, die Konferenz kann 
nicht auf Augenhöhe arbeiten, 

weil die Betroffenen auf kein 
Budget für wissenschaftliche 
Expertise zurückgreifen können. 
Die BGE arbeitet munter weiter 
und nimmt dann den Kommentar 
der Fachkonferenz in einem Jahr 
zur Kenntnis, der Kommentar 
beschreibt bis dahin den Stand 
von heute, das ist doch absurd. 
Dann gibt es noch die Kritik, 
dass die Geodaten in dieser Ar-
beitsphase nicht einsehbar sind. 
Stichwort „lernendes Verfahren“ 
– hier müssten die entsprechen-
den Gesetze nachgebessert wer-
den. Außerdem sehe ich keine 
Öffnungsklausel im Standort-
auswahlgesetz an der Stelle, 
wo neue wissenschaftliche Er-
kenntnisse zu einer Revision der 
Suchkriterien führten. Stichwort: 
Klimawandel und steigender 
Meeresspiegel oder auch kom-
mende Eiszeiten und die Eislast, 
die Lagerstätten, die eine Million 
Jahre dichthalten sollen, zerman-
schen. Große Teile Niedersach-
sen flögen schon mal aus dem 
Suchverfahren raus.

hlz: Das hört sich alles ziem-
lich gruselig an. Was bleibt da 
anderes, als weiterhin im globa-
len Dorf für die Abschaffung jeg-
licher Formen von Atomenergie 
zu kämpfen und für das bereits 
angerichtete Desaster konsensu-
ale Lösungen zu finden. Ich höre 
aus deinen Worten, dass ihr in 
diesem Sinne weiterhin am Ball 
bleiben wollt. Vielen Dank für 
das Gespräch.

Die Fragen stellte
JOACHIM GEFFERS
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VERSCHWÖRUNG

Ein Seufzer der 
geknechteten Kreatur
Kategorien von ‚gut‘ und ‚böse‘ ohne gesellschaftlichen Bezug 
bleiben als idealistisches Konstrukt ohne Substanz

Rechtschaffene Bürger_in-
nen, unter ihnen auch solche 
der `schweigenden Mehrheit´, 
bevölkern die Straßen und er-
schrecken die Öffentlichkeit 
auch mit Renitenz. Sie sind trotz 
sachlicher Begründungen der 
Wissenschaft (Virologie, Epide-
miologie, Medizin) und der sich 
daran orientierenden Politik dar-
über erbost bis wütend, was der 
Gesundheitsminister gegen eine 
schnelle Durchseuchung mit 
dem tödlichen Virus durchge-
setzt hat. Für sie stellt die zeitlich 
begrenzte Schließung von Teilen 
der Produktion, Dienstleistung 
und des Handels sowie von Kitas 
und Schulen Freiheitsberaubung 
dar.

„Deuten“ der Beschränkun-
gen als „Verschwörung“ 

Und so tritt unter den Maßga-
ben der Pandemiebekämpfung so 
manche Stilblüte hervor. Nicht 
wenige von ihnen wähnen hinter 
den übergreifenden Anweisun-
gen der Obrigkeit „dunkle Mäch-
te“ (Zitate aus hlz 9-10/20 kur-
siv) oder gar das „absolut Böse“. 
Der oft in der Öffentlichkeit ge-
lobpreiste und im Bildungswe-
sen geformte „mündige Bürger“ 
sieht in der Maske einen Maul-
korb. Das ruft bei den Feuilleto-
nist_innen der freien Presse, die 
über die Political Correctness 
wachen, Unverständnis hervor. 
Sie werfen der Protestbewegung 
mangelnden Durchblick vor, den 
sie für sich reklamieren. 

In der letzten hlz macht sich 
ein Wissenschaftler über „Ver-
schwörungsmythen“ Gedanken. 
(Der Streit, ob die „Verschwö-

rung“ als „Theorie“ oder „My-
thos“ gekennzeichnet werden 
sollte, ist für diese Befassung 
nebensächlich.) 

Glauben = Denken –
(k)ein Widerspruch?

Der Religionswissenschaftler 
M. Blume geht gegen die Unver-
nunft dieses Protestes anders vor. 
Eigenartig, dass rund 200 Jahre 
nach der Aufklärung, dem Flug 
zum Mond, der Entwicklung ei-
ner KI, der Entschlüsselung von 
ersten Teilen des menschlichen 
Genoms und weiterer naturwis-
senschaftlicher Erkenntnisse 
Religion an Attraktivität wenig 
eingebüßt hat. Und das, obgleich 
bei den staatlich subventionier-
ten Kirchen ziemlicher Mitglie-
derschwund herrscht und ihnen 
eine Ersatzreligion – die Esote-
rik – Konkurrenz macht.

Wohlgemerkt: es geht um 
einen Wissenschaftler, der im 
„Glauben“ und „Mythos etwas 
Positives“ verortet. Dabei hat 
die „Aufklärung“ doch heraus-
gearbeitet, welche Zwecke mit 
der Religion verfolgt werden. 
So scheint völlige Verirrung bei 
Menschen eingetreten zu sein, 
die „alles, was auf der Welt 
geschieht, auf vermeintliche 
Verschwörung zurückführen“. 
Blume entdeckt in den „Denk- 
und Glaubensleistungen“ sei-
ner Schäfchen Zwecke, deren 
Beweis er schuldig bleibt. Sei-
ner Auffassung nach sollen die 
Menschen dazu geboren sein, 
„zu glauben und zu denken“. In 
ähnlicher Weise frönt er dem 
in der Pädagogik verbreiteten 
Anlagegedanken, wenn er von 

„Veranlagungen zu Musikalität, 
Kreativität … Spiritualität, Reli-
giosität“ von Geburt an spricht, 
der in letzter Konsequenz auch 
schulische Selektion rechtfertigt. 

Gedanken mitteilen, „reden 
wie einer/m der Schnabel ge-
wachsen“ ist, dazu braucht es 
keine Genehmigungsbehörde. 
Und doch sind Überwachungs-
ämter nicht überflüssig, die kri-
tische Geister verfolgen, inkri-
minieren und verbieten. Mit der 
Kennzeichnung „böse Mächte, 
die die Welt beherrschen“ hat 
er natürlich auch den Gegenpol, 
die guten „Mächte“, im Blick. 
Für die soll auch „eine normal 
gewachsene Religion“ stehen. 
Mit den wuchtigen moralischen 
Abstrakta von “Gut“ und „Böse“ 
gerät das, was Wissenschaft he-
rausgefunden hat, völlig in den 
Hintergrund. Vernachlässigt 
werden die Bestimmungen und 
das Wesen eines Gegenstandes, 
seine innere Logik; das Kriteri-
um für Wahrheit ist die Überein-
stimmung der Theorie mit dem 
Gegenstand. Politik vereinnahmt 
Religionen für ihre Zwecke, be-
kannt aus der Geschichte: der 
von Gott gegebene weltliche 
Herrscher als Rechtfertigung 
von Herrschaft schlechthin. 

Marx hat in diesem Zusam-
menhang die Religion „als Seuf-
zer der geknechteten Kreatur“ 
charakterisiert und so die Frage 
nach den Gründen für die Ver-
weigerung eines vernünftigen 
Lebens aufgeworfen. In seinem 
Lebenswerk, der „Kritik der 
Politischen Ökonomie“, hat er 
diese bedrückenden Verhältnisse 
analysiert. Mit seiner Religions-
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kritik holt er den Menschen vom 
Himmel auf die Erde zurück. Für 
ihn war damit die Kritik der Re-
ligion abgeschlossen.

Vernunft und Unvernunft
Gedankenfreiheit schließt 

nicht aus, dass dabei auch falsche 
Urteile herauskommen. Ob es da 
Sinn macht, „gute und schlech-
te Mythen zu unterscheiden“, 
ist die Frage; viele Mythen bil-
den doch im vielfach kritisierten 
„Glauben“ die Substanz. Syste-
matisches Wissen und Glauben 
sind unversöhnliche Gegensätze. 
Beim „Verschwörungsglauben“ 
sollte sich nach Blume die „Seel-
sorge“ um die Abgründe der 
Menschen kümmern. Mit „ra-
tionalen Argumenten“ ist dem 
kaum beizukommen, so seine 
Auskunft. 

Warum nicht? Falsche Vorstel-
lungen über die Welt sind doch 
zuhauf im Umlauf. Große Teile 
des Rechtspopulismus/Rechtsra-
dikalismus offenbaren mit ihren 
„Ausländer raus“ – Parolen und 
menschenverachtenden Taten 
ihre Gesinnung. Mit Ächtung 
allein kommt man gegen das 
falsche Argument z. B. des „Ar-
beitsplatzdiebstahls“ nicht an. 
Dass diese Überzeugung ziem-
lich krass an der Tatsache vor-
beischrammt, dass ein anderer 
ihnen den Arbeitsplatz bestreitet, 
liegt doch auf der Hand: es sind 
die Eigentümer der Betriebe, des 
Handels und der Verwaltungen. 
Auch nur einen Gedanken an 
die Gründe ihrer materiellen Not 
zuzulassen, darauf will keiner 
kommen. Eine Sache zu „deu-
ten“, ob in der Religion oder an-
derswo, ist das Gegenteil davon, 
sie zu erklären. Hier ein Versuch, 
dem nachzukommen.

Wie kommen solche
Verschwörungsgedanken 
zustande?

Zeitungsschreiber_innen, 
Nachrichtensprecher_innen sind 
fortwährend mit ihrer Professi-
on in Sachen Meinungsbildung 
unterwegs. Die Presse wartet bei 

solch abwegigen Ideen schnell 
mit geistiger Minderbemittelung 
der Bildungsfernen auf. Ihr Ur-
teil: mangelhaften Intellekt, der 
diese falschen Gedanken hervor-
bringt. 

Fast ist man an das Tun von 
Oppositionsparteien erinnert, 
die bei den Regierenden immer-
fort Fehler, Übles und Unterlas-
sungen feststellen, die das Volk 
verärgern und damit Politikver-
drossenheit oder das Wählen 
von falschen Parteien bedingen. 
Letztendlich muss immer ein_e 
Schuldige_r dingfest gemacht 
werden. Bekrittelt werden darf 
fast alles. Eines jedoch nicht – 

die Räson der Mächtigen: die 
politische Gewalt und ihr kapi-
talistischer Standort. Sie gelten 
als ehernes Gesetz und sind da-
mit unangreifbar. Sich auf et-
was einen verständigen Reim zu 
machen, dazu wird der Intellekt 
schon eingesetzt. Dabei kommt 
Vernünftiges wie Unvernünfti-
ges heraus. 

Die materiellen Folgen
von Corona

Die Corona-Maßnahmen ha-
ben bei vielen trotz Kurzarbei-
tergeld und staatlichen Zuschüs-
sen zu drastischen Geldeinbußen 
geführt, für nicht wenige sind sie 
eine Existenzgefährdung und bei 
einigen ist die Existenz vernich-
tet worden. Das Mehr an Freizeit 
wird mangels Geldmittel zur 
Tortur, wenn Ausgangsbeschrän-
kungen gelten und das sonst 
auch nicht gerade berauschende, 
kompensatorische Freizeitver-

halten nicht stattfindet. So liegen 
die Experten schon richtig, dass 
es vermehrt zu Scheidungen 
kommt sowie „häusliche Ge-
walt“ gegen Frauen und Kinder 
zunimmt. 

Wenn Lohnarbeit nicht mehr 
stattfindet, sieht es mit der Exis-
tenz gar nicht mehr rosig aus. 
Also ist das Geld, das man für 
den dauerhaften Dienst an der 
Mehrung fremden Eigentums 
erhält, offensichtlich nicht dafür 
geeignet, Mittel zur Sicherung 
der eigenen Existenz zu sein. 
Das wird sehr unterschiedlich 
interpretiert, allerdings läuft es 
meistens wie bei den konkurrie-

renden Parteien auf das Wälzen 
der Schuldfrage hinaus. Schul-
dige sind dann Nicht-Deutsche, 
unfähige Politiker_innen bis hin 
zu führungsschwachen `Lum-
pen´, die mit dem Bösen einen 
Pakt geschlossen haben. Die 
Maßnahmen der Politik werden 
zu grundlosem Kujonieren, da-
raus wird schnell Machtmiss-
brauch, wo Politik bei ihrem 
Auftrag, dem Dienst an der Frei-
heit ihrer Bürger_innen, versagt.

Resümierend ist festzustellen: 
Dem religiösen Wissenschaft-
ler – übrigens eine contradictio 
in adjecto – fällt als Quintessenz 
solcher abstrusen Aufzählungen 
des „Bösen“, „Gib Gates keine 
Chance“ etc. nur das hochmora-
lische Bekenntnis „das Böse in 
uns selbst“ als ewigen „Kampf“ 
mit dem „Guten“ ein.

F. BERNHARDT,
Ruheständler
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DEBATTE 1

Zorn ist kein guter Ratgeber
Zum Leserbrief von Hans-Peter de Lorent, hlz 9-10/2020, S. 76 f.

Hans-Peter de Lorent hat 
einen merkwürdig erregten Le-
serbrief zu unserem Artikel „Ist 
Heinrich Geffert kein Täter?“ 
(hlz 7-8/2020, S. 74ff) verfasst. 

Wir kennen Hans-Peter de 
Lorent seit 40 Jahren. Wir haben 
mit ihm gemeinsam in der 
GEW, im Personalrat und bei 
der hlz gearbeitet. Wir haben 
mit ihm zusammen veröffent-
licht und uns gegenseitig auf 
unsere Forschungsergebnisse 
bezogen. Wir waren und wir 
sind nicht immer derselben Mei-
nung. Wir setzen öfters andere 
Schwerpunkte und Akzente und 
beziehen uns auf andere Quel-
len. Insbesondere versuchen 
wir, in einem wissenschaftlichen 
Streit nicht bekannte und nicht 
benannte Argumente zur Mei-
nungsfindung beizutragen. Wir 
sind erstaunt, mit welcher Wut 
Hans-Peter de Lorent auf unsere 
Kritik an seiner Darstellung 
des ersten Schriftleiters der hlz 
nach der nationalsozialistischen 
Machtübernahme, Heinrich 
Geffert, reagiert. 

Wir halten es für richtig, dass 
Geffert in de Lorents „Täterpro-
filen“ (Band 3) dargestellt wird. 
Wir sind mit de Lorent völlig 
einverstanden, wenn er bereits 
im ersten Band seiner „Täter-
profile“ (S. 29) einen HLZ-Ar-
tikel Gefferts vom Spätsommer 
1933 (17/1933) als „unerträgli-
chen Text“ charakterisiert, mit 
dem der neu gewählte Schriftlei-
ter, so de Lorent, „die Gleich-
schaltung nahezu huldigte.“ Er 
zitierte damals Geffert: „Die 
neue Zeit stellt neue Männer 
auf die Kommandobrücke. 
Das Schiff bleibt dasselbe.“ 
Die Übernahme der Herrschaft 
durch die Nazis auch in der 
Gesellschaft der Freunde ver-

herrlichte Geffert als „frisches 
Leben“, das „nichts anderes sei 
als eine neue zeitgemäße Form 
für die alten Ideale. Das Ewige 
regt sich fort in allem!“ Als 
Geffert das schrieb, hatten sich 
bereits die Kerker und Lager mit 
politischen Häftlingen gefüllt, 
waren die ersten antijüdischen 
Boykotte organisiert und auch 
die Hamburger Lehrerschaft 
„gesäubert“ worden, von jüdi-
schen und politisch unliebsamen 
Männern und Frauen. 

Heinrich Geffert – Akteur im 
NS-Bildungssystem

Für uns ist Heinrich Geffert 
nicht nur ein „Dabeigewesener“, 
wie de Lorent jetzt schreibt, 
sondern ein Akteur im national-
sozialistischen Bildungssystem. 
Bereits de Lorents Überschrift 
zur Geffert-Biografie, „Hein-
rich Geffert – ‚Ein friedfertiger 
Mensch, dem jeder Machtwille 
fehlt‘ “ ist unseres Erachtens 
nicht zutreffend. Deshalb 
führten wir in unserer Kritik 

insbesondere Gefferts Mitarbeit 
am NS-Reichslesebuch und sein 
Wirken in der Lehrerinnenaus-
bildung im besetzten Łódź an. 
Dabei ließen wir uns zwei-
felsohne von der Situation der 
Verfolgten leiten.

Hans-Peter de Lorent unter-
stellt uns, wir könnten nur in 
Schwarz-Weiß-Kategorien den-
ken. Als „Beweis“ führt er an, 
wir hätten die Legende gestrickt, 

der frühere GEW-Vorsitzende 
Max Traeger sei ein Nazi gewe-
sen oder ein Kollaborateur der 
Nazis. Ein Nachweis für diese 
Behauptung fehlt (zum wie-
derholten Male). Er unterstellt 
etwas, das gar nicht vorgetragen 
wurde. So will er den Eindruck 
erwecken, er könne das – unter-
stellte – Argument widerlegen. 
Und der Lesende soll glauben: 
wer schon bei Max Traeger 
falsch argumentiert, der tut 
das bei Heinrich Geffert auch. 
Hans-Peter de Lorent schießt 
hier ein klassisches Eigentor: 
Traeger – so de Lorent – sei von 
den Nationalsozialisten „seines 
Bürgerschaftsmandats beraubt“ 
worden, klarer Beweis für Trae-
gers lautere Haltung. Hans-Peter 
de Lorent erwähnt nicht, dass 
alle Bürgerschaftsabgeordneten, 
auch die der NSDAP, mit der 
Auflösung der Hamburger Bür-
gerschaft am 14. Oktober 1933 
durch die Nationalsozialisten ihr 
jeweiliges Mandat verloren. Bis 
zu dieser Zeit gehörte Max Trae-
ger der NS-geführten Hambur-
ger Regierungskoalition an. Er 
war vor der Nazizeit 1932/1933 
von der Bürgerschaft in die 
Landesschulbehörde gewählt 
worden, in der er auf viele de-
mokratisch gesonnene Kollegen 
traf. Das erwähnt de Lorent im 
ersten Band seiner Täterprofile 
(S. 30). Max Traeger ließ sich 
vom NS-beherrschten Parlament 
am 31. Mai 1933 in die Lan-
desunterrichtsbehörde wählen, 
jetzt als einziger ehemaliger 
Demokrat inmitten von sieben 
Nazis und Rechtsradikalen – das 
erwähnt de Lorent nicht. 

Zurück zu Heinrich Geffert: 
Bei den Ausführungen zu dessen 
Beteiligung am NS-Reichsle-
sebuch vermutet de Lorent in 

Bis zum 14. Oktober 1933 
gehörte Max Traeger der 
NS-geführten Hamburger 

Regierungskoalition an
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seinem neuesten Leserbrief, 
dass Ko-Autor Albert Mansfeld 
für die explizit nationalsozia-
listischen Texte verantwortlich 
zeichnete, während Geffert eher 
für die Aufnahme deutscher 
Klassiker zuständig war. De 
Lorent zitiert in diesem Zusam-
menhang Reiner Lehberger, der 
in „Die Fahne hoch“ (1986 von 
Reiner Lehberger zusammen mit 
Hans-Peter de Lorent heraus-
gegeben) darauf hinweist, dass 
deutlich werde, „daß der ideo-
logische Gehalt der Texte auch 
in diesem Lesebuch keineswegs 
einheitlich war, bzw. erst durch 
eine interessengeleitete Interpre-
tation zu verwirklichen war.“ De 
Lorent ließ den zweiten Halb-
satz weg. So fehlt die Aussage, 
dass Erziehung zum Nationalso-
zialismus, zum Rassenhass, zur 
Wehrbereitschaft, zur deutschen 
Volksgemeinschaft, zur Hitler-
verehrung auch bei der Lektüre 
der Klassiker unterrichtliches 
Ziel war. 

Geffert machte in der NS-
Zeit Karriere. Er wurde im 
März 1939 zum Professor an 
der Hochschule für Lehrerbil-
dung ernannt. Geffert schickte 
Lehramtsstudentinnen nach 
Łódź, von den Nazis in „Litz-
mannstadt“ umbenannt, um 
dort – nach Aussage von Geffert 
– „Volkstumsfragen“ und den 
„Grenzlandkampf“ kennenzuler-
nen. Das sei, so schreibt er nach 
Berlin, der entscheidende Ge-
winn des Praktikums in „Litz-
mannstadt“ gewesen. Volks-
tumsfragen? Grenzlandkampf? 
Gemeint war die Vertreibung 
der polnischen Bevölkerung im 
„Warthegau“ und die Ausrottung 
der Juden. 

De Lorent weist in seinem 
Leserbrief darauf hin, dass er 
in Band 3 der „Täterprofile“ 
über die Hamburger Schulhel-
ferinnen in „Litzmannstadt“ 
berichtet habe. Das ist richtig 
und wurde von uns auch nicht 
bestritten. Aber es taucht nicht 
in der Biografie über Heinrich 
Geffert auf. Unklar ist daher, 

was de Lorent mit seiner Frage 
„Warum tun die Kollegen so, als 
würden sie aufdecken, was an-
dere angeblich zur Vertuschung 
verschwiegen?“ vermitteln will. 
Warum, ließe sich zurückfragen, 
berichtet de Lorent nicht, dass 
Geffert 1944 sogar selbst nach 
„Litzmannstadt“ fuhr und dort 
nach eigener Aussage persönlich 
den Oberbürgermeister Otto 
Bradfisch traf, Führer des Ein-
satzkommandos 8 der Einsatz-
gruppe B der Sicherheitspolizei 
und des SD, Kommandeur der 
Sicherheitspolizei und des SD 
in „Litzmannstadt“ (Łódź) –ver-
antwortlich für tausendfachen 
Mord?

Hans-Peter de Lorent hatte 
in seinem Kleeberg-Täterprofil 
unsere Kollegin Barbara Brix 
zitiert (Täterprofile Band 3, S. 
351). Kleeberg war, bevor er 
wie Geffert in der Lehrerbil-
dung, tätig wurde, Schulleiter 
in der Klosterschule. „Wer in 
dieser Zeit eine solche Position 
übernommen hat“, schreibt 
Barbara Brix, „musste sich auch 
des Risikos bewusst sein, das 
er damit einging. Parteimitglied 
Kleeberg ist von der Behörde 
in sein Amt eingesetzt und 
darin bestätigt worden. Er war 
Vollstreckungsorgan. Soweit 
man derzeit sehen kann, gibt es 
keinen Grund, ihm einen ‚Per-
silschein‘ auszustellen. Immer 
wenn es um einzelne Personen 
und ihr konkretes Verhalten 
geht, fällt mir bei vielen der 

Drang auf, zu verharmlosen, 
vorlaufend Entschuldigungen 
zu suchen und sich nicht mit 
Schuld auseinanderzusetzen. 
Vorherrschend ist ein Verständ-
nis für die Täter, aber die überle-
benden Opfer will man nicht 
hören.“ 

Das gilt auch für Geffert 
und die Sicht auf ihn. „Für die 
Gesamteinschätzung der Person 
Geffert finde ich allerdings 
entscheidend, was vertrauens-
würdige Wegbegleiter über ihn 
ausgesagt haben“, so Hans-Peter 
de Lorent in seinem Leserbrief. 
In diesem Kontext unterstellt er 
uns, wir würden polemisieren. 
Wir haben Kurt Zeidler zitiert, 
der Geffert wie einen Gegner 
des NS-Systems erscheinen 
lässt („er …gab seinen Abscheu 
gegen das Nazisystem unver-
hohlen Ausdruck.“), was de 
Lorent in seiner Geffert-Biogra-
fie übernimmt. Auf Zeidler geht 
de Lorent in seinem Leserbrief 
nicht mehr ein. Er wirft uns 
stattdessen vor, wir hätten Gus-
tav Schmidt, Heinrich Schro-
eder, Carl Goetze und Ludwig 
Doermer nicht zitiert. 

Der Leserbrief von Hans-
Peter de Lorent wurde mit 
„Polemik statt Aufklärung“ 
betitelt. Ursprünglich verstand 
man unter Polemik einen 
wissenschaftlichen Streit. 
Heute versteht man darunter 
eher persönliche und unsach-
liche Angriffe. Kehren wir in 
diesem Streit einfach zurück zur 
ursprünglichen Bedeutung des 
Wortes. Ziel jeglicher Diskus-
sion sollte Aufklärung sein, 
Annäherung an die Wahrheit. 
Dazu gehört, dass man den Text, 
über den man so zornig wurde, 
einfach genauer liest, bevor man 
einen so emotionalen Leserbrief 
losschickt. Zorn ist nicht immer 
ein guter Ratgeber. 

BERNHARD NETTE,
STEFAN ROMEY

Erziehung zum 
Nationalsozialismus, 
zum Rassenhass, 

zur Wehrbereitschaft, 
zur deutschen 

Volksgemeinschaft, zur 
Hitlerverehrung war auch 

bei der Lektüre 
der Klassiker 

unterrichtliches Ziel
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GEW-GESCHICHTE / BUCHVORSTELLUNG

Zwischen Anpassung 
und Opposition
Im September erschien eine Studie des Historikers Marcel Bois zur 
„Gleichschaltung“ der GEW-Vorläuferorganisation Gesellschaft der Freunde 
im Jahr 1933. Der Autor stellte am 24.9. die von der GEW Hamburg in 
Auftrag gegebenen Untersuchung im Curiohaus vor 

Ausgangspunkt der Diskus-
sion um die „Gleichschaltung“ 
der Gesellschaft der Freunde ist 
eine Informationstafel am Curi-
ohaus, auf der es heißt: „Im Mai 
1933 gliederte der NS-Lehrer-
bund den Verband zwangsweise 
ein“. Nicht erwähnt wird: Beim 
Beschluss zum Beitritt in den 
NSLB gab es auf der entschei-
denden Hauptversammlung der 
Gesellschaft nur 3 Gegenstim-
men (bzw. 7 nach anderen Anga-
ben). 15 Jahre nachdem die hlz 
versuchte, den Anstoß für eine 
Änderung des Textes zu geben, 
beleuchtet Historiker Marcel 

Bois nun die Ereignisse von 
1933 auf Basis neuer Dokumen-
te aus dem Staatsarchiv.

Dabei ging es laut Bois unter 
anderem um folgende Fragen:

- Wie standen die Gesellschaft 

und ihr Vorstand zu Ideologie 
und Politik der Nationalsozia-
listen? War es eher Widerstand, 
eher Anpassung oder ambiva-
lent?

- Aus welchen Gründen führte 
der Vorstand Verhandlungen mit 
dem NSLB über die „Gleich-
schaltung“? Wie ist das Ergebnis 
zu bewerten?

- Wie ist das Anliegen zu be-
urteilen, die sozialen Kassen und 
das Vermögen der Gesellschaft 
zu retten?

- Welche Rolle spielte der 
(heute als Namensgeber einer 
GEW-Stiftung umstrittene) frü-

here Vorsitzende Max Traeger 
bei der „Gleichschaltung“? 

Bois skizzierte im Folgenden 
die Ergebnisse seiner Arbeit (vgl. 
dazu den folgenden Artikel). Er 
betonte dabei, dass aufgrund 

der immer noch unzureichenden 
Quellenlage teilweise kein klares 
Urteil möglich sei. 

Zum „Gleichschaltungsbe-
schluss“ der Gesellschaft am 
27.4.1933 ließe sich jedoch fest-
stellen, dass er „ohne Gewalt“ 
zustande gekommen sei. Eben-
sowenig sei er aber freiwillig 
erfolgt. Man könne vielleicht 
sagen: „unter dem Druck der 
Verhältnisse“.

Zur Rolle Max Traegers, der 
von 1920 bis 1923 der Gesell-
schaft vorstand und nach dem 
Krieg 7 Jahre lang Bundesvorsit-
zender der GEW wurde, wollte 
Bois wegen der unzureichenden 
Quellenlage keine Bewertung 
abgeben. Vom Nazi-Gegner bis 
zum Mitläufer sei alles denkbar.

Nach der Buchvorstellung 
wurde die Arbeit Bois’ von meh-
reren Redner_innen gelobt. In 
der Diskussion ging es zunächst 
um die Frage, inwieweit der Vor-
stand der Gesellschaft wegen des 
von den Nationalsozialisten aus-
geübten Drucks überhaupt Al-
ternativen zur Mitgestaltung der 
„Gleichschaltung“ hatte oder ob 
sich nicht eventuell ein Teil der 
Mitgliedschaft bereits in einem 
nationalen Rausch befand.

Die Beschäftigung mit dem 
Thema wurde auch deshalb als 
bedeutsam angesehen, weil es 
in der heutigen politischen Ent-
wicklung wieder eine deutliche 
Verschiebung von links nach 
rechts gebe.

MANNI HEEDE
hlz-Redakteur
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GEW-GESCHICHTE

Es gab Handlungsalternativen 
Eine neue Studie zur „Gleichschaltung“ der Vorgängerorganisation der 
Hamburger GEW präzisiert und differenziert bisher Umstrittenes

Seit 1988 prangt eine Erinne-
rungstafel am Curiohaus, dem 
Sitz des Hamburger Landesver-
bands der Gewerkschaft Erzie-
hung und Wissenschaft (GEW). 
Hier geht es unter anderem um 
die Rolle ihrer Vorgängeror-
ganisation, der Gesellschaft 
der Freunde des vaterlän-
dischen Schul- und Erzie-
hungswesens, während der 
NS-Zeit. Auf der Tafel ist 
zu lesen, der Lehrerver-
band sei im Frühjahr 1933 
„zwangsweise gleichge-
schaltet“ worden. Wie zahl-
reiche andere Vereine jener 
Zeit brachten die Nazis also 
auch die Gesellschaft der 
Freunde auf Linie. Im Klar-
text bedeutet dies: Zunächst 
wurde der Vorstand ausge-
tauscht und mehrheitlich 
mit Nationalsozialisten be-
setzt, später wurde dann der 
gesamte Verein in den Nati-
onalsozialistischen Lehrer-
bund (NSLB) überführt.

Angesichts der Vorge-
schichte der Gesellschaft 
der Freunde (GdF) ist dieser 
Vorgang wenig verwunder-
lich. Der im Jahr 1805 gegründe-
te Lehrerverein galt schon früh 
als besonders fortschrittlich, seit 
dem späten Kaiserreich war er 
eine Hochburg der Reformpäda-
gogik. In der Weimarer Republik 
wurden dann viele seiner schul-
politischen Forderungen umge-
setzt, etwa die Selbstverwaltung 
der Schulen, die Einführung der 
universitären Ausbildung der 
Volksschullehrer_innen oder die 
Einrichtung der reformpädago-
gischen Versuchsschulen. Die 
Gesellschaft der Freunde war 
politisch linksliberal und antifa-
schistisch geprägt. Dementspre-

chend musste sie den National-
sozialisten ein Dorn im Auge 
sein.

Doch zuletzt sind Zweifel 
an der Darstellung aufgekom-
men, die „Gleichschaltung“ des 

Vereins hätte „zwangsweise“ 
stattgefunden. Akteure aus dem 
Umfeld der GEW fanden ver-
meintliche Hinweise darauf, 
dass die „Gleichschaltungsver-
sammlung“ keineswegs unter 
Zwang stattgefunden habe. Mit-
arbeiter der Forschungsstelle 
NS-Pädagogik an der Universität 
Frankfurt behaupteten, der Ham-
burger Lehrerverein habe „sich 
bis 1933 freiwillig mit einer gro-
ßen Mehrheit dem Nazi-Lehrer-
bund NSLB angeschlossen und 
ihm sein gesamtes Vermögen 
geschenkt“. Es entwickelte sich 
daraufhin eine Debatte inner-

halb der GEW, die über einen 
längeren Zeitraum mit großer 
Vehemenz und Polemik geführt 
wurde. Nun konnten erstmals 
Dokumente zur Geschichte der 
Gesellschaft der Freunde aus 

dem Hamburger Staatsar-
chiv ausgewertet werden, 
die ein differenzierteres 
Bild zum Vorschein brin-
gen. 

Sie zeigen beispielswei-
se, dass es der Gesellschaft 
der Freunde Anfang der 
1930er Jahre besser als 
anderen Gliederungen des 
Deutschen Lehrervereins 
(DLV) gelang, die Auswir-
kungen der Weltwirtschafts-
krise für ihre Mitglieder 
abzumildern. Dies war einer 
der Gründe dafür, dass sich 
die Hamburger Junglehrer_
innen weniger stark radika-
lisierten als andernorts und 
dass die Gesellschaft der 
Freunde Anfang der 1930er 
Jahre nicht von einem ver-
gleichbaren Mitgliederexo-
dus wie andere Lehrerver-
eine erfasst wurde. Zudem 
bezog der Vorstand recht 

eindeutig Stellung gegen die im-
mer stärker werdende Hitler-Be-
wegung – sowohl bei Versamm-
lungen als auch in den Spalten 
der „Hamburger Lehrerzeitung“. 
Innerhalb des DLV bekämpften 
die Vertreter der Gesellschaft der 
Freunde jegliche Anbiederungs-
versuche gegenüber der natio-
nalsozialistischen Bewegung. 

Doch als die Nationalsozialis-
ten im März 1933 auch in Ham-
burg die Regierungsgeschäfte 
übernahmen, geriet der Vorstand 
der Gesellschaft der Freunde 
immer stärker unter Druck. Drei 
verschiedene Entwicklungen 
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wirkten nun auf ihn ein: Ers-
tens verschärfte sich das gesell-
schaftliche Klima in der Hanse-
stadt. Die Verfolgung jüdischer 
Mitbürgerinnen und Mitbürger 
begann ebenso wie die Repres-
sionen gegen politische Gegner 
des Regimes. Im Bildungssektor 
unternahmen die neuen Macht-
haber erste „Säuberungsaktio-
nen“, indem sie Schulräte und 
Schulleiter aus dem Umfeld der 
Gesellschaft der Freunde ab-
setzten und durch ihre eigenen 
Parteigänger ersetzten. Zweitens 
wuchs der Druck von Seiten des 
Hamburger NSLB. Innerhalb des 
bislang bedeutungslosen Lan-
desverbands fand ein monatelan-
ger Machtkampf statt, bei dem 
beide konkurrierenden Strömun-
gen auf eine „Machtübernahme“ 
in der Gesellschaft der Freunde 
setzten, um so den eigenen Ein-
fluss zu stärken. Beide einte das 
Ziel, die bisherige linksliberale, 
reformpädagogische Dominanz 
zu brechen. Drittens verschärf-
te sich die Situation innerhalb 
des DLV. Hier drängte die mitt-
lerweile mehrheitlich national-
sozialistisch dominierte Basis 
auf eine „Gleichschaltung“ des 
Verbandes. Durch Rücktritte und 
bereits vollzogene „Gleichschal-
tungen“ einzelner Zweigverei-
ne gingen der Gesellschaft der 
Freunde in diesen Wochen nach 
und nach alle Verbündeten im 

DLV verloren. 
Im April 1933 gelangte die 

Führung des Hamburger Lehrer-
vereins vermutlich zu der Ein-
sicht, dass sich dessen „Gleich-
schaltung“ langfristig nicht mehr 
verhindern ließe. Daraufhin setz-
te ein rascher Anpassungskurs 
gegenüber den Nationalsozia-
listen ein, der sich auf verschie-
denen Ebenen beobachten ließ. 
In der Vereinszeitung fiel die 
Berichterstattung über die neu-
en Herrscher wohlwollender als 
bislang aus. Immer öfter druck-
te die Redaktion kritiklos deren 
Verlautbarungen ab. Zugleich 
beschloss der Vorstand der Ge-
sellschaft der Freunde, Ver-
handlungen mit dem Hamburger 
Gleichschaltungskommissar und 
mit Vertretern des lokalen NSLB 
über die Zukunft ihres Vereins 
aufzunehmen. Hier verfolgten 
die Reformpädagogen das Ziel, 
die wirtschaftlichen Werte und 
die sozialen Kassen der GdF zu 
sichern. Als die nationalsozialis-
tischen Verhandlungsführer zu-
gesichert hatten, dass diese den 
Vereinsmitgliedern erhalten blie-
ben, erklärte sich der Vorstand 
zur Durchführung der „Gleich-
schaltungsversammlung“ am 
27. April 1933 bereit. Bei dieser 
wurde ein neuer, von National-
sozialisten dominierter Vorstand 
gewählt und der korporative Bei-
tritt zum NSLB beschlossen. 

Trotz des Drucks, den die 
Nationalsozialisten aufbauten, 
fand die „Gleichschaltung“ der 
Gesellschaft der Freunde kei-
neswegs gewaltsam statt – an-
ders als etwa die der Industrie-
gewerkschaften. Weder besetzte 
die SA das Curiohaus noch ver-
boten die Nationalsozialisten 
die „Hamburger Lehrerzeitung“ 
oder beschlagnahmten die Gel-
der des Verbandes. Auch wurden 
keine führenden Funktionäre der 
Gesellschaft in „Schutzhaft“ ge-
nommen. Umgekehrt kann aber 
auch nicht von einer „freiwilli-
gen Gleichschaltung“ die Rede 
sein. Die Neubesetzung des Vor-
standes und die Eingliederung 
der Organisation in den NSLB 
muss im Kontext der Machtüber-
nahme der NSDAP in Hamburg 
und des offenen Terrors des neu-
en Regimes gesehen werden, der 
nach dem Reichstagsbrand und 
der Reichstagswahl vom März 
1933 einsetzte. Trotzdem hätte 
der alte Vorstand andere Hand-
lungsoptionen gehabt. Es gab 
durchaus Lehrervereine, gerade 
aus dem linken und linkslibera-
len Spektrum, die sich nicht mit 
den neuen Machthabern arran-
gierten. Manchen riefen stattdes-
sen zum Widerstand gegen die 
Hitler-Papen-Regierung auf und 
lösten sich auf, um den Natio-
nalsozialisten nicht ihren Verein 
zu überlassen. Andere entzogen 
dem NSLB zumindest ihr Ver-
mögen, indem sie es vor ihrer 
Auflösung an andere Einrichtun-
gen übertrugen.

In der Entscheidung der Ver-
einsfunktionäre, die „Gleich-
schaltung“ der Gesellschaft der 
Freunde auf dem Verhandlungs-
weg zu begleiten und weiterhin 
als Minderheitenströmung im 
Vorstand mitzuarbeiten, drückte 
sich ein anderthalb Jahrzehnte 
verfolgtes Politikkonzept aus. 
Während der gesamten Weima-
rer Republik hatten sie im Dialog 
mit der sozialdemokratischen 
Stadtregierung Verbesserungen 
für die Volksschullehrerschaft 
erreicht. Sie verfügten bis 1933 
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„Die Vorstandsmitglieder [der GdF] verliehen [..] der ´Gleichschaltung´ 

durch ihre Beteiligung einen Schein der Legitimität.“ Marcel Bois
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über einen kurzen Draht zum 
Schulsenator, der ihnen ohne-
hin wohlgesonnen war. Zudem 
besetzten sie selbst zahlreiche 
wichtige schulpolitische Positio-
nen in der Stadt. 

Aufgrund ihrer langjährigen 
Erfahrung gingen die Hambur-
ger Reformpädagogen davon 
aus, den „Emporkömmlingen“ 
des NSLB intellektuell überle-
gen zu sein. Auch organisato-
risch waren sie eine Macht: Sie 
hatten den größten Lehrerver-
band der Stadt hinter sich, die 
Nationalsozialisten verfügten in 
Hamburg nur über eine unbedeu-
tende schulpolitische Gruppie-
rung. Doch die GdF-Funktionäre 
übersahen dabei die Dynamik 
des gesellschaftlichen Wand-
lungsprozesses im Frühjahr 1933 
und die daraus resultierende 
Stärke der neuen Regierung. Es 
war nicht das erste Mal, dass sie 
die NS-Bewegung unterschätz-
ten. Schon vor 1933 waren sie 
den Vertretern des faschistischen 
Flügels im eigenen Verband oft 
mit Überheblichkeit und Ironie 
begegneten. Als gefährlichste 
oppositionelle Strömung sahen 
sie stattdessen den kommunisti-
schen Flügel an und bekämpften 
diesen wesentlich schärfer. Im 
April 1933 saßen sie dann der 
Illusion auf, durch ihre Mitarbeit 
im „gleichgeschalteten“ Vor-
stand weiterhin auf die Geschi-
cke der Gesellschaft der Freun-
de Einfluss nehmen zu können. 
Doch die Nationalsozialisten 
führten den Lehrerverein fortan 
rigoros nach dem Führerprinzip. 

Mit ihrer Fehleinschätzung 
standen die GdF-Funktionäre 
keineswegs alleine da. Zahlrei-
che politische Akteure dachten 
im Jahr 1933, die Macht der 
NSDAP sei nur von kurzer Dau-
er. „Nach Hitler kommen wir“, 
propagierten beispielsweise die 
Kommunisten. Derweil glaub-
ten die konservativen Koaliti-
onspartner des neuen Kanzlers, 
diesen durch Einbindung und 
Zugeständnisse kleinhalten zu 
können. Sie scheiterten mit die-

ser Taktik ebenso wie die Sozi-
aldemokraten, die darauf bauten, 
den Kampf gegen die National-
sozialisten „auf dem Boden der 
Verfassung“ führen zu können. 
Auch die Industriegewerkschaf-
ten erkannten zu spät den Ernst 
der Lage. 

Doch mit ihrer Entscheidung, 
sich auf Verhandlungen einzu-
lassen, die „Gleichschaltungs-
versammlung“ selbst einzube-
rufen und sich dann auch noch 
in den nationalsozialistisch do-
minierten Vorstand wählen zu 
lassen, stärkten die langjährigen 
Vorstandsmitglieder indirekt 
ihre Widersacher. Angesichts 
der großen Autorität, über die sie 
innerhalb der Gesellschaft der 
Freunde verfügten, verliehen sie 
dem Prozess der „Gleichschal-
tung“ durch ihre Beteiligung ei-
nen Schein der Legitimität. Die 
„Gleichschaltung“ wiederum 
schuf die Voraussetzung dafür, 
dass der Hamburger NSLB zur 
Massenorganisation und zum 
schulpolitischen Faktor in der 
Stadt werden konnte. 

Im Zentrum ihres Umgangs 
mit dem NS-Regime stand – wie 
bei vielen anderen Verbänden 
und den Industriegewerkschaf-
ten auch – die Hoffnung der 
GdF-Funktionäre, die eigene 
Organisation zu erhalten und die 
Finanzen zu retten. Um diese 
Ziele zu erreichen, machten die 
ehemaligen Vorstandsmitglie-
der enorme, bis zur politischen 
Selbstaufgabe reichende Zuge-
ständnisse. Trotzdem fällt die Bi-
lanz ihrer Bemühungen nicht nur 
negativ aus. Denn in den Ver-
handlungen, die knapp ein Jahr 
lang andauerten, erreichten sie 
zumindest ein bemerkenswer-
tes Zugeständnis, das deutlich 
über das Erwartbare hinausging. 
Denn die „gleichgeschaltete“ 
Gesellschaft der Freunde nahm 
– anders als andere Lehrerver-
eine – keinen „Reinigungspa-
ragrafen“ in ihre Satzung auf. 
Im Gegenteil: Hier wurde nun 
explizit festgelegt, dass Lehre-
rinnen und Lehrer, die aufgrund 

des Gesetzes zur Wiederherstel-
lung des Berufsbeamtentums 
aus dem Schuldienst ausschei-
den mussten, weiterhin Mitglied 
bleiben konnten. Jüdinnen/Juden 
und Freimaurern, Sozialdemo-
krat_innen und Kommunist_in-
nen war es also bis mindestens 
1937 möglich, die sozialen Ein-
richtungen eines nun nationalso-
zialistisch geführten Vereins zu 
nutzen. Diese Regelung betraf 
etwa 250 Personen. 

Je mehr sich das Regime fes-
tigte, desto weniger waren diese 
Zugeständnisse allerdings wert. 
Schon bald wurden einige sozia-
le Einrichtungen der GdF aufge-
löst, etwa die Pensionskasse oder 
die Hinterbliebenenpflege. An-
dere wiederum wurden mit den 
Kassen ehemals konkurrierender 
Lehrervereine zusammengelegt. 
Zudem nahm im Lauf der Zeit 
der Verfolgungsdruck gegen-
über rassistisch oder politisch 
Ausgrenzten zu. Viele von ihnen 
wurden verhaftet oder gingen ins 
Exil, so dass die Zahl derjenigen, 
die überhaupt noch von der Son-
derregelung hätten profitieren 
können, kontinuierlich abnahm. 
Im Jahr 1937 wurde die Gesell-
schaft der Freunde schließlich 
aufgelöst und ihre Werte auf 
den NS-Lehrerbund in Bayreuth 
übertragen. Damit fand der Pro-
zess der „Gleichschaltung“ sein 
endgültiges Ende.

Infos und Anmeldung unter: 
https://www.gew-hamburg.de/
themen/gew/gew-hamburg-ar-
beitet-die-eigene-geschichte-auf

MARCEL BOIS

Zum Autor
Marcel Bois arbeitet als His-

toriker in Hamburg. Sein Buch 
„Volksschullehrer zwischen 
Anpassung und Opposition. 
Die ‚Gleichschaltung‘ der 
Gesellschaft der Freunde des 
vaterländischen Schul- und 
Erziehungswesens in Hamburg 
(1933–1937)“ ist kürzlich bei 
Beltz Juventa erschienen
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DEBATTE 2

Wider die „Geschichtslüge“ 
Eine kritische Würdigung der vorgelegten Studie Marcel Bois‘ über die 
„Gleichschaltung“ der Gesellschaft der Freunde des vaterländischen 
Schul- und Erziehungswesens

Das Buch soll einen Beitrag 
zu der langjährigen Kontroverse 
liefern, in der eine kleine Gruppe 
betont „antifaschistischer“ Leh-
rer und Studenten behauptete, 
die „Gesellschaft der Freunde 
des vaterländischen Schul- und 
Erziehungswesens“ (GdF), die 
1805 gegründete Vorläuferin 
der GEW-Hamburg, habe sich 
1933 freiwillig und aus innerer 
Überzeugung den Nazis ange-
passt und die „Gleichschaltung“ 
begeistert begrüßt. Die Gruppe 
verbreitete allgemein, die GEW 
wehre sich gegen kritische Bli-
cke auf ihre Vergangenheit. 
Exemplarisch sei eine Tafel am 
Curiohaus, auf der zu lesen steht, 
die „Gleichschaltung“ 1933 
wäre „zwangsweise“ erfolgt. 
Eine solche Inschrift müsse ent-
fernt werden. Die Tafel sei eine 
in Stein gehauene „Geschichts-
lüge“. Diese Parole hatte der 
Frankfurter Wissenschaftler B. 
Ortmeyer nach entsprechenden 
Informationen von Hamburger 
Gesinnungsgenossen geprägt.

Als bevorzugter Beleg für die-
se spezifische Sichtweise wird 
ein Ausschnitt aus der HLZ über 
die Gleichschaltungsversamm-
lung vom 27. April 1933 ver-
breitet. Dort heißt es, der „Ein-
tritt“ der Organisation in den 
NS-Lehrerbund (NSLB) sei mit 
brausendem, „nicht enden wol-
lenden Beifall“ gefeiert worden. 
Den Beifall hat es tatsächlich 
gegeben (vgl. zur Gleichschal-
tungsversammlung bei M. Bois 
S. 118f. u. S. 127f.). Aber galt 
er der „Gleichschaltung“ oder 
Gustav Küchler, dem nach ei-
ner letzten Rede zum Rücktritt 
gezwungenen Vorsitzenden der 
GdF? Dieser hatte in einer Zeit 

des NS-Terrors mit den Nazis 
vermeintlich günstige Bedin-
gungen der „Gleichschaltung“ 
ausgehandelt. Der genannte 
Bericht entstand, nachdem ein 
Nationalsozialist im Zuge der 
„Gleichschaltung“ das Amt des 
Schriftleiters der HLZ übernom-
men hatte. Der zum Rücktritt 
gezwungene Vorsitzende hatte 
erreicht, dass die Organisation 

der „GdF“ (mit ihrem Besitz) 
zwar in den NSLB eingeglie-
dert wurde, aber bis zu einer 
reichseinheitlichen Lösung der 
„Gleichschaltung“ als zumindest 
rechtlich unabhängige Korpora-
tion erhalten bleiben sollte. Die 
Nazis hatten dabei unter Mitwir-
kung eines oktroyierten, „staats-
autoritär“ eingesetzten „Gleich-
schaltungskommissars“ erreicht, 

dass die GdF-Spitze ihnen im 
Vorstand eine Mehrheit überließ 
und gegen ihren Willen einen 
Nationalsozialisten als neuen 
Vorsitzenden akzeptierte.

Die (erneute) Darstellung, 
Kontextualisierung und Bewer-
tung dieser bereits wiederholt 
untersuchten Ereignisse und 
Zusammenhänge setzt einerseits 
Kenntnisse und andererseits die 
Fähigkeit zum abgewogenen, 
unvoreingenommenen Urteilen 
voraus. Die Wahl des Bearbeiters 
für eine neutrale Untersuchung 
fiel auf Marcel Bois, einen jun-
gen Historiker, der seine Qualität 
durch zahlreiche wissenschaftli-
che Publikationen unter Beweis 
gestellt hat. Er hatte sich mit der 
Geschichte der Lehrerbewegung 
oder der Geschichte der „Ge-
sellschaft der Freunde …“ noch 
nicht beschäftigt und galt des-
halb wohl als unvoreingenom-
men.

Mit dem Untersuchungspro-
jekt und der Beauftragung von 
M. Bois hoffte unser Vorstand 
wohl, der genannten, aktiven 
und engagiert-antifaschistischen 
Gruppierung der Mitglieder 
Entgegenkommen signalisieren 
zu können und eine eigene in-
haltliche Auseinandersetzung 
und Positionierung zu umgehen. 
Ganz unbeeinflusst ließen üb-
rigens jene, die M. Bois ausge-
wählt hatten, ihn nicht. In seinem 
Buch nennt er z. B. Fragen, die 
ein Kollege für eine kritische Be-
urteilung Max Traegers berück-
sichtigt wissen wollte (S. 168, S. 
216).

Der Autor gliederte seine Un-
tersuchung im Wesentlichen in 
drei Teile: I. Darstellung des For-
schungsstands und geschichtspo-

Antinazistische 
Auffassungen vertraten 
nicht nur Funktionäre, 

Vorstand und 
Verbandszeitung, sondern 

auch die Mitgliedschaft 
der GdF. Noch bei einer 

geheimen Wahl zum 
Beamtenrat am 6./7. 

Februar 1933 – also nach 
der. „Machtergreifung“ – 
votierten ca. 75 Prozent 
der Lehrer gegen eine 
rechte Liste, mit der 

die Nationalsozialisten 
ausdrücklich eine „große 

Schlacht für die Idee Adolfs 
Hitlers schlagen“ wollten
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litische Kontroversen der letzten 
beiden Jahrzehnte (S. 11 - S. 88). 
II. Die GdF in der Weimarer Re-
publik (S. 34 - S. 88). III. Die 
„Gleichschaltung“ der GdF (S. 
89 - S. 165). 

Diese chronologische An-
ordnung könnte vorab den An-
schein erwecken, als ließe sich 
die „Gleichschaltung“ der GdF 
Ende April 1933 irgendwie 
auch aus deren Geschichte und 
nicht vor allem aus dem seit der 
Machtübernahme der NSDAP 
im Reich und ab März 1933 in 
Hamburg schlagartig eskalie-
renden und übermächtigen NS-
Terror ableiten.

Die Debatte um Max Trae-
ger wird in einem gesonderten 
Kapitel über Funktionäre und 
Mitglieder der GdF nach der 
„Gleichschaltung“ aufgenom-
men. Bois stützt zwar nicht die 
insbesondere von dem erwähn-
ten B. Ortmeyer verbreiteten 
Vorwürfe gegen Traeger, der 
wäre ein kleiner Nazi gewesen, 
verlangt aber vor einer Aner-
kennung von dessen Mitarbeit 
in einer Art Untergrundvorstand 
ehemaliger GdF-Vorsitzender 
während der NS-Zeit noch mehr 
Beweise. Warum ihm die bisher 
vorgelegten Belege für die Exis-
tenz und das Wirken dieses Krei-
ses nicht ausreichen, wird ebenso 
wenig klar wie der Grund für die 
Nichterwähnung der Tatsache, 
dass M. Traeger als beispielhaf-
ter Demokrat von der antinazis-
tischen britischen Besatzungs-
macht in die erste Hamburger 
Bürgerschaft berufen wurde. M. 
Bois zitiert hier als Argument 
für eine Zurückhaltung u.a. den 
Zeitzeugen und Hamburger Leh-
rer Ludolf Mevius, der in einem 
Gruppeninterview generell über 
Zusammenkünfte befreundeter 
Kollegen in der NS-Zeit aussag-
te: „Aber es ist eine Legende, 
zu sagen, dass es illegale Arbeit 
gegeben hat.“ Leider hat M. Bois 
hier nicht weiter ausgeholt. Das 
hätte erhellend sein können, denn 
in dem Gruppeninterview hatte 
unmittelbar vor L. Mevius die 

antinazistische Zeitzeugin Anne 
Banaschewski sich auf die Fra-
ge nach einer illegalen Gewerk-
schaftsarbeit ganz anders geäu-
ßert. Übrigens empfand selbst 
die NS-Geheimpolizei bereits 
den scheinbar bloß persönlichen 

Zusammenhalt von Gewerk-
schaftern nach 1933 als fortwäh-
rende Gefahr; dieser „Klüngel“ 
stärke die Vorstellung, dass der 
Nationalsozialismus wieder ver-
schwinden werde. 

Die rühmliche Geschichte 
der reformpädagogisch aus-
gerichteten GdF während der 
Weimarer Republik ist bereits 
gut erforscht, trotzdem lohnt die 
Lektüre der Darstellung durch 
Bois, da er dem bekannten Bild 
viele Details hinzufügt.

Diese bieten jedoch auch 
Anlass zum genauen Nachle-
sen. M. Bois nimmt z. B. (S. 
81 f) HLZ-Artikel eines führen-
den Mitglieds der GdF, Ernst 
Matthewes, als Indiz für eine 
„Sorglosigkeit“ und Laxheit der 
Hamburger Lehrer_innen gegen-
über dem Nationalsozialismus, 
was – nach M. Bois – später 
eine Anpassung an die Nazis 
erleichtert habe. Eine latente An-
passung zeige z. B. die Verwen-
dung von Wörtern wie Nation 
und Volksgemeinschaft durch 
Mitglieder der GdF. Eine solche 
Gefahr deutet sich in den ge-
nannten Artikeln jedoch nicht an. 
Matthewes kritisierte die Nazis 
unmissverständlich und forder-
te, dass nicht nationale Mythen, 
sondern „ausschließlich sach-

liche Erwägungen den Aufbau 
von Staat und Wirtschaft“ leiten 
müssten, eine „Besinnung auf 
die nationale Eigenart“ wäre hier 
fehl am Platz (HLZ 1932, S. 43). 
Gegenüber dem monarchischen 
Staat habe erst die Volksherr-
schaft in der Weimarer Republik 
durch „Sozialgesetzgebung“ und 
„den befreiten Einzelmenschen“ 
eine echte „Volksgemeinschaft“ 
zumindest ermöglicht. Deren 
Gegner seien „Kreise der Groß-
industrie“ und Besitzbürger. Er 
zweifle, dass die Nazis gegen 
diese Kräfte kämpfen würden. In 
dem anderen angeführten Artikel 
hatte Matthewes zwar einigen 
unterrichtsmethodischen Aussa-
gen des NS-Pädagogen Krieck 
zugestimmt, über dessen Werk 
aber zusammenfassend for-
muliert: „vom Anfang bis zum 
Ende eine geistige Katastrophe“. 
Krieck drohe, die Pädagogik 
„auf die politischen Interessen 
des Nationalsozialismus“ zu-
rechtzustutzen. Hier zeigt sich 
exemplarisch, dass manche Ar-
gumente Bois´ durchaus noch zu 
diskutieren sind.

Problematischer als die spe-
zifische Auffassung der genann-
ten Artikel ist das Fehlen einer 
ähnlich ausführlichen Behand-
lung von HLZ-Artikeln mit un-
bestreitbar entgegengesetzter 
Tendenz in dem Buch. M. Bois 
verweist zwar auf die Kritik der 
GdF an Militarismus, engem 
Nationalismus, Rassismus, An-
tisemitismus, Gewalt und Demo-
kratiefeindlichkeit der Nazis, er 
geht bei diesen grundsätzlichen 
Abrechnungen aber nicht glei-
chermaßen ins Detail. Das hätte 
ein ganz anderes Licht auf die 
GdF geworfen. 

Antinazistische Auffassungen 
vertraten nicht nur Funktionäre, 
Vorstand und Verbandszeitung, 
sondern auch die Mitgliedschaft 
der GdF. Noch bei einer gehei-
men Wahl zum Beamtenrat am 
6./7. Februar 1933 – also nach 
der. „Machtergreifung“ – votier-
ten ca. 75 Prozent der Lehrer ge-
gen eine rechte Liste, mit der die 

Neue Hinweise bringen 
die Untersuchungen von 
M. Bois hinsichtlich der 

Frage, wann und wie die 
Mitglieder der „GdF“ in den 

„Nationalsozialistischen 
Lehrerbund“ (NSLB) 

eintraten bzw. 
übernommen wurden
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Nationalsozialisten ausdrücklich 
eine „große Schlacht für die Idee 
Adolfs Hitlers schlagen“ woll-
ten. 

Neue Hinweise bringen die 
Untersuchungen von M. Bois 
hinsichtlich der Frage, wann und 
wie die Mitglieder der „GdF“ 
in den „Nationalsozialistischen 
Lehrerbund“ (NSLB) eintraten 
bzw. übernommen wurden (vgl. 
S. 131-S.133). 

Wichtiger aber als die Fra-
ge, wann Lehrer_innen in den 
NSLB eintraten, ist die Analy-
se der Gründe für einen Beitritt 
und der Hinnahme der „Gleich-
schaltung“. Anfang April 1933 
hatten der NS-Minister Rust und 
der NSLB-Führer Schemm nach 
Leipzig einbestellten Vertretern 
deutscher Lehrerorganisationen 
offiziell verkündet, dass es künf-
tig nur noch eine Lehrerorgani-
sation geben werde, dies wäre 
der NSLB. „Widerstandsnester“, 
die die Gegner noch … besetzt 
hielten, würden umgehend „ge-
säubert“ und „beseitigt“ (vgl. S. 
114).

Der Bericht der Hamburger 
Oberschulrätin und Ohren-
zeugin Emmy Beckmann über 
Schemms Rede zeigt auch durch 
die Wortwahl, dass die Lehrer-
organisationen sich nun in einer 
Zwangslage befanden. (s. Kasten 

unten).
In Hamburg tönten die Nazis 
im „Tageblatt“ vom 11.4. 1933 
noch gewalttätiger: Die „radi-
kale Gleichschaltung“ der Leh-
rer würde mit „revolutionärer 
Entschlossenheit“ durchgeführt. 
Wer sich dem entgegenstelle, 
würde „abgewürgt“, „überwalzt“ 
und „totgetreten“. Die ausführli-
che Darstellung solcher Andro-
hungen hätte verständlich ge-
macht, warum Vertreter der GdF 
sich bereitfanden, mit einem 
von den Nazis bereits in Leipzig 
oktroyierten, „staatsautoritär“ 
eingesetzten „Gleichschaltungs-
kommissar“ die oben genannten 

Bedingungen abzumachen.. Die-
ser „Kommissar“ war übrigens 
auch von dem neuen Hamburger 
NS-Bürgermeister legitimiert. 
Bei folgenden Treffen von NS-
Kommissar und GdF-Vorstand 
ging es unter den gegebenen 
Umständen nicht darum, ob die 
GdF sich gleichschalten lassen 
würde oder wollte, sondern nur 
um die Modalitäten der „Gleich-
schaltung“.
Hinsichtlich der „Gleichschal-
tungen“ allgemein hatte zudem 
die Presse bereits einen Erlass 
des Hamburger Senats veröffent-
licht, der wirtschaftliche Verbän-
de und Organisationen amtlich 
verpflichtete, ihre Vorstände 
mehrheitlich mit Nationalsozi-
alisten zu besetzen. Zeitungs-
meldungen informierten über 
die brutale, gewalttätige Durch-
setzung dieser Anordnung, die-
ser Gleichschaltungsdirektive. 
Marcel Bois bezeichnet all dies 
als „starken“ oder „massiven“ 
Druck (vgl. S. 134 u. S. 197).

Ein Beispiel für die reichsweit 
erzwungenen „Gleichschaltun-
gen“ ist der Bericht über die Ju-
gendverbände. (Siehe hierzu den 
faksimilierten Artikel auf Seite 
65.)

Aber M. Bois zitiert auch aus 
einer Drohrede des neuen NS-
Oberschulrats Behne vor allen 
Hamburger Lehrer_innen am 29. 
4. 1933, die in brutaler Deutlich-

Aus der Rede, die der neu eingesetzte kommissarische NS-
Oberschulrats Dr. Behne am 29. April 1933 an die versammel-
te Hamburger Lehrerschaft richtete, abgedruckt in HLZ vom 
20.5.1933: 

„[Es] ist gewiß mancher unter Ihnen, der den Sinn [des Nati-
onalsozialismus] nicht verstehen kann, der ihn im ersten Augen-
blick innerlich ablehnt. Denn dieser und jener … sieht ja zum 
ersten Male einen SA-Mann als Saalschutz … . All denen ist der 
Nationalsozialismus noch eine fremde, vielleicht sogar feindliche 
Welt. … Die Weltanschauung des Marxismus und Liberalismus 
bis zur letzten aufgelösten Form wurde gerade von Teilen der 
Hamburger Lehrerschaft … bis zuletzt verteidigt.“

Behne drohte dann: Jeder „Lehrer aber gehört ohne weiteres 
zum NSLB [Nationalsozialistischen Lehrerbund], weigert er sich, 
so stellt er sich damit außerhalb seines Standes, außerhalb seines 
Staates. Die Folgerungen hat er selbst zu tragen.“ 

Nach einem Bericht der Hamburger Ohrenzeugin Emmy 
Beckmann verkündeten die Nazis am 8./9. April 1933 in Leipzig: 
„Die neue Erzieherorganisation ist identisch mit dem Nationalso-
zialistischen Lehrerbund …. Die [bestehenden Lehrer-]Verbände 
werden korporativ eintreten, sollen aber in kürzester Zeit auf-
gelöst werden … Der Besitz der Verbände sowie seine sozialen 
Einrichtungen gehen auf den Nationalsozialistischen Lehrerbund 
über. Die einzelnen Mitglieder werden außer der korporativen 
Mitgliedschaft noch die Einzelmitgliedschaft im Nationalsozia-
listischen Lehrerbund erwerben müssen. Der Nationalsozialisti-
sche Lehrerbund wird eine Zwangsgewerkschaft für Lehrer wer-
den. Ein neues Gewerkschaftsgesetz ist demnächst zu erwarten. 
… Eine andere Gewerkschaft neben dieser wird es für sie nicht 
geben. ... Wer nicht dazu gehört, wird nicht Lehrer sein können. 
Voraussetzung für die Mitgliedschaft ist, daß die Lehrer keiner 
andern Partei angehören. …“

BECKMANN aus: ADLV vom 15.5. 1933
(Zeitschrift des Allgemeinen Deutschen Lehrerinnenverbandes) 
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Eine klassische Definition 
des Begriffs „Zwang“

Zwang (Definition aus dem 
Wörterbuch der Gebrüder 
Grimm)

(als) verbalabstract zu 
zwingen enthält zwang auf 
der einen seite die nöthigung, 
gegen die man sich nicht 
wehren kann, und auf der 
andern die einwirkung einer 
von auszen kommenden ge-
walt, mag sie nun mehr oder 
weniger handgreiflich oder 
moralisch und geistig sein.

Kleinschreibung im Origi-
nal

Faksimile aus = HT 9.4. 
1933 (Faksimile s.u. )

keit zeigt, was die Nazis von der 
politischen Einstellung der Leh-
rerschaft hielten und was sie für 
den Fall androhten, dass Lehrer_
innen sich ihnen verweigerten.

(s. Kasten oben)
In Hinblick auf die der Un-

tersuchung M. Bois` übergeord-
neten Fragestellung bezüglich 
einer Zwangssituation im April 
1933 hätte hier der Versuch einer 
Definition des Begriffs „Zwang“ 
sich lohnen können (s. Kasten). 

Da Zwang als ein sich Fügen 
wegen angedrohter, nicht ab-
wendbarer Gewalt verstanden 
wird, kann für die GdF Ende 
April 1933 vor und bei ihrer 
„Gleichschaltung“ wohl von ei-
ner Zwangssituation gesprochen 
werden. Das gilt unabhängig 
davon, ob die von M. Bois er-

wähnten „Handlungsoptionen“ 
(S. 193 f) – wie demonstrativer 
Rücktritt des Vorstands oder ein 
Versuch einer Auflösung der 
„GdF“ und Aufteilung des Be-
sitzes – zu realisieren und erfolg-
versprechend waren. 

Für ein begründeteres Urteil 
sollten folgende Aspekte noch 
konkreter in die Debatte einbe-
zogen werden: das allgemeine 
Klima der Einschüchterung seit 
der Machtübergabe an die Nazis 
Ende Januar 1933 und insbeson-
dere nach dem Reichstagsbrand, 
der Griff der Nationalsozialisten 
nach der Macht in allen Berei-
chen der Gesellschaft, der Ein-
satz von SA und SS als Hilfspo-
lizei, die Polizeieinsätze gegen 
widerständige Lehrerorganisati-
onen in Sachsen, Thüringen und Braunschweig sowie die von der 

Polizei gedeckten Einschüchte-
rungen, Beurlaubungen, Amts-
enthebungen und Entlassungen 
sowie das Schnüffelsystem, die 
Unterdrückung der unabhän-
gigen Presse, die Anwendung 
brutaler Gewalt gegen Gewerk-
schafter und die Besetzung von 
Gewerkschaftshäusern in über 
50 Städten bereits lange vor 
dem 2. Mai 1933. Vor diesem 
Hintergrund könnte auch dem 
doch überraschenden Verdacht 
M. Bois´ (S. 127) nachgegangen 
werden, dass der Vorstand der 
GdF „selbst noch zum Zeitpunkt 
seiner ´Gleichschaltung´ die Na-
tionalsozialisten unterschätzte 
[und meinte] … ähnlich wie Hit-
lers bürgerliche Kabinettskolle-
gen anfangs dachten, sie könnten 
den neuen Reichskanzler in der 
Regierung einhegen und len-
ken,“, im neuen NS-Vorstand 
der „Gesellschaft der Freunde“ 
„weiter gestaltend tätig sein zu 
können.“ 

Insgesamt gesehen hat der Au-
tor jedoch weiterführende und 
aufschlussreiche Hinweise für 
eine vertiefte Debatte der histo-
rischen Situation während der 
„Gleichschaltung“ der „GdF“ 
geliefert.

JÖRG BERLIN

HT (Hamburger Tageblatt) vom 9.4.1933



66 hlz – Zeitschrift der GEW Hamburg 11/2020

Des letzten Rätsels Lösung…

 ... sind A, B und C: Neben dem Bismarck-Hering gibt es 
noch den Alt-Herrenruderverein Bismarck. Der 24 m hohe 
Bismarckturm am Kiekeberg wurde im April 1945 von der 
Wehrmacht gesprengt. 
Als Gewinnerin ermittelten wir Ulrike Baumeister. Sie be-
kommt eine alternative Hafenrundfahrt für zwei Personen 
aus dem Programm der Hafengruppe Hamburg-Dritte Welt.
Herzlichen Glückwunsch!

MH/MK

Mein Name ist BondMein Name ist Bond
Für viele bleibt er der erste und beste James Bond. Er spielte aber auch Richard Löwenherz, 
den Vater von Indiana Jones und den Mönch in Der Name der Rose. Privat setzte er sich vor 
allem für ein unabhängiges Schottland ein. 
Jetzt ist Sean Connery verstorben.

Welche James-Bond-Tricks 
sind wirklich möglich?

A) jemanden durch Vergolden töten
B) ein Auto als U-Boot benutzen
C) mit Raketenrucksack fliegen
D) mit Brille durch Kleidung sehen

Einsendungen ggf. mit Mehrfachnennungen 
bitte mit Postanschrift bis zum 24.11.2020 
an die hlz, am besten an hlz@gew-hamburg.de. 
Als Preis winkt das Buch Unnützes James Bond 
Wissen: Mehr als 2500 Fakten über 007 
von Danny Morgenstern. 
Der Rechtsweg ist ausgeschlossen.
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Noch ohne Bauzaun, mit Graffiti: 

Bismarckdenkmal am Hafen

Aktiv für Bildungsprojekte, Meeresschutz und die 

Unabhängigkeit Schottlands: Sean Connery (Bild: 1971)

Das HLZ-RätselDas HLZ-Rätsel
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ANZEIGE

Die bessere Bank  
für Beamte und den 
öffentlichen Dienst.

Folgen Sie uns

Interesse geweckt?

Ihre Vorteile auf einen Blick

  Informative Ratgeber und 

regelmäßige Newsletter 
mit aktuellen Informationen aus  

dem öffentlichen Dienst

  Interessante Veranstaltungen 
wie z. B. Exklusive Abende für den 

 öffentlichen Dienst oder Fachvorträge

  Seit fast 100 Jahren  

Erfahrung und Kompetenz 
als Bank für  Beamte und den 

öffentlichen Dienst

  Speziell ausgebildete Berater  
für den öffentlichen Dienst

  Exklusive Vorteilsangebote 
für Mitglieder von Gewerkschaften  

und Verbänden

  Attraktive Produktvorteile 
unter www.bbbank.de/gew

 nereimrofni tzteJ

 grubmaH elailiF Ge knaBBB
  grubmaH 59002 ,2 llawreßeignekcolG

 04 78 96 03/040 :nofeleT
 ed.knabbb@363.elailiF :liaM-E

 weg/ed.knabbb.www redo
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GEW TERMINE – NOVEMBER/DEZEMBER 2020

Referat F

Gruppe Gewerkschaftliche Bildung 

Wir treffen uns unregelmäßig aber effektiv. 
Wir freuen uns über die Teilnahme von 

Interessierten. Info: Roland Stolze, 
mailto: rolandstolze@gwhmail.de

Referat B/C Bildungspolitik, -finanzierung 12.11.2020, 15.00-17.00 Uhr, Raum ABC

GEW Studies In der Geschäftsstelle nachfragen

Junge GEW 18.11.2020, 18.00-21.00 Uhr, Raum ABC

FG Grundschule In der Geschäftsstelle nachfragen

AG Vorschule In der Geschäftsstelle nachfragen

FG Stadtteilschulen In der Geschäftsstelle nachfragen

FG Berufliche Schulen 02.12.2020, 16.30-18.00 Uhr, Raum ABC

Gymnasien 07.12.2020, 18.00-21.00 Uhr, Raum ABC

FG Kinder- und Jugendhilfe In der Geschäftsstelle nachfragen

Kita Netzwerk In der Geschäftsstelle nachfragen

FG Sonderpädagogik und Inklusion In der Geschäftsstelle nachfragen

FG Hochschule u. Forschung 07.12.2020, 18.00-21.00 Uhr, GBW

AfGG Gleichstellungs- u. Genderpolitik 09.11.2020, 17.30-20.00 Uhr, Raum ABC

Bleiberechtsausschuss 24.11.2020, 18.30-21.00 Uhr, GA-Zimmer
22.12.2020, 19.00-21.00 Uhr, Raum ABC

AG Bildung statt Kinderarbeit 10.11.2020, 16.00-18.00 Uhr, GBW

Ausschuss für Friedenserziehung 17.12.2020, 19.00-22.00 Uhr, Raum ABC

Mittelamerikagruppe In der Geschäftsstelle nachfragen

Ruheständler In der Geschäftsstelle nachfragen

FG PTF soz.-päd. Personal an Schulen 18.11.2020, 17.00-19.00 Uhr, GBW

AG Schulleitungen 14.12.2020, 18.00-20.00 Uhr, GBW

Sportausschuss In der Geschäftsstelle nachfragen

AG Kindheitspädagogik In der Geschäftsstelle nachfragen

AJuM – AG Jugendliteratur u. Medien
16.11.2020, 18.00-20.30 Uhr, Raum ABC
bitte von Christoph Janzen bestätigen lassen
christoph.janzen@ajum.de

Bildungsclub In der Geschäftsstelle nachfragen

AG Queere Lehrer_innen In der Geschäftsstelle nachfragen

Für aktuelle Termine bitte auch auf unsere website unter https://www.gew-hamburg.de/

mitmachen/termine gucken und evtl. die Kontaktpersonen ansprechen, da aufgrund der Corona-

Situation manche Termine nur mit Voranmeldung geplant werden bzw. ganz ausfallen.

Gesund in den Ruhestand!
Wir bieten euch an, in einem persönlichen Gespräch euch zum Beispiel über folgende Fragen zu 

informieren:
●  Wie kann ich meine Gesundheit erhalten und stärken? Inwieweit kann ich dabei die Unterstützung 

durch Einrichtungen der Behörden erwarten?
●  Wie und wo kann ich die Feststellung einer Schwerbehinderung beantragen?
●  Wann kann ich in den Ruhestand gehen?
●  Habe ich meine rentenrechtlichen bzw. versorgungsrechtlichen Zeiten geklärt?
●  Wie berechnet sich meine Altersversorgung?

Die GEW bietet in ihrer Geschäftsstelle, Rothenbaumchaussee 15, eine kostenlose persönliche Be-
ratung zu diesen und ähnlichen Fragen an. Der nächste Termin ist der 24.11. von 15-17 Uhr (offene 
Sprechstunde ohne Terminvereinbarung). Das Angebot richtet sich sowohl an Arbeitnehmer_innen als 
auch an Beamt_innen.

KARIN HUFERT,
ehrenamtliche Beraterin, Mitglied der GEW
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Aus dem Entsetzen…
Schrecken, Wut, ja Verzweif-

lung spüre ich, selbst ein paar 
Tage, nachdem das alles pas-
siert ist, wenn ich an die Atten-
tate in Frankreich denke. Als sei 
dies nicht genug an Aufregung, 
kommt dann noch das politi-
sche Statement Erdoğans dazu, 
in dem er den französischen 
Präsidenten für verrückt erklärt, 
weil dieser diese Taten – wie 
wir alle – als Angriff auf die 
Grundwerte unserer Gesellschaft 
geißelt. Und natürlich trifft es 
gerade uns als Pädagog_innen 
ins Mark! Was sollte man Kin-
dern und Jugendlichen anderes 
mit auf den Weg geben, als dass 
sie begreifen, dass nur durch den 
Austausch von Argumenten und 
Meinungen, was immer auch 

den Streit mit einschließt, jene 
Erkenntnis zu dem reifen kann, 
was den Wert unsere Gesell-
schaft ausmacht: Die Garantie 
auf ein Leben in Freiheit! 

Wollte man – wie auf so vielen 
Plätzen dieser Welt – dies unter-
binden, hieße dies das gesam-
te Projekt der Aufklärung über 
Bord zu werfen. Europa wäre 
damit gescheitert! Deshalb ist 
die Verteidigung des Rechts auf 
freie Meinungsäußerung so be-
deutsam. Deshalb ist es wichtig, 
dass wir nicht schweigend über 
diesen Vorfall hinweggehen. Ja, 
auch um den Preis, die Gefühle 
anderer zu verletzen.

Dies stieß auf Widerspruch bei 
meinem Sohn. Als Schüler an 
einer Stadtteilschule hat er eine 

Reihe muslimischer Freunde. 
Und da er um deren Benachtei-
ligung auf so manchem Gebiet 
weiß, finde ich sein Argument, 
dass es einen Unterschied macht, 
wessen Gefühle verletzt wurden, 
schon bedenkenswert. Eine oh-
nehin benachteiligte Gruppe in 
der Gesellschaft, die sich viel-
leicht ja gerade auch deshalb be-
sonders auf ihre religiösen Wur-
zeln beruft, muss zwangsläufig 
sensibler auf aus ihrer Sicht 
herabwürdigende Darstellungen 
ihrer Kultur oder Religion, was 
ja nicht so leicht zu trennen ist, 
reagieren, als jene, die sich der 
Mehrheitsgesellschaft angehörig 
fühlen, was ihnen das Gefühl 
einer gewissen Sicherheit ihrer 
Existenz verleihen könnte.

Zuerst die Füße 
Das ist der Name der abgebildeten Skulptur aus dem 

Jahr 1990 von Martin Kippenberger. Sie stellt einen ge-
kreuzigten Frosch dar. In einer seiner Gliedmaßen hält 
er ein Ei, in einer anderen einen Bierkrug. Es existieren 
fünf Exemplare in unterschiedlicher Ausführung. Das 
Foto zeigt das Exponat der Sammlung Falckenberg in 
Hamburg Harburg.

Die Skulptur ist als ironisches Selbstporträt Kippen-
bergers gedacht. Es spiegle nach Ansicht des Museion 
(Museum für moderne und zeitgenössische Kunst in 
Bozen, Südtirol) den damaligen Gemütszustand des 
Künstlers nach einem Alkohol- und Drogenentzug wi-
der und habe „nichts mit Religion zu tun.“

Das Kunstwerk sorgte für zahlreiche Irritationen; 
man forderte, es anlässlich des Papstbesuchs 2008 aus 
dem Museion in Bozen zu entfernen. Angestoßen von 
der Sonntagszeitung Zett kam es zu Interventionen von 
zahlreichen politischen Kreisen und Teilen der katholi-
schen Kirche sowie einer hitzig geführten Diskussion 
unter anderem auf den Leserbriefseiten der Tageszei-
tung Dolomiten.

Papst Benedikt XVI. schrieb an den Präsidenten 
des Regionalrates, Franz Pahl, der gekreuzigte Frosch 
verletze die religiösen Gefühle vieler Menschen. Der 
italienische Kulturminister Sandro Bondi brachte zum 
Ausdruck, auch die Vernunft und der gesunde Men-
schenverstand würden durch das Kunstwerk beleidigt. 
Regionalratspräsident Franz Pahl trat in einen Hunger-
streik.

Aus: Wikipedia, ergänzt durch private Anmerkungen
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ANZEIGEN 04101-842 671 N

Praxis für 
Psychotherapie 
und Supervision

◆◆ Freude am Leben

◆◆ Selbstvertrauen

◆◆ Gelassenheit

◆◆ Videositzungen möglich

Dipl. Mus. Andreas Merk
Psychotherapie HeilprG, ehem. Lehrer

Telefon: 040/3009 3736 ◆ www.andreasmerk.de

 Bildung   ermöglichen!
Mach mit! Unterstütze die GEW-Stift ung 
fair childhood für Bildung statt Kinderarbeit.

Spendenkonto fair childhood:  Bank für Sozialwirtschaft  
IBAN: DE16 7002 0500 0009 8400 00, BIC: BFSWDE33MUE
Unter Treuhänderschaft  der Stift ung Kinderfonds

www.fair-childhood.dewww.fair-childhood.de Fo
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Zertifizierte Coachin, Mediatorin, Moderatorin,
ehemalige Lehrerin und langjährige Beraterin für Berufliche Schulen bietet

Coaching für LehrerInnen
und andere MitarbeiterInnen im pädagogischen Bereich.

z.B. zu Themen wie Umgang mit Konflikten und beruflichen Krisen,
Rollenklärung, Überlastung und Burnout.

Nähere Informationen und Anfragen unter: Christianepeters55@gmx.de

 

Pröbstinger Allee 14, 46325 Borken 
wwwwww..sscchhlloosssskklliinniikk..ddee 

TTeelleeffoonn::  
0022886611//88000000--00  

Gesundwerden in freundlicher Umgebung!  

Schlossklinik Pröbsting 
Private Akutklinik mit intensi-

ver Psychotherapie, wunder-

schön gelegen im Münsterland 

Sollte man meinen. Aber ist 
es auch so? Erinnert sei an das 
Massaker, das einer sich auch 
auf christliche Werte beziehen-
der australischer Rechtsterrorist 
im März 2019 in zwei Mosche-
en in Christchurch (Neuseeland) 
anrichtete. 52 Menschen star-
ben! Erinnert sei an die vielen 
christlichen Gruppierungen in 
den USA, deren oftmals bizar-
res Verhalten auch Gewalt ge-
gen Andersgläubige nicht aus-
schließt. Und schließlich sei an 
dieser Stelle an den Furor um 
ein Kunstwerk erinnert: (s. Kas-
ten S. 69). Eine Skulptur von 
Martin Kippenberger, die einen 
Frosch am Kreuz zeigt, stieß 
nicht nur auf völliges Unver-
ständnis, sondern löste Hasstira-
den aus, an denen ein ähnliches 
Muster erkennbar wird, wie man 
sie bei den oftmals sehr jungen 
„Einzeltätern“ als Motiv ihres 
Handelns vermuten kann. Viel-
leicht erklärt dies auch die nicht 
zu übersehende Zurückhaltung 
vieler Muslime, wenn es um den 
lautstarken Protest gegen diese 
Untaten geht, obwohl sie diese 
Gewalttaten gleichermaßen ab-
lehnen wie wir jene von christli-
chen Gewalttätern. 

Dies alles existiert also unab-
hängig von einer spezifischen 
Religion. Damit erübrigt sich der 
Gedanke, die Mehrheit der Gläu-
bigen einer Religion in irgendei-
ner Weise für die grausamen Ta-
ten Einzelner mitverantwortlich 
zu machen. 

Mitverantwortlich dagegen 
sind wir allein in dem Sinne, dass 
wir das sich hieraus abzuleitende 
Gebot der Toleranz gegenüber 
Andersdenkenden ‚leben‘ müs-
sen. Das schließt den Meinungs-
streit nicht aus, sondern dieser 
wird zur Voraussetzung dafür, 
dass es uns gelingt, eine Antwort 
auf die Frage zu finden, wie weit 
die Meinungsfreiheit gehen darf.

JOACHIM GEFFERS
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Gunzenbachstr. 8, 76530 Baden-Baden 
www.leisberg-klinik.de 

Von hier an geht es aufwärts! 
Hier erwarten Sie ein intensives und individuell ausgerichtetes Psy-
chotherapieangebot, erstklassiges Krisenmanagement, viele erlebnis-
intensive Erfahrungen, erfreulicher Rahmen (moderne Einzelzimmer, 
Genießer-Küche, wunderbare Umgebung). Wir behandeln die gän-
gigen Indikationen wie Depressionen, Burn-Out, Ängste etc. 
Kostenübernahme: Private Krankenversicherungen / Beihilfe 

Info-Tel.: 07221/39 39 30 

Hier könnte

Ihre
private oder 
gewerbliche

Anzeige stehen!

albersdesign
Mediengestaltung
+Druckproduktion

Anzeigenverwaltung

04101-842 671
ca@albers.design
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neu!
Zu bestellen in der 

GEW-Geschäftsstelle 

unter: info@gew-hamburg.de 

oder telefonisch 040 41 46 33 - 0

www.gew-hamburg.de


